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Zum Stadtbuch-Dossier ‹Ukrainische Flüchtlinge in Basel› 
 

Mit dem Überfall russischer Streitkräfte auf die Ukraine am 24. Februar 2022 eskalierte ein seit 
2014 zwischen beiden Staaten schwelender Konflikt. Neben der völkerrechtswidrigen Annexion 
der Halbinsel Krim erwies sich die Etablierung prorussischer Milizen im Donbass im Osten der 
des Landes als folgenschwerer Eingriff in die Souveränität der Ukraine. Massive russische Trup-
penverstärkungen an der Grenze zwischen Russland und der Ukraine seit Sommer 2021 waren 
schlussendlich konkrete Kriegsvorbereitungen im Auftrag von Präsident Wladimir Putin. 

Als Reaktion auf den Angriff flüchteten innerhalb weniger Wochen Millionen Ukrainerinnen 
und Ukrainer innerhalb ihres Heimatlandes oder ins Ausland. Das Flüchtlingshilfswerk der  
Vereinten Nationen (United Nations High Commissioner for Refugees UNHCR) sprach einen 
Monat nach Kriegsbeginn von 6,5 Millionen Binnenvertriebenen und 2,5 Millionen Menschen,  
die ins Ausland geflüchtet waren. Schätzungen von Ende November 2022 nannten bereits knapp 
8 Millionen aus der Ukraine Geflüchtete. Viele von ihnen waren Frauen aus den Grossstädten 
Odessa, Charkiw und Kiew, teils mit Kindern im schulpflichtigen Alter. 

Auch wenn die Ukraine im Herbst 2022 einen Teil der von Russland besetzten Regionen  
zurückerobern konnte, dauert der Krieg mehr als 300 Tage nach seinem Ausbruch weiterhin an. 
Schwere Raketenangriffe auf die ostukrainische Millionenstadt Dnipro im Januar 2023 liessen 
die Hoffnung auf ein baldiges Ende der Invasion einmal mehr schwinden. 

Das Staatssekretariat für Migration (SEM) konstatierte: «Die Schweiz ist mit einem Zu-
strom von Flüchtenden in präzedenzlosem Ausmass konfrontiert.»1 Bis Anfang 2023 suchten 
knapp 80'000 Ukrainerinnen und Ukrainer Zuflucht in der Schweiz, die Hälfte von ihnen bereits 
in den ersten vier Wochen nach Kriegsausbruch.2 Ein grosser Teil kam bei Privatpersonen und 
Gastfamilien unter, Bund und Kantone konnten Gemeinschaftsunterkünfte anbieten, die 
Schweizerische Flüchtlingshilfe leistete humanitäre Unterstützung. Für die aus der Ukraine  
in die Schweiz geflüchteten Personen nutzte der Bund erstmals den nicht kontingentierten, 
jedoch auf ein Jahr begrenzten Schutzstatus S.3 «Mit dem Schutzstatus S kann dieser grossen 
Zahl von gleichzeitig eintreffenden Geflüchteten rasch und ohne vertiefte individuelle Prüfung 
der Fluchtgründe der notwendige vorübergehende Schutz gewährt werden, ohne das Schweizer 
Asylsystem zu überlasten.»4  

Neben der zu leistenden humanitären Hilfe sind auch Fragen zur Zukunft der Flüchtlinge 
zu beantworten. Das UNHCR konstatierte Anfang 2023, dass 63% der im Rahmen einer Studie 
befragten Flüchtlinge in naher Zukunft in ihrem Aufnahmeland bleiben möchten.5 Folglich 
muss auch die Schweiz Strategien ausarbeiten, um diesen von Krieg und Flucht traumatisierten 
Menschen Perspektiven aufzuzeigen – mit Angeboten zum Wohnen, zur sprachlichen Integrati-
on, zur Schulbildung und zum Arbeiten. 
 
Der nachfolgende Beitrag des Journalisten Christoph Heim ist zum einen ein Erfahrungsbericht: 
Der Autor war im Jahr 2022 während mehrerer Monate Gastgeber für eine aus der Ukraine  
in die Schweiz geflüchtete Mehrgenerationen-Familie. Zum anderen ist der Text ein von diesen 
persönlichen Erlebnissen geprägtes Plädoyer für eine flüchtlingsfreundlichere Region Basel. 
 
 
Redaktion Basler Stadtbuch 
Januar 2023  

 

 
1 https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/sem/aktuell/ukraine-krieg.html#1556935528  (Zugriff am 17.01.2023). 
2 https://data.unhcr.org/en/situations/ukraine (Zugriff am 17.01.2023). 
3 https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/sem/aktuell/ukraine-krieg.html#1556935528 (Zugriff am 17.01.2023). 
4 Ebd. Der Sonderstatus war Ende der 1990er-Jahre als Reaktion auf die Balkan-Kriege eingeführt, damals aber  

nicht genutzt worden. 
5 https://www.fluechtlingshilfe.ch/publikationen/news-und-stories/ukraine-neuste-entwicklungen (Zugriff am 

17.01.2023). 
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Ukrainische Flüchtlinge in Basel 
Christoph Heim  

 
 

Es waren zumeist Frauen und Kinder, die wegen des russischen Angriffskriegs seit Februar 2022 
zu Millionen aus der Ukraine flohen. Sie trafen in ganz Europa auf offene Arme. In der Schweiz 
erhielten die Geflüchteten vom Bund den Aufenthaltsstatus S und viele wurden in Gastfamilien 
beherbergt. Dieses zivilgesellschaftliche Engagement hat in die hiesige Migrationspolitik, die 
seit Jahrzehnten darauf bedacht ist, die Schweiz als Fluchtort für Schutzsuchende so wenig 
attraktiv wie möglich erscheinen zu lassen, eine neue Dynamik gebracht. So weist die Zuwen-
dung, die man den Ukrainerinnen und Ukrainern entgegenbringt, den Weg, wie man auch mit 
Schutzsuchenden, die nicht aus Europa stammen, umgehen sollte. Denn es gibt keinen Grund, 
Personen, die vor Krieg und Hunger aus dem Nahen oder Mittleren Osten, aus Afrika oder aus 
Sri Lanka und dem Balkan zu uns flüchten, schlechter zu stellen als die von Russland bedrohten 
Menschen aus der Ukraine. 

Das Besondere am Schutzstatus S (der erst 2022 für die Flüchtlinge aus der Ukraine akti-
viert wurde) ist, dass man ohne Bewilligung ins Ausland reisen und in die Schweiz zurückkehren 
kann, was den meisten Asylsuchenden, die gewöhnlich nur den sogenannten Ausweis N er-
halten, nicht erlaubt ist. Überdies ermöglicht der Status S die sofortige Aufnahme einer an-
gestellten oder selbstständigen Erwerbstätigkeit. Die ursprüngliche Laufzeit einer Aufenthalts-
bewilligung mit Schutzstatus S dauerte ein Jahr. Sie wurde kürzlich für alle Ukraine-Flüchtlinge 
verlängert,6 so dass sie den Status S nicht vor dem 4. März 2024 verlieren. 

Am 1. Dezember 2022 zählte das Staatssekretariat für Migration 72'182 Ukrainerinnen und 
Ukrainer, die seit Kriegsbeginn am 24. Februar in die Schweiz geflüchtet sind.7 69'641 Personen 
haben den Schutzstatus S erhalten. Die Schweizerische Flüchtlingshilfe8 schätzt, dass «beinahe 
die Hälfte bei Gastfamilien eine Unterkunft gefunden hat». In Basel befinden sich laut Inter-
netseite der kantonalen Asylkoordination9 Ende November 1'814 Geflüchtete aus der Ukraine, 
von denen 264 bei Gastfamilien wohnen, die von GGG Benevol10, einem Basler Kompetenzzent-
rum für Freiwilligenarbeit, begleitet werden. Weitere 1'045 Personen leben selbstständig in 
Mietverhältnissen oder bei nicht registrierten Gastfamilien. In Baselland wurden Ende Novem-
ber 2'363 Personen aus der Ukraine mit dem Status S gezählt. Davon leben 42 Prozent in Gast-
familien, wie die Schätzungen lauten, die das Sozialamt des Kantons Baselland auf Anfrage 
mitteilt (E-Mail an den Verfasser vom 6. Dezember 2022). In absoluten Zahlen wären das Ende 
November 992 Personen gewesen.  

Auch wir, meine Frau und ich, haben in einer Basler Vorortsgemeinde während etwas mehr 
als drei Monaten sechs, kurze Zeit sogar sieben Personen aufgenommen. Sie fuhren in den ers-
ten Wochen des Krieges aus Charkiw mit zwei Autos über Moldawien, Polen und Deutschland in 
die Schweiz. In unserem Haus hatten sie vier Zimmer und ein eigenes Bad zur Verfügung. Die 
Küche, in die wir einen zweiten Kühlschrank stellten, haben wir uns geteilt. Als Gastfamilie  
haben wir hautnah erlebt, mit welchen Problemen Menschen aus der Ukraine konfrontiert  
sind, die hier in der Schweiz Schutz suchen und im Grunde noch nicht genau wissen, ob oder 
wie stark sie sich integrieren wollen. Denn die Erfolge der ukrainischen Truppen bei der Abwehr 
und Rückeroberung der besetzten Gebiete liessen die Hoffnung nie schwinden, dass eine Rück-
kehr möglich sein wird. Erfahrungen, die wir mit den Geflüchteten, aber auch mit den Behör-
den gemacht haben, fliessen in diesen Artikel ein. 

 

 
6 https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-91310.html (Zugriff am 

06.12.2022). 
7 https://twitter.com/SEMIGRATION/status/1598253181175484416 (Zugriff am 06.12.2022). 
8 https://www.fluechtlingshilfe.ch/aktiv-werden/fuer-ukrainische-gefluechtete/gastfamilien-fuer-ukrainische-

gefluechtete (Zugriff am 06.12.2022). 
9 https://www.support-ukraine.bs.ch/registrierung/Zahlen-Status-S.html (Zugriff am 06.12.2022). 
10 https://ggg-benevol.ch/ (Zugriff am 06.12.2022). 
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Privates Engagement  
Die Gastfamilien kümmerten sich um das Wohlergehen ihrer ukrainischen Gäste, stellten  
Zimmer, Bad und Küche zur Verfügung, luden sie an den gemeinsamen Familientisch oder 
kauften ihnen Lebensmittel, die sie selber verarbeiten konnten. Bei Bedarf finanzierten sie auch 
Kleider, Bettdecken, Kochgeschirr, Handys oder Fahrräder. Sie unterstützten die Geflüchteten 
im Kontakt mit den Behörden, übersetzten die oft in einem schwer verständlichen Deutsch 
formulierten Anweisungen und Erlasse ins Russische oder Ukrainische – mit Hilfe von elektroni-
schen Übersetzungsprogrammen – und halfen bei der Integration in das gesellschaftliche, 
schulische oder Arbeitsleben, was nicht selten auch mit finanziellen Ausgaben für Sportclubs 
oder Deutschkurse verbunden war.  

Viele Gastfamilien konnten auf die finanzielle und praktische Unterstützung durch ihre 
Nachbarn zählen. Einige Wochen nach der Anmeldung beim Sozialamt trafen auf dem Bank-
konto der Ukrainerinnen und Ukrainer auch die Gelder der Sozialhilfe ein, die für Lebensmittel 
und Güter des täglichen Bedarfs ausreichen sollten. Diese Zuwendungen entlasteten die  
Gastfamilien zunehmend. Zudem haben sich Politik und Behörden, die von dem Ansturm von 
Geflüchteten im Frühjahr völlig überrumpelt wurden, nach anfänglichem Zögern dazu ent-
schlossen, auch die Gastfamilien zu entschädigen. Allerdings wurden diese vom Bund emp-
fohlenen Beiträge von vielen Kantonen nur widerwillig ausbezahlt.  

 
Holschuld vs. Bringschuld 
Im Kanton Zürich zum Beispiel mussten die Gastfamilien mit ihrer Steuererklärung nachweisen, 
dass sie nicht zu reich waren, um staatliche Unterstützung zu erhalten. Ein entwürdigender 
Aufwand, zu einer Rückerstattung in der Höhe von ungefähr 100 Franken pro Person und Monat 
zu kommen. Dabei geht es nicht um eine Holschuld der Gastgeber, sondern um eine Bring-
schuld der Sozialbehörden. Auch im Kanton Baselland muss eine Gastfamilie die Entschädigung 
mit einem komplizierten Gesuch11 der lokalen Sozialbehörde regelrecht abringen. Kommt dazu, 
dass viele Gemeinden, die diese Entschädigungen ausbezahlen sollten, sich zurückhalten, wenn 
es darum geht, die Gastfamilien zu informieren. Diese müssten schon selbst darauf kommen 
und einen Antrag einreichen, heisst es. Nach einer wochen-, unter Umständen sogar monate-
langen Prüfung wird dann eine ‹Verfügung› ausgestellt, in der genau abgerechnet wird, was 
den Bittstellern zusteht. Überflüssig zu erwähnen, dass diese Entschädigungen in keinem Ver-
hältnis zu den Kosten stehen, die der Sozialhilfe entstehen würden, wenn sie eine Wohnung auf 
dem Immobilienmarkt anmieten müsste. 

Die Sozialbehörden in der Schweiz unterstützen die Ukraine-Flüchtlinge mit einem knapp 
bemessenen Taschengeld von rund 10 Franken pro Tag, womit Lebensmittel und Güter des täg-
lichen Bedarfs gekauft werden können. Darüber hinaus übernehmen sie die Mietkosten für eine 
preisgünstige Wohnung. Schliesslich bezahlen sie die Krankenkassenprämie. Insgesamt handelt 
es sich um Beiträge in der Höhe von 1'200 bis 1'500 Franken pro Person, die von den Bundesbei-
trägen von 1'500 Franken pro Geflüchteter gedeckt sind. Dazu kommen Deutschkurse, für die 
der Bund zusätzlich 3'000 Franken pro Person bereitstellt, und eine eventuelle Unterstützung  
bei Sport- oder Weiterbildungskursen, die ebenfalls von der Sozialhilfe bezahlt werden können. 
 
Paragraf für Paragraf 
Indem nicht nur die Geflüchteten, sondern auch zahlreiche Gastfamilien in Kontakt mit dem 
schweizerischen Asylwesen kamen, wurden dessen Defizite breiteren Kreisen offenbar. Erstens 
sind die Gesetze, die den Umgang mit Geflüchteten regeln, von Kanton zu Kanton, von  
Gemeinde zu Gemeinde verschieden. In Gegenden, in denen rechtskonservative Parteien das 
Sagen haben, ist die Flüchtlingshilfe geizig, sind die Unterkünfte karg und die Verfahrens-
abläufe kompliziert. Besser läuft es in grösseren Städten wie Basel. Aber immer noch machen 

 
11 https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/regierungsrat/medienmitteilungen/gastfamilien-im-baselbiet-

erhalten-finanzielle-entschaedigung (Zugriff am 06.12.2022). 
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vielerorts die Gesetze, welche die Sozialhilfe auf der Ebene der Kantone regeln, Paragraf für 
Paragraf deutlich, dass man Flüchtlingen grösste Vorbehalte entgegenbringt und peinlichst 
genau darauf achtet, keinen Franken zu viel auszubezahlen. 

Eine schlechte Visitenkarte für unsere Flüchtlingspolitik ist etwa das Gebäude, in dem das 
basellandschaftliche Amt für Migration untergebracht ist. Es befindet sich in Frenkendorf in der 
Nähe des Bahnhofs in einem heruntergekommenen, unansehnlichen Bürohaus, das so schlecht 
ausgeschildert ist, dass man es beinahe nicht findet. Im Vergleich dazu ist das Passbüro von 
Baselland, wo die Schweizer Bürgerinnen und Bürger ihre Dokumente erneuern lassen können, 
im denkmalgeschützten Rathaus der Stadt Liestal geradezu luxuriös. Nicht zu beanstanden ist 
auch die Regelung in der Stadt Basel, wo die Geflüchteten ihre Ausweise im zentralen Spiegel-
hof erhalten, einem zweckmässigen Verwaltungsgebäude für alle.  
 
Eine Frage der Kommunikation 
Die kritische, tendenziell ablehnende Grundhaltung gegenüber den Geflüchteten kommt oft  
in sehr umständlichen, aus der Zeit gefallenen Behördenabläufen und -mitteilungen zum Aus-
druck. So wird den Geflüchteten in Baselland mehrere Wochen nach ihrem Vorsprechen auf 
dem Sozialamt eine amtliche «Verfügung» zugeschickt, die unverständlicher kaum sein könnte. 
Auf den ersten Blick hat man den Eindruck, dass es in dem Dokument um eine Strafe, Busse 
oder Rückweisung geht, bis man erfährt, dass hier in juristischen Textbausteinen die Höhe der 
monatlichen Sozialhilfe, auf die man Anspruch hat, mitgeteilt wird.  

Jenseits der Frage, ob die bescheidene Höhe der Sozialhilfe angemessen ist für ein Leben  
in der Schweiz, geht es zentral um das Wie, um die Kommunikation einer Behörde mit ihren 
Kundinnen und Kunden. Diese ist in der Stadt professioneller als im Landkanton, wo die Sozial-
hilfe an die Gemeinden delegiert ist, die einzeln für sich agieren müssen. Zwar gibt auch in  
Baselland die Webseite12 der kantonalen Koordinationsstelle Asyl auf die wichtigsten Fragen 
ukrainischer Flüchtlinge Antwort. Angesichts des komplizierten Internetauftritts fühlt man sich 
aber in die 1990er-Jahre zurückversetzt. Hingegen behandelt die Basler Asylkoordination  
unter dem Stichwort ukraine support13 alle Probleme, die sich Geflüchteten stellen, auf einer 
grafisch übersichtlich gestalteten Webseite. Sie beantwortet sie in verständlichem Deutsch und 
auf Ukrainisch und ist zudem direkt mit den Institutionen verlinkt (Sozialhilfe, Ärzte, Psychia-
ter), die bei der Lösung von Problemen Hand bieten. 
 
Wo gibt es geeigneten Wohnraum? 
Flüchtlingswellen gehören zum Alltag eines krisengeschüttelten 21. Jahrhunderts. Die Verursa-
cher sind längst benannt: Es sind autokratische Regimes, die Minderheiten mit äusserster  
Brutalität verfolgen. Es sind islamistische Armeen, die ganze Regionen zerstören. Es sind Dikta-
toren, die wie zu Zeiten des Kolonialismus gnadenlose Expansionskriege führen. Es ist die  
Klimakatastrophe, die das Leben in den Tropen zunehmend unmöglich macht und Millionen  
in die Flucht treibt. So gesehen lässt sich die Schweiz unendlich viel Zeit, bis sie Migration und 
Flüchtlingswellen zu einem integralen Bestandteil ihrer Aussen- und Innenpolitik macht. 

Warum hat man nicht schon längst damit begonnen, ganz professionell jene Gebäude, die 
einer Sanierung bedürfen, interimistisch für die Unterbringung von Flüchtlingen fit zu machen? 
Was macht man eigentlich mit den Tausenden und Abertausenden von Quadratmetern leeren 
Büroraums, der in der Region Basel zum Beispiel mit dem Bau der gigantischen Roche-Türme 
entstanden ist? Eines ist sicher: Die Geflüchteten aus der Ukraine werden nicht die letzten  
Migranten gewesen, die Wohnraum brauchen. Wohnraum, bei dessen Anblick man als Einwoh-
nerin oder Einwohner dieses Landes nicht beschämt zu Boden blicken muss. 
 
	  

 
12 https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/direktionen/finanz-und-kirchendirektion/sozialamt/infos-zu-

schutzbeduerftigen-aus-der-ukraine (Zugriff am 06.12.2022). 
13 https://www.support-ukraine.bs.ch/ (Zugriff am 06.12.2022). 



 6 / 53 

Wie weiter? – Ein Plädoyer aus eigener Erfahrung 
Ein weiteres Problem, das anzusprechen sich lohnt, ist die Frage nach der Integration von 
Flüchtlingen, die nach Kriegsende wieder zurück in ihre Heimat wollen. Für die meisten Ukrai-
nerinnen und Ukrainer ist die Schweiz eine Übergangslösung, was zur Folge hat, dass Deutsch 
überaus langsam gelernt wird und lieber Gelegenheitsjobs angenommen werden als solche,  
die einer Umschulung bedürfen. Der Einstieg ins Berufsleben wird auch dadurch erschwert oder 
gar verhindert, dass Geringverdiener fast den ganzen Lohn der Sozialhilfe abgeben müssen, die 
so ihre Ausgaben decken will. «Warum soll ich eine anstrengende Hilfsarbeit für 4'500 Franken 
Lohn machen, wenn mir die Sozialhilfe 90 Prozent davon einbehält?», fragte mich einmal ein 
ukrainischer Mann, der mit seiner Familie rund 4'500 Franken Sozialhilfe bezieht. «Warum soll 
ich einen Tag pro Woche putzen gehen, wenn ich am Schluss nur 20 Franken behalten darf?», 
fragt eine Frau, die ebenfalls von der Sozialhilfe lebt. Wenn die Schweizer Sozialbehörden nicht 
wollen, dass die Geflüchteten dauerhaft in der Sozialhilfe hängen bleiben, wären attraktivere 
Anreize, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, sicher sinnvoll. 

Es zeigt sich hier ein Dilemma, dessen Ursache darin liegt, dass sich die Schweizer Asyl-
politik nicht entscheiden kann zwischen Integration und Abwehr. Dabei ist es ganz einfach: 
Egal ob Flüchtlinge bleiben wollen oder ob sie die Schweiz nur als Übergangslösung ansehen, 
am Konzept Integration führt in der Migrationspolitik kein Weg vorbei.  
 
In erster Linie braucht es eine gute Betreuung der Geflüchteten und eine gute Kommunikation 
mit ihnen. Zweitens geht es darum, für einen guten Standard bei den Unterkünften zu sorgen. 
Die Flüchtlingsunterkünfte müssen generell mehr Privatheit und Komfort bieten als herkömm-
liche Zivilschutzanlagen. Drittens müssen die Sozialbehörden in der ganzen Schweiz möglichst 
schnell lernen, einen kooperativen und fördernden Umgang mit den Gastfamilien zu pflegen. 
Wie gut wäre es doch, wenn man sich auch in künftigen Flüchtlingswellen auf sie verlassen 
könnte! Viertens muss die Integration mittels Ausbildung und Beruf beschleunigt und verbes-
sert werden, sei das in der Schule, in der Lehre, im Studium oder am Arbeitsplatz. Es ist wichti-
ger, dass jemand möglichst bald einen Job und einen eigenen Verdienst hat, als dass sich die 
Sozialhilfe bei den Arbeitswilligen schadlos hält. Fünftens sollten Lösungen gefunden werden, 
die Deutschlernen und Arbeiten oder Studieren miteinander verbinden. Es ist wichtiger, dass  
die jungen Leute eine gute Ausbildung bekommen, als dass sie nach einem halben Jahr schon 
perfekt Deutsch sprechen. Und sechstens sollten bei der Jobvergabe die Erfahrungen stärker 
gewichtet werden als die Berufsdiplome, die kaum je schweizerischen Standards entsprechen. 
Denn etwas ist klar: Wenn Ende November 14 Prozent der Ukrainer und Ukrainerinnen in der 
Schweiz mit Status S einer Arbeit nachgingen, ist das kein Ruhmesblatt, denn 86 Prozent haben 
immer noch keine Arbeit gefunden: wegen mangelnder Deutschkenntnisse, nicht kompatibler 
Diplome oder weil die Sozialhilfe den Mehrverdienst abschöpft. 
 
 
 
Über den Autor  
Christoph Heim war bis zu seiner Pensionierung im Juni 2022 Kulturredaktor bei Tamedia. Er hat mit seiner Frau als 
Gastfamilie im zweiten Quartal des Jahres 2022 sechs, kurze Zeit sogar sieben geflüchtete Personen aus der Ukraine 
beherbergt. In dieser Zeit erschien im ‹Tages-Anzeiger› und in der ‹Basler Zeitung› sein Ukraine-Tagebuch (siehe die 
Folgeseiten). 
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Beiträge zum Thema im Basler Stadtbuch 
 
 
‹Basel und das Asylproblem› (Alfredo Fabbri, Basler Stadtbuch  
1985, S. 37‒45) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1985/1985_1808.html    
 
‹Notwohnungen in Basel – ein aktuelles Problem› (Jörg Hübschle,  
Basler Stadtbuch 1989, S. 48‒48) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1989/1989_2018.html  
 
‹Menschen in Bewegung. Zur Sonderausstellung im Museum für  
Völkerkunde und Schweizerischen Museum für Volkskunde  
Basel› (Gerhard Baer, Susanne Hammacher, Basler Stadtbuch  
1990, S. 134‒136) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1990/1990_2133.html 
 
‹Flucht in die Schweiz 1933–1945. Flüchtlinge in Riehen und  
Bettingen› (Lukrezia Seiler, Basler Stadtbuch 1997, S. 218–224) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1997/1997_2547.html 
 
‹Brücken bauen, Heimat schaffen. Gedanken rund um den Basler  
Preis für Integration› (Andreas Breymaier, Basler Stadtbuch 1999,  
S. 109‒112) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1999/1999_2639.html 
 
‹Der Mensch hinter dem Lächeln. Seit zwanzig Jahren nimmt sich  
die «Freiplatzaktion» der in Basel lebenden Tamilen an› (Christoph  
Kohler, Basler Stadtbuch 2005, S. 127‒128) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2005/2005_2927.html 
 
‹«Wanakam». Ein Gespräch mit Thomas Isler, Claudia Frei und  
Stella Händler› (Christoph Kohler, Basler Stadtbuch 2005,  
S. 157‒159)  
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2005/2005_2933.html 
 
‹«Wir wurden wirklich mit offenen Armen empfangen».  
Ein Gespräch mit Katalin Horn-Kertész und László Alföldi,  
die vor fünfzig Jahren aus Ungarn flohen und heute in Basel leben›  
(Roger Ehret, Basler Stadtbuch 2006, S. 161‒164) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2006/2006_2974.html 
 
‹Der Strassenwischer mit dem Turban. Der Sikh Khalsa Dalip  
Singh ist in jeder Hinsicht der Reinheit verpflichtet› (Wolf  
Südbeck-Baur, Basler Stadtbuch 2007, S. 214‒215) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2007/2007_3017.html 
 
‹Neue Namen für neue Einwanderer. Der Abenteuer-Migrant:  
ein Wort mit Folgen und Nebenwirkungen› (Christine Richard,  
Basler Stadtbuch 2012, S. 64‒66) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2012/2012_3217.html 
 
‹Da-Sein: Ankommen, um weiterzugehen. Asylsuchende in  
Basel müssen teilweise jahrelang warten, bis ihr Aufenthaltsstatus  
abgeklärt ist› (Julia Konstantinidis, Basler Stadtbuch 2015,  
S. 64-68) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2015/2015_3365.html 
 
‹Basel hilft. Die Bilder von Hunderttausenden von Flüchtlingen  
in Not mitten in Europa haben auch die Baslerinnen und Basler  
nicht kaltgelassen› (Florian Blumer, Basler Stadtbuch 2015,  
S. 69–71) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2015/2015_3366.html 
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Von der Ausland-, Inland- und
Wirtschaftsredaktion CHMedia

Es ist eine der grössten Militäroffensi-
ven auf europäischemBoden seit dem
Zweiten Weltkrieg: Russland hat ges-
tern die Ukraine aus der Luft, auf dem
Land und vom Meer aus angegriffen.

Von mehreren Dutzend getöteten
ukrainischen Soldaten war am Abend
die Rede, genaueAngaben fehlen.

DievonPräsidentPutinbefohlenen
Attacken trafen zuerst ukrainische
Flughäfen und Militärstützpunkte im
ganzenLand,danachnahmendieRus-
sendie Städte insVisier.Menschenflo-

hen mit dem Auto aus den angegriffe-
nen Städten, es kam zu riesigen Staus.
Das Nachbarland Polen bereitet sich
auf ankommende Flüchtlinge vor.

Am Abend drang das russische
Militär immer tiefer ins Land ein, so
auch in der Gegend von Tschernobyl,
wo 1986 eine AKW-Katastrophe

geschah. Gemäss «New York Times»
bergendieKämpfenaheder radioaktiv
belasteten Sperrzone das Risiko, dass
der einbetonierteUnglücksreaktor be-
schädigt werden könnte.

Der ukrainische Präsident Selens-
kyj sagte an die Adresse des einstigen
BruderstaatesRussland:«Mitdemheu-

tigenTagstehenunsereLänderauf ver-
schiedenen Seiten der Weltgeschich-
te.» Putin habe einen Krieg gegen die
gesamte demokratische Welt entfes-
selt. Selenskyj: «Putin will unser Land
zerstören.»DerKreml-Chef selbst ver-
breitete in seiner Kriegserklärung irre
Verschwörungstheorien und Behaup-
tungen, inKiewsei ein«Nazi-Regime»
an der Macht, das einen «Genozid»
plane.WestlicheGeheimdienstegehen
davonaus, dassPutin inKieweine ihm
genehme Regierung einsetzen wolle.
Die demokratisch gewählteRegierung
unddasParlamentbliebengesternaber
vorOrt präsent.

Europäische Staaten und die USA
verurteiltendenAngriffund somit die
Verletzung des Völkerrechts in aller
Schärfe.Einemilitärische Intervention
zu Gunsten der Ukraine steht aber
nicht zurDiskussion. Es soll bei Sank-
tionenbleiben,dochwieweit diesege-
hen sollen, darin ist sich der Westen
uneinig. Die Schweiz wiederum ist
noch zurückhaltender.DerBundesrat
will die SanktionenderEUnicht über-
nehmen, zumUnverständnisdermeis-
ten Parteien.

Der ganze erste Bund zumKrieg
gegen die Ukraine – Inhalt:

Überblick: Was gestern geschah
und wie die Welt darauf reagierte

Kommentar: Das fatale Versagen
der internationalen Diplomatie

Zwei Zeitdokumente: Die Reden
Putins und Selenskyjs im O-Ton

Experten-Interview: «Putin droht
verklausuliert mit der Atombombe»

Bundesrat: Scharfe Worte,
aber keine scharfenMassnahmen

Völkerrecht: Jetzt ist Russland
ein Schurkenstaat

Wirtschaft: Swiss stoppt Flüge,
Nestlé schliesst Fabriken

Kultur: Das unheimliche Netzwerk
der Russen in der Schweiz

Flucht aus Kiew: Tausende verlassen
die Hauptstadt wegen der Attacken.

Bild: Pierre Crom/Getty

Krieg in
Europa:
Russland
greiftdie
Ukrainean
Luftschläge, Panzer, Bodentruppen ++
Menschen fliehen aus Kiew ++USA undEU
verschärfen Sanktionen ++Die Schweiz
will diese nicht übernehmen



Krieg in derUkraine

Samuel Schumacher
und Fabian Hock

Montag, der 24. Februar 2022:Eswar
ein kalter Tag in Kiew, ein windiger
Tag in der Schweiz, ein trauriger Tag
für die Welt, die seit gestern Morgen
eine andere ist. Wladimir Putin, der
russische Präsident, hat in der Nacht
zumMontag ineinervonLügendurch-
zogenenFernsehansprachederUkrai-
ne den Krieg erklärt und seine Trup-
pen losgeschickt.

Zum erstenMal seit demZweiten
Weltkrieghatgesterneineuropäischer
Staat einemilitärische Invasiongegen
einenandereneuropäischenStaat lan-
ciert. Der absurde Auftrag, den Putin
seinen Truppenmit auf die Reise ge-
gebenhat:DieUkraine«Entnazifizie-
ren» und den «Genozid» an der rus-
sischen Bevölkerung im Land stop-
pen.Wer sich denRussen in denWeg
stelle,werdemitKonsequenzen rech-
nenmüssen,«diedieGeschichtenoch
nicht kennt», sagte Putin.

Monatelang hatte derWestenmit
Russland verhandelt und diskutiert.
Diemächtigsten Frauen undMänner
derWelt sind nachMoskau gepilgert,
umden69-jährigenKremlchef zube-
schwichtigen. Währenddessen zog
Russland seine Truppen rund um die
Ukraine zusammen. Über 150 000
Soldaten warteten in Eis und Schnee
aufBefehleausMoskau. SchweresGe-
schützwurde inStellunggebracht.Am
vergangenenWochenende liessPutin
seine Marine im Schwarzen Meer
Atomkriegsspiele üben.

Um03:40UhrstartetePutin
denKrieg
WährendrussischeFernsehshowssich
als Kriegspropaganda-Plattformen
neu erfanden, fragten sich Expertin-
nen und Beobachter im Westen, wie
denn einKriegsszenario in derUkrai-
neaussehenkönnte.KommtPutinvon
Ostenherundholt sichdenDonbass?
Greift er vonSüdenanundkontrolliert
die Küste des Asowschen Meeres?
Wagt er den Vorstoss auf die Indust-
riemetropole Charkiw? Oder zielt er
gar ins Herz der Ukraine und lässt
einenAngriff auf Kiew fliegen?

DiebrutaleAntwort aufdieseFra-
gen folgte gestern Morgen um 03:40

Uhr: Putin startete einen gross ange-
legten Angriff auf die Ukraine von al-
len Seiten her. Primäre Ziele der Ra-
ketenbeschüsse und Helikopteratta-
cken waren Flughäfen und militäri-
sche Installationen.

Aus mehreren Städten, darunter
auchausder zweitgrösstenMetropole
Charkiw, wurden heftige Kämpfe ge-
meldet. Entlang der Grenze im Don-
bass erzählenAugenzeugenvon stun-
denlangemBeschuss aus den separa-
tistischen Gebieten. Fotos von
zerfetzten Leichen machen die Run-
de. Wie viele Menschen am ersten
Kriegstag ums Leben kamen, ist un-

klar. Die ukrainische Armee meldete
Dutzende tote Soldaten aus den eige-
nenReihen. InderKüstenstadtOdes-
sa kamenmindestens sechs Zivilper-
sonen ums Leben.

Hunderttausende Menschen im
ganzen Land machten sich auf die
Flucht Richtung Westen. Das Nach-
barland Slowakei hat 1500 Soldaten
an die Grenze geschickt, um bei der
AufnahmeukrainischerFlüchtlingezu
helfen. Auch in der Schweiz bereiten
sich die Kantone auf einen baldigen
Ansturm von Tausenden Ukrainerin-
nen undUkrainern vor.

Der ukrainische Präsident Wolo-
dimir Selenskyjweigerte sich,Kiewzu
verlassen. Mit stündlichen Updates
richtete er sich andie ukrainischeBe-
völkerung. An den einstigen Bruder-
staat Russland gerichtet sagte der
44-jährige Staatschef: «Mit demheu-
tigen Tag stehen unsere Länder auf
verschiedenen Seiten der Weltge-

schichte.» Die Schulen wurden lan-
desweit geschlossen. Jeder Ukrainer
und jedeUkrainerinüber 18kann sich
vonoffiziellenStaatsstelleneineWaf-
fe zur Selbstverteidigung leihen.

KeineSanktionengegen
Putinpersönlich
WährenddieAngriffe landesweitwei-
tergingen,meldete sichamAbendUS-
Präsident JoeBidenzuWort.Amerika
verhängte weitreichende neue Sank-
tionen, verzichtet aber vorerst darauf,
Russland aus dem internationalen
Zahlungssystem Swift auszuschlies-
sen oder Wladimir Putin persönlich
aufdie Sanktionsliste zu setzen.«Der
Westenwird zusammenstehen.Diese
Massnahmen werden Russland
schwächen. Dafür garantieren wir»,
sagte Biden. Mit Putin sprechen wer-
de er nichtmehr.

Die russische Bevölkerung selber
scheintmitBlick aufdiebrutaleEska-
lationdesKremlgespalten.Tausende
schlossen sich den weltweiten Anti-
Putin-Protesten an. In 44 russischen
Städten kam es zu Massenprotesten
gegen den Angriff auf das Nachbar-
land. Die Behörden liessen mehr als
800Demonstrierende verhaften.

Wie lange dauert dieser Krieg?
Wie viele Menschen sterben? Was
kann Putin stoppen? Niemand weiss
das. Klar ist nach diesem ersten Tag
der neuen Zeitrechnung einzig: Auf
PutinundseineGarde ist keinVerlass.
IhrWort zählt nichts. IhreTatenbrin-
gen nichts als Leid undTod.

Europa istwieder imKrieg, grund-
los. Die Ukraine ist befallen vom rus-
sischen Parasiten, der an den Säulen
des Kontinents nagt. Der Westen ist
entschlossen, den Parasiten abzu-
schütteln. Das ist das grosse Ganze.
Und im Kleinen? In den längst über-
rannten Schützengräben des Don-
bass? Da hält Anatoly, der Komman-
dant der ukrainischen Armee im
Grenzdorf Solote, weiter Wache. Vor
zweiWochenhat erdieserZeitungmit
stoischer Gelassenheit erzählt, dass
sichdawaszusammenbraueennetder
Trennlinie zu den Separatisten. Ges-
ternhat er sichwieder gemeldet: «Ich
habenichtgutgeschlafen», sagteAna-
toly. «Aber die anderen, die werden
jetzt auch nichtmehr gut schlafen.»

Zeitenwende in Europa
NachMonaten intensivster Verhandlungen hat der russische
PräsidentWladimir Putin gestern seinwahresGesicht gezeigt
undmit hetzerischen Parolen dieUkraine überfallen. Im
ganzen Land herrscht Krieg.MillionenMenschen sind auf
der Flucht. Der Kontinent steht vor einer schweren Probe.

RussischeMilitärhelikopter fliegen über ein Dorf ausserhalb der ukrainischen Hauptstadt Kiew. Wie viele Menschen durch den russischen Überfall auf das Nachbarland bislang ums Leben kamen, ist unklar. Bild: AP
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Kampf ums Leben: Ukrainer bereiten die Flucht vor. Bild: APVerletzte: In Chuhuiv wurde ein Block attackiert. Bild: GettyNur noch raus hier: Eine Frau wartet am Bahnhof von Kiew. Bild: AP

650
Millionen Dollar Militärhilfe
hat die USA der Ukraine

2021 geschickt.

90000
US-Soldaten sind in Europa
stationiert. Kein Einziger

aber kämpft in der Ukraine.
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Der Westen zielt auf
Russlands Wirtschaft
Die EU verschärft die Sanktionen gegenMoskau
undMinsk. DerUkraine geht das nicht weit genug.

RemoHess, Brüssel

«Massiv», «beispiellos», oder gar das
«härtestes Sanktionspaket, das wir je
beschlossen haben» – so wird die EU
laut Kommissionspräsidentin Ursula
vonderLeyenundAussenbeauftragten
JosepBorrell aufden russischenAngriff
aufdieUkraine reagieren.NochamTag
derKriegsattackekamendie 27Staats-
und Regierungschefs am Donnerstag-
abend in Brüssel zusammen, um über
die Strafmassnahmen zu beraten.

Details wurden zunächst nicht be-
kannt. Von der Leyen umriss jedoch
schon ziemlich genaudieBereiche,wo
die EUansetzenwill:Man ziele auf die
«strategischen Sektoren» der russi-
schenWirtschaft.VonderLeyen:«Die-
se Sanktionen sind konzipiert, umden
Interessen des Kremls und der Mög-
lichkeit zur Kriegsfinanzierung einen
harten Schlag zuzufügen». So mit
einem Exportembargo westlicher
SchlüsseltechnologienundeinemVer-
bot für russischeBanken, aufdemeuro-
päischen Finanzmarkt aktiv zu sein.

Grossbankenvomeuropäischen
Geschäft ausschliessen
Ein provisorischer Entwurf der Sank-
tionsvorschläge, der vor dem Gipfel-
treffendurchgesickertwar,wurdekon-
kreter: Zusätzlich zu den bereits am
Vortag sanktionierten staatlichen
GrossbankenwürdenPrivatbankenwie
die Alfa Bank and Bank Otkritie vom
EU-Geschäft ausgeschlossen. Die Fi-
nanzierung von bedeutenden russi-
schen Staatsunternehmen würde ver-
boten. Unter das Handels-Embargo
könnten gewisse Computer, Software
und Elektronikbestandteile fallen.
Ebenso die Ausfuhr von Material und
Technologie, dieRusslandbraucht, um
seinÖl zu raffinieren.Zusätzlich zuden
351 sanktionierten Duma-Abgeordne-
ten drohen auch den restlichen russi-
schenParlamentariernKontensperrun-
gen und Reiseverbote. Ebenso ins Fa-
denkreuz geraten könnten die
Angehörigen des russischen Sicher-
heitsrates.

Bereits am Montag auf die Sank-
tionsliste gesetztwurdeVerteidigungs-
minister Sergej Schoigu, einer von Pu-
tins engsten Vertrauten, der mit dem
Präsidentenauch schonmal gemeinsa-
me Jagdferien in der sibirischen Taiga
macht.AufdemTisch liegt ebensoeine

Abkehr der erleichterten Einreise für
sämtliche russischeStaatsbürger indie
EuropäischeUnion.

Für Fragezeichen sorgte aber, was
vorderhand nicht auf der Liste zu sein
schien: der Ausschluss Russlands aus
dem internationalen Zahlungsverkehr
Swift.DerukrainischeAussenminister
Dmitri Kuleba forderte diese Mass-
nahme am frühen Abend ultimativ:
«Ich sage es ganz undiplomatisch: Je-
der,derdaranzweifelt, obRusslandvon
Swift ausgeschlossenwerdensoll,muss
verstehen,dassdannauchBlut vonun-
schuldigen ukrainischen Männern,
FrauenundKindernan seinenHänden
klebt», so Kuleba auf Twitter.

DrittesPaketbereits inPlanung –
auchWeissrussland imVisier
Aus EU-Kreisen hiess es, dass Swift
durchaus nicht vom Tisch sei. Man
habe sich amDonnerstag auf das kon-
zentriert, was kurzfristig möglich sei.
Oberste Priorität habe, die Einheit zu
wahren. Ein drittes Sanktionspaket sei
bereits in Vorbereitung. Ebenso Straf-
massnahmen gegen Weissrussland,
welches sichamrussischenAngriffmit-
schuldig gemacht habe.

Kommissionspräsidentin von der
Leyen äusserte sich auch zur Frageder
ukrainischen Flüchtlinge, mit denen
manzuTausenden rechnet.DieEUsei
bereit, dieseMenschen aufzunehmen.

Am Freitag wird ein kurzfristig an-
beraumter Krisengipfel der Nato statt-
finden, wo auch die Nicht-Mitglieder
Finnland und Schweden teilnehmen
werden. Wie Nato-Generalsekretär
Jens Stoltenberg erklärte, hat die Alli-
anz jetzt formell ihreVerteidigungsplä-
neaktiviert.Konkretbedeutetdas, dass
derNato-Oberbefehlshaber,US-Gene-
ral Tod Wolters, jetzt über die Nato-
Truppen verfügen kann, und zwar ein-
schliesslichder schnellenEingreiftrup-
pe, die bis zu 40000Mann umfasst.

Zuvor haben Bulgarien, Tsche-
chien, Estland, Lettland, Litauen,
Polen, Rumänien und die Slowakei
Konsultationen unter Artikel 4 des
Nato-Vertrags eingeleitet.Diesefinden
statt, wenn die territoriale Integrität
oder Sicherheit eines Nato-Mitglieds
bedroht ist. Erwartet wird, dass die
NatobaldneueTruppenandieOstflan-
ke verlegen wird. Dass die Nato direkt
in der Ukraine eingreifen könnte, gilt
aber weiter als ausgeschlossen.

RussischeMilitärhelikopter fliegen über ein Dorf ausserhalb der ukrainischen Hauptstadt Kiew. Wie viele Menschen durch den russischen Überfall auf das Nachbarland bislang ums Leben kamen, ist unklar. Bild: AP

Kommentar zum Versagen der internationalen Diplomatie

Die Hölle am helllichten Tag
EinenWahnsinnigen bringtman
nicht zur Vernunft, indemman ihm
dieHausordnung vorliest. Einen
Massenmörder stopptman nicht,
indemman seine Konten sperrt. Seit
gesternNacht weiss das dieWelt.
Wladimir Putin hat nachMonaten
desHoffens undBangens das
schlimmste aller Szenarienwahr
werden lassen.Mit einer Kriegsre-
de – vermutlich bereits amMontag-
abend aufgezeichnet – hat er Europa
in jene Tiefen gestürzt, aus denen es
sich für immer befreit geglaubt
hatte. In derNacht auf heute hat eine
neue Zeitrechnung begonnen. Es ist
kein neuer Kalter Krieg, von demwir
Zeugewerden. Es ist eine brutale
Schlacht umdas Fundament, auf
demwir alle stehen und leben.

Putin schickte seine Truppen von
allen Seiten in die Ukraine – sogar
von den besetztenmoldawischen
Gebieten imWesten her. Seine
Raketenträger undKampfjets nah-
men Flughäfen undmilitärische
Ziele in Kiew, Charkiw,Odessa und
Slowjansk unter Beschuss. Stündlich
gibt es neue Berichte über Tote.
Videos von Explosionen undAtta-
cken tauchen auf. Die ukrainische
Regierung,militärisch auf sich allein
gestellt, reagiertemit der Verhän-
gung desNotstandrechts. Die Schu-
len sind geschlossen, alle Reservis-
ten zwischen 18 und 60 aufgeboten.

Werwill, kann sich bei offiziellen
Stellen eineWaffe holen. Einzige
Bedingung: die Vorweisung des
ukrainischen Passes.

Wie dieser Krieg endenwird, wie
viele tausendMenschen sterben und
wie viele Städte zerstört werden, ist
nicht abzusehen. Eines aber ist klar:
DieDiplomatie hat imUmgangmit
dem russischenMachtapparat
ausgedient. Es gibt keinenGrund
mehr, sich gegenüber demKreml
neutral zu verhalten. Es ist nicht
mehr angebracht, dasGespräch zu
suchen. Die geopolitische Realität ist
seit heuteNacht eine andere; eine,
wie Europa sie seit demZweiten
Weltkrieg nichtmehr erlebt hat.

Wer jetzt nichtmit aller Deutlichkeit
alleMassnahmen ergreift, um
Russland zu isolieren und denKreml
in schwere Ketten zu legen, steht auf
der falschen Seite derGeschichte.

Das gilt auch für die Schweiz. Das
passiveMittragen von ausgewählten
Sanktionen der anderenwar bislang
Usus. Ausreichen tut das nichtmehr.
Denn die Schweiz hätte dieMittel,
mitmutigen EntscheidenMoskau
wehzutun. 80 Prozent des russi-
schenRohstoffhandels werden über
unser Land abgewickelt. Die Eidge-
nossenschaft ist der grösste Empfän-
ger vonGeldtransfers russischer
Privatpersonen. An beidemwird sich
vorläufig nichts ändern. Geplant sind
einzig, so der offizielleWortlaut aus
Bern, «Verschärfungen bezüglich
der Verhinderung der Umgehung der
Massnahmen». Solche Phrasen
gehen im lautenKriegsgetöse allzu
schnell unter. Selbst bei der krasses-
ten völkerrechtlichen Zäsur der
Nachkriegszeit bleibt sichHelvetia
treu:Während Putin brutale Fakten
schafft, wartetman erst einmal zu.

Samuel Schumacher
ausland@chmedia.ch

«DieSchweiz
hättedieMittel,
Moskau
wehzutun.»

Russland erobert AKW Tschernobyl
Bei ihremEinmarsch indieUkrainehat
die russische Armee das ehemalige
Atomkraftwerk Tschernobyl erobert.
«Leider muss ich mitteilen, dass die
Zone umTschernobyl, die sogenannte
Sperrzone, undalleAnlagendesAtom-
kraftwerksTschernobyl unterderKon-
trolle bewaffneter russischer Gruppen
sind», sagte der ukrainische Minister-
präsident Denys Schmyhal am Don-
nerstag gemäss Angaben der Agentur
Unian. Die ukrainische Hauptstadt
Kiew liegt nur knapp70Kilometer ent-
fernt.

«Nach schweremKampfwurdedie
Kontrolle über Tschernobyl verloren»,
sagte ein ukrainischer Präsidentenbe-
rater.Es sei unklar, inwelchemZustand
die Anlage sei. «Dies stellt heute eine
der ernsthaftesten Bedrohungen für

Europa dar.» Er warnt vor Provokatio-
nen der russischen Seite. Zuvor hatte
Präsident Wolodimir Selenski berich-
tet, es gebeGefechte inderRegion.Von
russischer Seite gab es zunächst keine
Bestätigung. Der russische Präsident
Wladimir Putin hatte davor gewarnt,
dass in der Ukraine angeblich Atom-
waffen hergestellt werden könnten.

Das Unglück von Tschernobyl am
26. April 1986 gilt als die grösste Kata-
strophe in der zivilen Nutzung der
Atomkraft. Hunderttausende Men-
schenwurden in der Folge zwangsum-
gesiedelt. Damals gehörte dieUkraine
nochzur Sowjetunion. Imvergangenen
Sommer war ein neues Atommüllzwi-
schenlager in der radioaktiv verseuch-
ten Sperrzone um Tschernobyl einge-
weiht worden. (dpa)
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Samstag, 26. Februar 2022

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Leitartikel zur Frage, weshalb die kommende Fasnacht die wichtigste seit Jahrzehnten wird

Ein Zeichen in einer Zeitenwende
Es gibt sie also doch, die Ju-
gend, die nicht ausschliesslich
mit sich und ihrer Identitäts-
findung beschäftigt ist. Dieser
Gedanke ging mir am Don-
nerstagabend durch den Kopf,
als ich auf dem Basler Markt-
platz einige Demonstrantinnen
und Demonstranten erblickte.
Sie sassen im Kreis, hatten
Transparente auf den Boden
gelegt und hörten Musik.
Würdevoller Protest gegen den
Krieg in der Ukraine, direkt
unter der blaugelben Flagge,
welche der Regierungsrat aus
Solidarität hatte aufhängen
lassen? Mitnichten. Die
Demonstration, so entnahm
ich einem Schriftzug, richtete
sich gegen Femizide weltweit.

Nicht, dass das kein nobles
Ansinnen wäre. Aber wo, um
alles in der Welt, leben diese
Menschen? Die Vermutung ist
plausibel, dass die permanen-
te, mikro-individualisierte
Selbstbeschäftigung der westli-
chen Hemisphäre korreliert
mit dem Grad unserer Überra-
schung und Wehrlosigkeit
gegenüber dreisten Kriegern
wie Putin. Wir sind mit dem
Beginn des Ukraine-Feldzugs
diese Woche wahrhaftig an
einer Zeitenwende angekom-
men. Wir sind wie der Bürger
in einem Sketch des Kabarettis-
ten Gerhard Polt. Der hat sich
mit einem Leasingvertrag die
Luft abgeschnürt, will sich nun
davon befreien, beteuert im
Gerichtssaal ständig seine
Unschuld und findet, er sei
total im Recht: «Das geht doch
so nicht, Herr Richter!»
«Doch, das geht», erwidert
dieser trocken.

Selbstverständlich sehen wir
uns im Recht, da wir keine
Gewalt ausüben. Selbstver-
ständlich ist eine freiheitliche
Gesellschaftsordnung einer
totalitären vorzuziehen. Unse-

re helvetischen Verehrer des
Totalitären am rechten Rand
der Politik und der Publizistik
sollten spätestens seit dieser
Woche endlich zur Kenntnis
nehmen, wozu ihre falschen
Predigten führen können, die
sie im Namen eines Volkes
halten, in Wahrheit aber nur
einem Vater und Führer huldi-
gen. Wie lobe ich mir den von
ihnen verteufelten Main-
stream! Dass heutzutage der
«Moskau einfach»-Ruf für
Rechtsausleger wie Roger
Köppel erschallen müsste und
nicht mehr für linke Aktivisten
wie im Kalten Krieg, kann nur
als Treppenwitz der Geschich-
te interpretiert werden.

Aber es ist schon so: Wie Polts
Figur wähnen wir uns, gerade

in Westeuropa, im Dauerrecht
der Individualisten, in einer
moralischen Überlegenheits-
schlaufe, und sehen nicht ein,
dass es eine andere Realität
gibt.

Das wird sich nun zwangsläufig
ändern und wir sollten uns so
rasch wie möglich auf unsere
Stärken besinnen. Die liegen
eben genau im demokratischen
System. Darin, dass wir andau-
ernd die richtige Mischung aus
individueller Freiheit und
kollektiver Verantwortung
suchen und finden müssen. In
der Pandemie ist das Pendel
manchmal gar stark zum
Kollektiv geschwungen, aber
gerade hierzulande scheinen
wir auf gutem Weg, dass sich
das wieder ausgleichen kann.

In den vergangenen Tagen und
Wochen habe ich mich oft
geärgert über das Hin und Her
zur Frage, ob die Basler Fas-
nacht in diesem Jahr stattfindet
oder nicht. Der Ärger bezog
sich vor allem auf die Klein-
geistigkeit der Behörden, auf
das Lavieren und den morali-
schen Überlegenheitsgestus
beim Entscheid, die Fasnacht
aus pandemischen Gründen
auf ihren sogenannten wahren
Kern beschneiden zu wollen
und dabei nichts anderes zu
tun, als teils absurde Einzel-
massnahmen zu verhängen.
Das war ein Paradebeispiel für
die Schwierigkeit und letztlich
auch die Unmöglichkeit, eine
Veranstaltung wie die Basler
Fasnacht vom Schreibtisch aus
zurechtzustutzen. Dies wieder-

um spricht sehr für den Cha-
rakter dieses Traditionsanlas-
ses in unserer Stadt. Ja, es gibt
ein Comité und ja, es gibt zu
bestimmten Zeiten während
der drei Tage eine gewisse
Ordnung und ein allgemeines
«Yystoh». Viel wichtiger aber
sind die ungesteuerten, wilden
Momente. Sie machen das
Wesen der Fasnacht aus.

Die kommenden «drey
scheenschte Dääg» sind die
wichtigsten seit Jahrzehnten.
Nach der entbehrungsreichen
Zeit der Pandemie und im
Moment, da die europäische
Ordnung kippt, werden sie
zum starken Symbol. Die
Fasnacht ist ein Zeichen der
Normalität, der Funktions-
tüchtigkeit unserer Gesell-
schaft. Sie reflektiert, wie wir
sind, was wir sind und wie wir
denken. Die Basler Fasnacht ist
undenkbar ohne individuelle
Freiheiten, ohne Ironie, Witz,
Subversion und Aufbegehren.
Sie ist aber auch undenkbar
ohne die erwähnte Organisa-
tion, ohne die Regeln, die sie
sich selbst auferlegt hat.

Natürlich enthält gerade die
Basler Fasnacht ein selbstbezo-
genes und bisweilen selbstver-
liebtes Element. Ich bin aber
sicher, dass das Bewusstsein
der Aktiven und der Zuschaue-
rinnen und Zuschauer ein ganz
anderes sein wird als sonst.
Allen wird noch viel klarer
sein, wie wertvoll das ist, was
sich auf den Strassen und in
den Beizen abspielt.

PatrickMarcolli
patrick.marcolli@chmedia.ch

Solidarität hat Farben: Das Basler Rathaus erstrahlt im Blau-Gelb der Ukraine. Bild: Kenneth Nars

«Wirwähnen
uns ineiner
moralischen
Überlegen-
heitsschlaufe»

Basel zeigt sich solidarisch mit der Ukraine
Die Fassade des Rathauses ist in Blau und Gelb beleuchtet. Eine Absage der Basler Fasnacht wegen des Krieges steht nicht zur Debatte.

Hans-Martin Jermann

Seit Donnerstagabend hängt am
Basler Rathaus eine blau-gelbe
Flagge. Hinter dem Statement
gegen die Invasion Russlands in
der Ukraine verbirgt sich eine
schöne kleine Anekdote: Der
Kanton Basel-Stadt hat Flaggen
vieler Länder an Lager – auch
die der Ukraine. Jene, die nun
aber am Rathaus hängt, hat ein
Ukrainer, der auf dem Markt-
platz gegen den Krieg protestiert
hat, dem Basler Regierungsprä-
sidenten Beat Jans persönlich in
die Hand gedrückt.

Neutralität verbiete
Solidaritätsaktionnicht
Seit gestern Freitag und noch bis
am Sonntagabend wird nun die
ganze Fassade des Rathauses in
den ukrainischen Nationalfar-
ben beleuchtet. In diesem trau-
rigen Moment sei Basel solida-

risch, heisst es in einer Mittei-
lung der Basler Regierung.
Solidarisch mit den Ukrainerin-
nen und Ukrainern in ihrer Hei-
mat und hier in der Region, aber
auch mit den Russinnen und
Russen, die sich Frieden wün-
schen. «Es ist wichtig, sich im
Augenblick einer ungerechtfer-
tigten Aggression gegen einen
unabhängigen und souveränen
Staat in Europa solidarisch zu
zeigen», sagt Regierungspräsi-
dent Beat Jans (SP) auf Anfrage.
Dies verbiete die schweizerische
Neutralität nicht. Auch andere
europäische Städte wie Paris,
Berlin und Prag haben im Rah-
men der Solidaritätsaktion be-
kannte Gebäude in den Farben
Blau und Gelb beleuchtet.

Gestern Abend vor der erst-
maligen Beleuchtung der Rat-
hausfassade trafen sich auf dem
Marktplatz mehrere Dutzend
Personen zu einer spontanen

Kundgebung.FürheuteSamstag
um 14 Uhr hat die Bewegung für
den Sozialismus zu einer Anti-
kriegsdemo auf dem Barfüsser-
platzaufgerufen.Wiebreitdiese
«antiimperialistische» Kundge-
bung, die sich auch gegen die
PolitikderEUundderNato rich-
tet, tatsächlich ist, wird sich zei-
gen. Viele Baslerinnen und Bas-
ler dürfte es nach Bern an die
gleichzeitig stattfindendegrosse
Friedensdemo von SP, Grünen
und anderen Organisationen
ziehen. Die Basler Regierung
äussert sich inhaltlich nicht zur
Demo auf dem Barfi und ver-
weist bloss auf die Versamm-
lungs- und Meinungsfreiheit.

Zu der in den sozialen Me-
dien diskutierten Frage, ob in
diesen dunklen Zeiten die
Durchführung der Basler Fas-
nacht angemessen sei, hat Re-
gierungspräsident Jans eine kla-
reMeinung:«DieRegierungwill

dieFasnachtnichtabsagen.»Die
Menschen sollten selber ent-
scheiden, wie sie damit umge-
hen wollten. Nach zwei Jahren
Corona brauchten die aktiven
FasnächtlerunddieBevölkerung
diesen Anlass, so Jans. «Er ver-
bindet und schweisst zusam-
men.»ZudemseidieBaslerFas-
nacht immerauchein Ventil, um
mitdergrossenPolitikabzurech-
nen, findet Jans. «Ich bin sicher,
der Kriegsbeginn geht nicht
spurlos an der Fasnacht vorbei.»

Aussenbeziehungenzu
Moskau längstgekappt
Die Abteilung Aussenbeziehun-
gen und Standortmarketing im
Präsidialdepartement führte
unter dem Label «Basel meets
Moscow» über Jahre eine auf-
wendige Werbekampagne für
die Stadt in Russland. Diese Prä-
senz gebe es seit 2014 nicht
mehr. «Und auch sonst unter-

halten wir keine Beziehungen
mehr zu Moskau», hält Regie-
rungspräsident Jans fest.

Nicht im Detail äussert sich
der Basler Regierungspräsident
schliesslich zu möglicher huma-
nitärer Hilfe an Betroffene des
Konflikts. Das sei vorerst eine
Frage der Aussenpolitik und lie-
ge in der Kompetenz des Bun-
des. Der Kanton Basel-Stadt
würde aber gegebenenfalls in
diesem Rahmen ein Engage-
ment prüfen, fügt Jans an.

Im Nachbarkanton Basel-
land haben Landratspräsidentin
Regula Steinemann (GLP) und
Regierungspräsident Thomas
Weber (SVP) im Rahmen der
Parlamentssitzung vom Don-
nerstag ihre Besorgnis über den
Krieg im Osten Europas ausge-
drückt (siehe bz von gestern).
WeitereAktivitätenseienzurzeit
nicht geplant, informiert Regie-
rungssprecher Nic Kaufmann.

«Ichbinsicher,
derKriegsbe-
ginngehtnicht
spurlosan
derFasnacht
vorbei.»

Beat Jans
Basler Regierungspräsident

bz – Zeitung für die Region Basel



Krieg in derUkraine

Cedric Rehman, Lemberg/Krakowez

DasGrossmütterchen hätte es beina-
he geschafft in den noch friedlichen
Teil Europas. Doch wenige hundert
Meter vor dem Grenzübergang Kra-
kowezversagte ihrHerz.DieTageder
Flucht über die verstopften Autobah-
nen ihres angegriffenen Heimatlan-
des waren zu viel für die Ukrainerin.
Bleich wie eine Wachsfigur liegt sie
aufdemParkplatz einerRaststätte an
derGrenze.

Ihr Sohn mit der orangefarbenen
Mütze bearbeitetmit beidenHänden
den Brustkorb der Seniorin. Ihr Kör-
per zuckt im Takt der Herzmassage.
Das Gesicht ist weiss wie der Raureif
auf dem Rasen an der Grenze. Ihre
Augen sind geschlossen wie zum
stummenGebet. Sirenen, endlichein
Sanitäter, der den Puls der Frau
checkt. Es ist nichtsmehr zumachen.

Gleich nebenan gehen Dutzende
Ukrainermit ihrenRollkoffernvorbei.
Die ukrainischen Grenzwächter wir-
kenüberfordert.WiedurchSchlafent-
zug Gefolterte hasten sie durch die
Menschenmenge, die sich durch die
stehende Autoschlange hindurch-
zwängt in Richtung Polen. Kinder
klammern sich inderMorgenkälte an
ihre Mütter, die Mütter wischen sich
TränenausdemGesicht.Männer sind

kaumzusehen. IhrMannhabesieund
ihre Tochter an die Grenze gefahren,
erzählt eine Frau. «Jetzt fährt er
zurück in den Krieg.» Wehrfähige
Männer zwischen 18 und 60 dürfen
dieUkraine seit derGeneralmobilma-
chung am zweiten Kriegstag nicht
mehr verlassen.

Für alle anderen Menschen, die
das geschundene Land in Richtung
Westen verlassen wollen, stehen die
Grenzen offen. Seit 2017 dürfen

Ukrainer visafrei in die EU einreisen
und90Tagebleiben.Zahlreicheeuro-
päische Länder haben angekündigt,
ukrainische Flüchtlinge auf unbe-
stimmte Zeit aufzunehmen.

MüttermitKinderwagengehen
die30Kilometer zuFuss
Alleine am Montag sollen über
100000 Menschen die Grenze zu
Polen überschritten haben. Es haben
870000 Menschen das Land seit

Das war einmal ihr Land,
jetzt wollen sie nur noch raus
870000Ukrainer haben ihreHeimat bereits verlassen. EineGrenz-Reportage.
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Keine Helme undWesten:
Nicht alles darf man spenden

Der Bund schickt 25 Tonnen Hilfsgüter
– darunter Zelte, Medikamente und
Schlafsäcke – für die ukrainische Be-
völkerung nach Polen. Auch zahlreiche
private Initiativen sammeln Hilfsgüter,
wollen sich aber nicht nur auf Decken
oderNahrungsmittel beschränken. «Wir
brauchen Helme und schusssichere
Westen für die neuen paramilitärischen
Einheiten, die die Städte schützen»,
sagt Tetyana Polt vomukrainischen Ver-
ein Schweiz, Ortsgruppe Basel, gegen-
über SRF. Exporte solcher Schutzgüter
sind aus der Schweiz derzeit allerdings
nicht möglich, bestätigt das Staatsse-
kretariat für Wirtschaft (Seco) auf An-
frage. Denn Schutzwesten, Helme oder
auchNachtsichtgeräte sind sogenann-
te «Dual-Use»-Güter, die sowohl für
zivile als auch für militärische Zwecke
verwendet werden können. Diese unter-
liegen den am Montag beschlossenen
Sanktionen. «Nach den jetzigenBestim-
mungen können solche Güter weder in
die Ukraine noch nach Russland gelie-
fert werden», so das Seco. (agl)

Ann-Kathrin Amstutz

Hilfsangebote für geflüchteteUkraine-
rinnen und Ukrainer werden landes-
weit ausdemBodengestampft.DieHil-
fe ist dringend nötig: Bereits über
870000Zivilisten sindgemässZahlen
der VereintenNationen aus der Ukrai-
ne geflüchtet. Es ist die grösste Flucht-
bewegung seit demZweitenWeltkrieg.

Die erstenGeflüchteten sindnun in
der Schweiz angekommen – wie viele
es genau sind, bleibt unklar, weil sie
ohne Visum einreisen und daher nicht
registriert werden. In den Bundesasyl-
zentren hätten sich seit Ausbruch des
Krieges rund 150 Personen aus der
Ukrainegemeldet, teiltdasStaatssekre-
tariat für Migration auf Anfrage mit.
Die grosse Zahl der Geflüchteten er-
wartetmanerst ineinbis zweiWochen.
TäglichkämenmehrMenschenausder
Ukraine an, berichtet die Schweizeri-
sche Flüchtlingshilfe. Demgegenüber
stehenTausendeHilfsangeboteausder
Bevölkerung, mit denen die gemein-
nützigeOrganisation eingedeckt wird.

Privatebieten16000Betten –und
eswerden immermehr
«Wir sindüberwältigt vonderWelleder
Solidarität», teilt die Flüchtlingshilfe
mit. Damit private Unterbringungen
möglichseien,braucheesaberschweiz-
weit professionelle Strukturen: «Diese
bestehen noch nicht. Es gilt nun, sie so
rasch als möglich aufzubauen.» Die
FlüchtlingshilfekoordinieredieVernet-
zung der Vermittlungsstellen vor Ort,
was einige Tage dauernwerde.

Auch die Kampagnenorganisation
Campax hat eine gross angelegte Ak-
tion ins Leben gerufen, um Flüchten-
den ein Dach über dem Kopf anzubie-
ten. Wer ein freies Zimmer oder eine
freie Wohnung hat, kann sich auf der
Campax-Website registrieren und die
Anzahl Betten angeben. Bis am Mitt-
wochmittag sind dem Aufruf 6500
Menschen gefolgt, die 16000 Betten
anbieten.Undeswerden immermehr.
«Wirkönneneinegewaltige zusätzliche
Ressource sein», erklärt Campax-Ge-
schäftsführer Andi Freimüller. Man
könne und wolle die staatliche Hilfe
nicht ersetzen, aber ergänzen.«Unsere
Stärke ist, dass wir in kurzer Zeit sehr
viele Leutemobilisieren sowie digitale
Infrastrukturen aufbauen können.»

StösstdasAsylsystemschon
baldanseineGrenzen?
GemässSchätzungenderEUsind rund
7Millionen Flüchtlinge aus der Ukrai-
ne zu erwarten; paritätisch über die
europäischenStaatenaufgeteilt, kämen
rund140000indieSchweiz.«Dassind
mehr Menschen, als heute im ganzen
Asylsystem sind», erklärt Freimüller.
Deshalbbefürchtet er, dassdas System
an seine Grenzen stossen wird. Die
Campax-Aktion solle einegewisseEnt-
lastung bieten: «Wenn wir vielleicht
50000Bettenerreichen, kanndasden
Spielraum verdoppeln.»

WiedieVermittlungkonkret ablau-
fen wird, kann Freimüller nicht sagen.
DieallererstenGeflüchteten,mitdenen
Campax in Kontakt stand, sind in

einem Bundesasylzentrum unterge-
kommen.«ImIdealfallmeldenwirden
KantonenundGemeinden,woes freie
Betten gibt, und sie übernehmen die
Verteilung», soFreimüller.Manseimit
denBehördenwie auchmit derFlücht-
lingshilfe in Kontakt, wieman sich am
besten organisiere.

MitLieferwagenvollerHilfsgüter
andie slowakischeGrenze
Ein riesiges Echo erfährt auch der Uk-
rainische Verein in der Schweiz. «Ich
binunglaublichgerührt vonderSolida-
rität der SchweizerBevölkerung», sagt
PawloDlabohavomUkrainischenVer-
ein hörbar bewegt. HunderteMeldun-
gen seieneingegangenvonMenschen,
die Geflüchtete aufnehmen möchten
und ihreHilfe anbieten. Es sind so vie-
le Anfragen, dass der Verein überfor-
dert ist: «Wir können das nicht alleine
stemmen», so Dlaboha. Vorläufig sei
dasEngagement reinprivat – vonseiten
des Vereins ebenso wie von den
Helfern. Sein ältester Sohn, so erzählt
Dlaboha, sei gerade unterwegs an die
slowakischeGrenze,mit einemLiefer-
wagen vollerHilfsgüter.

So sehr Dlaboha die Sympathien
und dieHilfsangebote, die bei ihm an-
kommen, schätzt: Vieles sei bei ihman
der falschen Adresse. «Ich kann die
Leute ja auch nicht an der Grenze ab-
holen.» Deshalb würde sich Dlaboha
wünschen,dassdieHilfsangebotebes-
ser gebündelt werden.

Genau daran arbeitet derzeit das
Staatssekretariat fürMigration (SEM),
wie es auf Anfrage vonCHMediamit-
teilt: «Jedes Angebot aus der Bevölke-
rung hilft. Es geht jetzt darum, diese
Angebote zu sammeln und die Unter-
stützungderUkrainerinnenundUkrai-
ner zu kanalisieren.»

Die Flüchtlinge sind willkommen
Betten, Spenden,Hilfsgüter: Die Solidarität der
Bevölkerungmit den ukrainischen Flüchtlingen
ist riesig. Angesichts der Fülle der Angebote
braucht es nun dringend neueHilfsstrukturen.
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Welche Rechte sollen
Flüchtlinge erhalten?
Die EUöffnet die Tore fürMenschen aus der Ukraine,
die Schweiz diskutiert noch über den Schutzstatus.

Jetzt geht alles ganz schnell: Ange-
sichts der hohen Flüchtlingszahlen
öffnet die EU ihre Tore und ist bereit,
eine unbegrenzte Zahl an Kriegs-
flüchtlingen aus der Ukraine aufzu-
nehmen. Allen Vertriebenen soll ge-
stützt auf eine EU-Notfallregel ein
vorläufiger Schutzstatus zugestanden
werden. Es ist das erste Mal, dass die
EUdieses Instrument zur Anwendung
bringt. Die EU-Kommission hat den
Schritt am Mittwoch vorgeschlagen,
die Zustimmung der EU-Innenminis-
ter dürfte amDonnerstag folgen.

Ukrainerinnen und Ukrainer kön-
nenohneVisum indenSchengenraum
einreisen – und so auch in die Schweiz.
Der Aufenthalt ist aber auf 90 Tage
begrenzt. «Die zentrale Frage ist, was
danach geschieht», sagte Bundesrätin
KarinKeller-Sutter AnfangWoche. Sie
machteklar, dassdie Schweiz sich soli-
darisch zeigen und an einer europäi-
schen Lösung teilnehmenwerde.

EineOptionwäre, sodieBundesrä-
tin, zum ersten Mal den sogenannten
Status S anzuwenden. Dieser war im
Zusammenhang mit den Balkankrie-
geneingeführtwordenund ist dasPen-
dant zur EU-Notfallregel. Die Schweiz
könnte den Geflüchteten vorüberge-
hendSchutzbieten, ohnedieAsylgrün-
de jeder Person einzeln zu prüfen. Die
Flüchtlingebekämenso«raschundun-
bürokratisch die notwendigen Rechte,
die sie inderSchweizbrauchen»,heisst
esbeimStaatssekretariat fürMigration.

EinheitlicheLösung:
SPwarntvorReputationsschaden
Die SP warnt indes davor, auf den Sta-
tus S zu setzen. «Wir dürfen nicht wie-
der in die gleiche Falle tappen wie bei
den Sanktionen und einen Sonderweg
gehen», sagt SP-Nationalrätin Samira
Marti. Sie betont, sie sei Keller-Sutter
dankbar«fürdieklarenWorte, dassdie
Schweiz unbürokratisch und grosszü-
gighelfenwird».DiesenWortenmüss-
ten nun Taten folgen. Für die SP heisst
das konkret: Die Schweiz soll die Vor-
gaben der EU-Richtlinie eins zu eins
übernehmen.«Esdarf keineUngleich-
behandlung geben zwischen ukraini-
schen Flüchtlingen, die in der EU
Schutz finden, und jenen, die in der
Schweiz Schutz finden», sagtMarti.

Der vorläufigeSchutzstatus derEU
sieht vor, dass die Flüchtlinge Zugang
zuArbeitsmarkt,BildungundGesund-
heitsversorgungerhalten.Undsiedürf-

ten sich innerhalbderEUfrei bewegen.
Der Schweizer Status S falle in mehre-
ren Punkten hinter die EU-Regel zu-
rück, kritisiert die SP. Erstens dürfe es
nicht sein, dass alleFlüchtlingeeinfach
einemKantonzugeteiltwerden.«Wenn
FlüchtlingebeiVerwandtenoder sonst
privat aufgenommenwerden, sollen sie
dort bleiben können – und nicht in
einen anderen Kanton geschickt wer-
den», sagt Marti. Zweitens sollten sie
wie in der EU bereits rasch arbeiten
können, wenn sie wollen. Der Schutz-
status S sieht grundsätzlich vor, dass
Flüchtlingeerst nachdreiMonatenund
nurmit einerBewilligungarbeitenkön-
nen. Der Bundesrat kann laut Gesetz
diese Regeln aber lockern. «Es dient
der Integration,wennFlüchtlingebald
arbeiten können», sagt Marti. «Denn
machenwir unsnichts vor:DieseMen-
schenwerdenkaumnacheinemhalben
Jahr zurückkehren können.»

Ein dritter Punkt, der die SP am
Schutzstatus S stört, sindSozialleistun-
gen.FlüchtlingeausderUkrainesollten
den gleichen Zugang zu den Sozialleis-
tungen haben wie anerkannte Flücht-
linge – undnicht reduzierte Tarife.

Bundesrat soll Spielraumnutzen
undnunnichtknausrig sein
Die Eidgenössische Migrationskom-
mission berät den Bundesrat inMigra-
tionsfragen. Anders als die SP spricht
sie sich für den Status S aus – verlangt
allerdingsAnpassungen.Geschäftsfüh-
rerinBettinaLooser sagt: «Esgeht jetzt
umden schnellenkollektivenSchutz.»
Der Status S sei dafür der beste Weg.
«DieSchweiz sollte aberdenSpielraum
nutzen, damit die Regeln nicht zuweit
abweichenvon jenenderEU.» IhreFor-
derungengehen in eine ähnlicheRich-
tungwie jeneder SP –etwadie schnelle
Integration in den Arbeitsmarkt oder
einen erweiterten Familiennachzug.

Die Schweizerische Flüchtlingshil-
fe wiederumweist darauf hin, dass die
beiden Regelungen sich nicht aus-
schliessen, sondernkombiniertwerden
müssten. Ein Vergleich sei schwierig,
da keine der beiden Regeln je zur
Anwendungkamundesaufdiekonkre-
te Umsetzung ankäme.

Für welchen Weg sich die Schweiz
nunentscheidet?DerBundesrat dürfte
dasThemaamFreitag in seinerSitzung
abschliessend behandeln.

Maja Briner und RemoHess

Kriegsbeginn vor einer knappenWo-
che verlassen. Dazu kommen die
schätzungsweise 130000 Bewohner
der selbst ernanntenVolksrepubliken
Donezk undLuhansk, die nachRuss-
land zwangsevakuiert worden sind.

Bislang keine Chance auf eine
Ausreisehabenmehrere tausendPer-
sonenausAfrikaundAsien, die inder
Ukraine festsitzen. Erst gestern hat
etwa Somalia Polen eindringlich
gebeten, die rund 300 in derUkraine
festsitzenden Somalier ins Land zu
lassen.

Hinter der Grenze entlang der
Strasse in Richtung der westukraini-
schen Stadt Lemberg schieben junge
Menschen linksund rechtsnebender
StrassedieAlten inRollstühlenvoran.
Mütter stossenKinderwagen vor sich
her. Viele gehen die 30 Kilometer bis
zur Grenze zu Fuss. Auf der Strasse

selbst herrscht Chaos. Autos sind in-
einander verkeilt.

Die Fahrer klettern durch die
Fenster auf die Autodächer und
schreien die anderen Autofahrer an.
HilflosePolizistenquetschensichzwi-
schen den Fahrzeugen hindurch. Sie
gebenAnweisungen, aufdieniemand
hört. Einige Autofahrer amRand des
Staus biegen auf denGrünstreifen ab
und brausen über die Äcker davon in
Richtung Polen.

Lemberg,die sichereStadt:Wie
langedaswohlnochsobleibt?
Die ukrainische Stadt Lemberg rund
70 Kilometer von der polnischen
GrenzeentferntwirktwieausderZeit
gefallen. Modeboutiquen reihen sich
imSchattenderKirchenanCafésund
Kneipen. Patisserien werben mit der
berühmten Lwiwer Schokolade. Nur

hat fast alles geschlossen. Die Men-
schen hasten stumm wie Geister
durch die prächtigen Strassen. Über
die Flure des Mister-Hotels, wo zu
normalen Zeiten Touristen mit klei-
nem Budget logieren, schlurfen die
GeflüchtetenausKiew.Hinterdenge-
schlossen Zimmertüren ist Schluch-
zen zu hören.

Dmytri Kolesnyk, Pastor und
Stadtrat von Lemberg, schaut zwei
Stunden vor der ab 22 Uhr geltenden
Ausgangssperre imMister-Hostel vor-
bei. Erwill dieWelt überdieZustände
rund um Lemberg und das Drama in
seinerHeimat informieren: «Umvon
Kiewhierher zu fahren, brauchen die
Menschen inzwischen 17 Stunden.
Manche sind tagelangunterwegs, und
unterwegs gibt es keine Versorgung
mit Wasser oder Essen», sagt Koles-
nyk. Er selbst kenne Menschen, die
vor Erschöpfung wieder umgekehrt
sind.

Immerhin ist er zuversichtlich,
dass kein Geflüchteter, der es nach
Lemberg schafft, unter freiem Him-
mel übernachten muss. Die Stadtbe-
wohner und die hiesigen Hotels näh-
men all diejenigen auf, die sich keine
Wohnung oder kein Zimmer leisten
können. Auch einzelne Kirchen hät-
tenbereitsGeflüchteteuntergebracht.
«Ich habe selbst gerade neun Men-
schen bei mir untergebracht», sagt
Kolesnyk.

Die Stadt sei bereit, noch viel
mehr Menschen aufzunehmen. Vo-
rausgesetzt, ihr bleibt das Schicksal
von Kiew, Charkiw, Kherso und Ma-
riupol erspart. Bis heute ist der Krieg
nicht in Lemberg angekommen.Wie
lange das so bleibt, das weiss auch
Pastor Kolesnyk nicht.

«Mein Mann hat
mich mit meiner
Tochter an die
Grenze gebracht.
Jetzt fährt er
zurück in den
Krieg.»

GeflüchteteUkrainerin
GrenzübergangKrakowez

«Manche sind
tagelang auf der
Flucht, ohne
jegliche Versor-
gungsmöglichkei-
ten, ohne Wasser
und Essen.»

DmytriKolesnyk
Stadtrat von Lemberg

Bund und Kantone koordinieren sich
Migration Polen, Rumänien, Ungarn,
Slowakei: In diese Länder flüchtet seit
Kriegsbeginn in ihremHeimatland ein
Grossteil derUkrainerinnenundUkrai-
ner.Viele von ihnen reisenvondort aus
weiter, auch die Schweiz erwartet in
den kommenden Wochen Schutzsu-
chende aus der Ukraine. Wie Justiz-
ministerin Karin Keller-Sutter Anfang
Wochebekräftigte, sollendiese schnell
undunkompliziert aufgenommenwer-
den: «Die Schweiz lässt dieMenschen
in der Ukraine nicht im Stich. Und wir
lassen auch unsere osteuropäischen
Partner nicht im Stich.»

FürdieKoordinationderUnterbrin-
gung der Flüchtenden steht der Bund
aktuell in Kontakt mit den Kantonen,
GemeindenundNGOs.Noch sindvie-

le Fragenoffen:Daherhat der national
tätige Asyl-Koordinationsstab für heu-
te Vormittag eine Sitzung einberufen.
Mit dabei sind nebst dem Staatssekre-
tariat fürMigration (SEM)auchVertre-
terinnen und Vertreter des Grenz-
wachtkorps, der Sozialdirektorenkon-
ferenz,desVerteidigungsdepartements
undderKonferenzder kantonalen Jus-
tiz- und Polizeidirektoren. Das SEM
rechnetdamit, dass vielederFlüchtlin-
ge«imRahmendesbewilligungsfreien
Aufenthalts von drei Monaten in die
Schweiz kommen». Da die meisten
Ukrainer langfristigSchutz suchenwür-
denaneinemOrt, andemBekannte le-
ben, gebe es in der Schweiz aufgrund
der kleinen ukrainischen Diaspora bis
jetzt erst sehrwenigeAsylgesuche. (chi)

Hunderttausende
flüchten aus der Ukraine,
die Schweiz schickt
Hilfsgüter (rechts).
Bilder: Getty, AP, EPA

Die Flüchtlinge sind willkommen
Betten, Spenden,Hilfsgüter: Die Solidarität der
Bevölkerungmit den ukrainischen Flüchtlingen
ist riesig. Angesichts der Fülle der Angebote
braucht es nun dringend neueHilfsstrukturen.

2 3
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Donnerstag, 3. März 2022Brennpunkt

«IchbinamBodenzerstört»
Eine jungeUkrainerin aus Baselmöchtemit PlakataktionenVerbindungen schaffen.

Nora Bader

«Ich bin traurig.» «Ich habe
Angst.» «Ich bin amBoden zer-
stört.» Rund 25 Personen hal-
ten amMittwoch auf dem Bas-
ler Barfüsserplatz Plakate in die
Höhe und schweigen. Einige
Passanten halten inne. Die
Kundgebungmitorganisiert hat
die 32-jährige Solomiia Tsviet-
kova. Die Ukrainerin lebt seit
2015 in der Schweiz, seit 2019
in der Region, wo sie als Tier-
ärztin arbeitet.

Weil auf dem Marktplatz
der Wochenmarkt stattfand,
musste sich dieGruppe auf den
Barfüsserplatz begeben. Der
Ort der Veranstaltung spiele

keineRolle, wichtiger sei deren
Inhalt, sagt die Mitinitiantin:
«Mein Ziel ist es, Menschen
eineMöglichkeit zu geben, ihre
Gefühle auszudrücken, sich zu
solidarisieren.»

DieAktionsoll anvielen
Ortenstattfinden
Willkommen seien alle, egal
welche Meinung sie vertreten
würden.«Egal ob ukrainischer,
russischer, schweizerischeroder
anderer Herkunft.» Sie hoffe,
dass vieleMenschenkämenund
friedlich beisammen seien.
«Wir versuchen, Verbindungen
aufzubauen und im kleinen
Rahmen Frieden zu schaffen.»
Bei der Plakataktion, die Solo-

miia Tsvietkova wiederholen
möchte, gehe es nicht um Poli-
tik, sondern um die Menschen,
welche unter der Politik leiden
und sie ertragen müssten. «Es
geht uns auch darum, Solidari-
tät auszudrücken. Dabei kann
man sich in die Augen schauen
oder in denHimmel.»

Die jungeFrau ist selbst auch
Mitglied des Ukrainischen Ver-
eins Basel und vernetzt mit Uk-
rainerinnen und Ukrainern in
ganz Europa. «Mein Wunsch
wäre,dassdieseAktionwieheu-
te inBasel auch inanderenLän-
dern stattfindet», sagt sie.

Sie könne sich vorstellen,
dass die tägliche Mahnwache
um 18 Uhr auf dem Marktplatz

Teil davon werde. Dort wurde
am Basler Rathaus vergangene
Woche eine blau-gelbe Flagge
angebracht. Täglich treffen sich
MenschenvordemRathaus, um
zu demonstrieren (bz berichte-
te). Die Solidarität und Betrof-
fenheit ist gross. Am Dienstag-
abend hat ausserdem in derOf-
fenen Kirche Elisabethen in
Basel ein Gedenkgottesdienst
stattgefunden, an dem rund
600 Personen teilgenommen
haben. Gemeinsam wurde für
Frieden in der Ukraine gebetet.

FürheuteDonnerstag ist von
KlimaBasel 2030um17.45 Uhr
aufdemBarfüsserplatz eineSo-
lidaritätskundgebung für die
Ukraine angekündigt.

Informationüber
Krisenvorsorge
GrosserRat «DassnachderEr-
oberung der Nuklearzentrale
von Tschernobyl durch russi-
sche Truppen zusätzlich zum
Angriffskrieg russische Atom-
waffen in Bereitschaft gestellt
worden sind, erhöhtdieBesorg-
nis auch inunseremKanton», so
LDP-Grossrätin Lydia Isler-
Christ. Sie hat deshalb eine
Interpellation eingereicht be-
treffend InformationderBevöl-
kerung über dieKrisenvorsorge
im Zusammenhang mit dem
Krieg in der Ukraine. Isler-
Christ bezieht sich unter ande-
rem auf die Anwendung und
Verteilungvon Jodtabletten. Sie
stellt klar: «Eswäre falsch, eine
Panikstimmung zu verbreiten,
sachliche Aufklärung ist aber
dringendangezeigt».Deswegen
solle der Regierungsrat unauf-
geregt und zeitnahdieBevölke-
rung über Vorsorgemassnah-
men informieren. Unter ande-
rem auch über die Zuweisung
von Schutzraumplätzen. (no)

GGGerfasstnur
BaslerWohnungen
Unterkünfte Basel-Stadt be-
grüsste in einer Mitteilung vom
Dienstag explizit, wenn sich
auch Private engagieren und
Wohnungen oder Zimmer für
Ukraine-Flüchtlinge zur Verfü-
gung stellen. Man solle sich an
«Gastfamilien für Flüchtlinge
GGG–StichwortUkraine»wen-
den. Wie sich nun herausstellt,
meldensichauchvieleBaselbie-
terbeiderGGG.Diesekannaber
nur Angebote für Basel-Stadt
entgegennehmen.AufNachfra-
gebestätigtderBaselbieterAsyl-
koordinatorRolf Rossi, dassBa-
selland keine vergleichbar zent-
ralisierte Anlaufstelle habe.
Dennoch sei das Vorgehen klar:
Private,dieUnterkünftezurVer-
fügungstellenwollen, sollensich
bei der Sozialhilfebehörde ihrer
Wohngemeindemelden.Derge-
setzliche Auftrag für Einzelbe-
treuungen von Flüchtlingen lie-
ge bei denGemeinden. (mn)

Die 32-jährige Solomiia Tsvietkova organisiert Solidaritätskundgebungen in Basel mit. Bild: Kenneth Nars

EnormerAnsturmaufSammelaktionen
Beim SwissMega Park in Frenkendorf werden bereits keine Kleidermehr angenommen.Die bz zeigt, wo sonst noch gesammelt wird.

Michael Nittnaus

Stau gibt es in Frenkendorf im-
mer wieder, doch dieser Tage
stockendieBlechkolonnennicht
nur während der abendlichen
RushHour.Es scheint, alswolle
das halbe Baselbiet zum Swiss
MegaParkanderSchützenstras-
se 2. Bis zum Aldi-Kreisel stau-
ten sich gestern zeitweise die
Autos, sodass kurzerhand die
Gemeindepolizei einschritt und
begann, den Verkehr zu regeln.
Auslöserwar aber keineRabatt-
aktionbeimBubbleSoccer, son-
dern eine derwohl grössten So-
lidaritätssammelaktionen für
die Ukraine in der Region.

«Ichbinüberwältigt,wievie-
le Menschen hierherkommen
undMaterial spenden»,sagtAle-
xandra Somlo. Die Geschäfts-

führerin des Swiss Mega Parks
hat die Aktion zusammen mit
ihren Mitarbeiterinnen auf die
Beine gestellt. Beteiligt ist aber
auch ihrMann,TiborSomlo,der
bereits durch das Angebot an
den Kanton Baselland von sich
reden machte, 400 ungenutzte
Quadratmeter seinerErgolz-Kli-
nik als Flüchtlings-Unterkunft
zurVerfügung zu stellen (bz von
gestern). Seit Dienstagmorgen
undnochbis heuteDonnerstag-
abend 22 Uhr werdenMaterial-
spenden aller Art entgegenge-

nommen. Alexandra Somlo
schätzt,dassbisMittwochmittag
bereitsüber 1000Personenvor-
beigekommen sind. Dutzende
TonnenMaterialwerdenvon50
bis 60 Helfern sortiert und für
denWeitertransport an die pol-
nisch-ukrainischeGrenzebereit-
gemacht. Mehrere Lastwagen
werdenamFreitagvonFrenken-
dorf losfahren.

Medikamente, Schlafsäcke
undBabynahrunggesucht
Somlo arbeitet mit der ukraini-
schen und der polnischen Bot-
schaft zusammen.Dieseorgani-
sieren selber Konvois, die im
GegensatzzuSomlosLKWsauch
über die Grenze fahren können.
Im Landesinneren seien vor al-
lem Medikamente und Ver-
bandsmaterial,aberauchSocken

undUnterhosenfürdieSoldaten
sowieWindeln für Erwachsene,
die in Schutzkellern festsitzen,
gesucht. Dazu auch Funkgeräte
und Batterien. Anders an der
Grenze:«Dort frierendieFlücht-
linge und brauchen vor allem
wärmende Sachen», sagt Alex-
andra Somlo.GegenAbendprä-
zisiert sie allerdings: Kleidung,
SchuheundSpielzeughätten sie
mittlerweile mehr als genug.
«Bitte bringen Sie nur noch
Schlafsäcke,Windeln, Hygiene-
artikel,Medikamente,Batterien,
Taschenlampen,Baby-undTro-
ckennahrung.» Zudem seien
Helfer gesucht.

Die Somlos sind mit ihren
Aktionen in der Region Basel
keinesfalls alleine. Gerade Ma-
terialsammlungen gibt es mitt-
lerweile einige. Die bz versucht

an dieser Stelle, eine Übersicht
zu bieten, die aber keinen An-
spruch auf Vollständigkeit hat:

— Der Verein «Ukrainer in Ba-
sel» organisiert für Sachspen-
deneinmalwöchentlich freiwil-
lige Fahrdienste an die ukraini-
scheGrenze.DieWarenwerden
an der Gundeldingerstrasse 63
entgegengenommen, dies nach
Anmeldung unter 076 406
22 55. Zwar sucht der Verein
unter www.withukraine.ch auch
SchutzwestenundHelme,doch
hat das Staatssekretariat für
Wirtschaft Seco mittlerweile
klargestellt, dass solche«beson-
dere militärische Güter» nicht
exportiert werden dürfen.

— Der Verein «Nikodemus Ru-
mänien-Hilfe»ausSissach(www.

nikodemus.ch) organisiert eine
SammlungfürFlüchtlingeander
ukrainisch-rumänischenGrenze
in Radauti. Am 4. und 5. März
werdenvon10bis 16 UhrWaren
an der Hauptstrasse 1 in Sissach
entgegengenommen. Gesucht
sind Matratzen, Fixleintücher,
Decken und Schlafsäcke, aber
auch Hygieneartikel und «feine
Schweizer Schoggi».

— Das Atelier «The Beach
House» inAllschwil sammelt an
derBinningerstrasse 110Waren
(Donnerstag 10-12, Freitag 16-
19 und Samstag 11-16Uhr).

— DieBasel School ofBusiness
nimmt füreinenTransportEnde
Woche auf ihrem Campus am
Centralbahnplatz 12 Sachspen-
den entgegen.

Über1000
Menschen brachten bis
Mittwochmittag schon

Material nach Frenkendorf.

SolomiiaTsvietkova

«Esgeht
darum,
Solidarität
auszudrücken,
egal,woher
jemand
kommt.»

bz – Zeitung für die Region Basel
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Sebastian Briellmann

Es ist erst kurzvor sechsUhrmor-
gens in Kiew. Olha Martynyuk
schreckt plötzlich aus demSchlaf
auf, wird geweckt von einer Ex-
plosion.DasHaus, so erinnert sie
sich, «hat gebebt». Es dauert nur
wenige Minuten, bis sie sich an-
gezogen hat und dasWichtigste,
das noch nicht bereits gepackt
war, zusammenkramt.Das Gas in
der Küche stellt sie noch ab, für
mehr bleibt keine Zeit. Nichts ist
mehr,wie es sein sollte. In derUk-
raine herrscht seit diesem Don-
nerstagmorgen Krieg. Russland
greift das Land an.

Eigentlich hätte alles anders
kommen sollen, nur wenige
Stunden vorher, als zwar Bedro-
hung, aber noch kein Krieg ist.
Martynyukwill amMittwochvon
Kiewnach Basel fliegen.Hier lebt
ihr Partner, hier ist sie durchaus
verwurzelt, seit sie an der Uni-
versität ihren Postdoc gemacht
hat. Drei Wochen will sie in Ba-
sel bleiben, Ferien machen und
auch arbeiten, Zeit mit ihrem
Freund verbringen.

Doch sieverpasst den Flug.Der
fast zynisch banale Grund: Stau.
Sie wird umgebucht auf Freitag,
aber noch einmal zumFlughafen
wird sie nicht kommen.

14 Stunden im Zug
An das kann sie an diesem
Donnerstagmorgen natürlich
nicht mehr denken. Es ist ein
blosses Reagieren auf die neue,
schreckliche Realität. Schon steht
sie auf der dunklen Strasse und
überlegt: Raus in die Vorstadt
von Kiew, wo Verwandte woh-
nen, und an einenOrt, der sicher
scheint?Auf demWeg zurHalte-
stelle kommt sie auch an einem
grösseren Bahnhof vorbei und
denkt sich: Vielleicht ist es bes-
ser, nach Lviv zu fahren (wo ihre
Mutter wohnt). Sie löst, zwei
Minuten vor Abfahrt des Zuges,
ihr Billett. Und denkt geistesge-
genwärtig, wohl auch intuitiv,
nur wenige Minuten später:
Warum in Lviv aussteigen,wenn
der Zug bis zur polnischen Gren-
ze, nach Peremyschl, fährt? Also
kauft sie ein zweites Ticket.

Aus Sicherheitsgründen fährt
der Zug nur 60 Kilometer pro
Stunde, es dauert vierzehn ewige
Stunden bis zurAnkunft, ohneEs-
sen, nur Wasser gibt es. Stunden
der Ungewissheit. Martynyuk er-
zählt, dass sie auch Glück gehabt
hat: «Die freien Plätze im Zug
wurden rasend schnellweniger.»

Es ist gar nicht so einfach, ei-
ner solchen Geschichte in einem
Basler Café,wo der Krieg soweit
weg ist, zu folgen. Die 36-Jähri-
ge spricht überlegt, redegewandt,
manchmal auf Deutsch, manch-
mal auf Englisch; über ihre
Flucht, ihre Herkunft, ihr Leben.
Menschenmit einem Lebenslauf
wie dem ihren gibt es viele. Er-
folgsgeschichten, made in Basel
(zumindest teilweise).

Studium derGeschichte – zu-
erst in Kiew, danach in Budapest
an der Central European Uni
versity. Sie doktoriert – ausge-
rechnet – über den russischen
Nationalismus in der Ukraine

(Anfang des 20. Jahrhunderts).
Postdoc in Basel. In den USA
absolviert sie das Fulbright-
Programm, eines der prestige-
trächtigsten Stipendienprogram-
me derWelt. Daneben ist sie Do-
zentin, Autorin, Filmemacherin.

Man könnte sich also gut vor-
stellen, dass Martynyuk in nor-
malenZeitenhiermit einerFreun-
din, die sie länger nicht gesehen
hat, in aufgeräumter Stimmung
bei einem Kaffee plaudert. Aber
was ist schon normalmomentan?

Handy ist auf laut gestellt
Es ist daher umso erstaunlicher,
dass Martynyuk ihre Contenance
wahrt, immer wieder lächeln
kann, nicht aufgebracht wirkt,
eher unerschütterlich,manchmal
unterlegtmit etwasGalgenhumor.
Dabei gäbe es wahrlich genug
Gründe für einen anderen Sound,
für einewütendeAnklage in Rich-
tung Russland.Dass die Situation
nicht alltäglich ist, erkennt man
nur daran, dass sie ihr Handy auf
laut stellt und immer wieder ein
Klingelton ertönt, nachdem neue
Nachrichten eingetroffen sind.
Und jederzeit könntenMamaoder
Papa anrufen. Wer weiss schon,
welche Nachrichten aus der Uk-
raine eintreffen? Sind sie gut, sind
sie schlecht? Man versucht, Mar-
tynyuks Situation zu verstehen
(und man muss zugeben, dass
man das gar nicht kann).

Selbst Martynyuk hat natür-
lich noch keine Musse für eine
historischeAuslegeordnung; sie
hat am eigenen Leib erfahren,
wie sich das Leben innerhalbwe-
niger Stunden verändert hat.
Nichts ist wie zuvor. Und die

bange Frage steht imRaum:Wird
es jemals wieder so sein?

Auf ihrem Weg nach Basel
muss sie an vieles denken, na-
türlich an ihre Heimat. Immer-
hin hat sie das örtliche Ziel vor
Augen. Über Zwischenstationen
in Krakau und Frankfurt kommt
sie am Samstag in Basel an. Der
Fokus ist derselbe – so viel tun,
wie nur geht: Sie sammelt Geld
etwa für jene, die in der Ukraine
geblieben sind oder haben blei-
ben müssen.

Aber sie hat auch Schuld
gefühle:Warumhabe ich akade-
mische Artikel verfasst, anstatt
Kurse im Zivilschutz zu besu-
chen? Könnte ich dann kämpfen,
jamüsste ich es nicht auch? Das,
undMartynyukmacht nicht den
Anschein, das verschweigen zu
wollen, belastet ungemein.

Sie sagt: «Ich schlafewenig, nicht
mehr als drei oder vier Stunden.
Im Alltag hilft mir mein Freund.
FürKochenundHaushalt fehltmir
der Fokus. Darum fahre ich auch
kein Velo, weil ich mich nicht gut
genug konzentrieren könnte.»

Immerhin: Essen geht ganz
gut, «besser als bei anderen».

Dann lächelt sie: «In der Ukrai-
ne lieben wir Buchweizen. Mein
Freund, nun ja, eher weniger.
Dennoch kocht er ihn fürmich.»

Der Bunker und die Tränen
Diese schönen kleinen Freuden,
die auch nicht zu unterschätzen
sind, mögen nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass da immer
grosse Sorge, manchmal grosse
Angst ist. Um die Mutter in Lviv,
die zwar in einem derzeit als si-
cher eingestuften Gebiet lebt,
aber schon achtmal in den Bun-
kermusste («obschon ichweiss,
dass die Gefahr für sie nicht so
gross ist, nimmt mich das jedes
Mal mit, muss ich weinen»).

Martynyuk erzählt auch von
ihrem Vater, der in ebendieser
Vorstadt in Kiewwohnt, in die sie
zuerst auch flüchten wollte und
die nun umkämpft ist, sich eine
Frontlinie befindet. In einem
Haus, ziemlich weit weg von der
Hauptstrasse zwar, aber was
heisst das schon während eines
Krieges? Und ohne Bunker.Mar-
tynyuk erzählt, dass sie gleichvor
demGesprächmit ihremPapa te-
lefoniert hat, er auch einkaufen
gehen konnte. Sie sagt aber auch:
«Es ist durchauswahrscheinlich,
dass bald Lebensmittel und sons-
tige wichtige Dinge ausgehen
könnten. Der Ort ist isoliert.»

Dann hält sie inne,muss kurz
schmunzeln; dieses Malwirkt es
wie Galgenhumor, wie Ungläu-
bigkeit auch. Sie sagt: «Es ist
schon eigenartig: Mein Vater ist
derzeit enormoptimistisch.Er ist
seit ein paar Jahrenviel auf Face-
book, ein bisschen ein Influencer
sogar.» Dortmacht derVater,weil

er mit 67 Jahren nicht mehr
kämpfen darf, da er über 60 ist
(«obwohl erWaffen haben woll-
te») immerhin seinen Landsleu-
tenMut.Man tut,wasman kann.

Martynyuk ist überdie Einstel-
lung ihres Papas auch darum er-
staunt, «weil er lange negativwar.
In den letzten Jahren hat er im-
merwieder geschrieben, dass der
Kreml in der Ukraine spioniere
und ja, auch dass er die Ukraine
beherrschen könnte. Ich gebe zu:
Ich habe mich darüber geärgert,
hielt es für ein bisschen parano-
id.» Nun schüttelt sie den Kopf:
«Erhatmit vielem recht gehabt.»

Rückkehr jederzeit möglich
Martynyuk selbst, Expertin auf
diesem Gebiet, hat lange einen
anderen Weg gewählt. Die Der-
Kreml-ist-an-allem-schuld-De-
visewar ihr immer zuwenig dif-
ferenziert. Sie hat das auch stets
ihre Studenten gelehrt. Heute
sagt sie: «Die Bedrohungwar im-
mer da. Auch ich hätte sie eher
erkennen und im Unterricht be-
handeln sollen.» Seit Beginn die-
ses Jahrhunderts mache Putin
Anti-Ukraine-Propaganda: «Er
erzählt schlicht und einfach eine
falsche Geschichte. Für ihn ist die
Ukraine als existierendes Land
ein Fehler. Das ist ein Sprechwie
im 19. Jahrhundert. Man mag es
kaum glauben: Aber selbst rus-
sische Wikipedia-Einträge wi-
dersprechen ihm.»

Aberwarum jetzt? Darauf hat
eine Expertin wie Martynyuk
keine Antwort – wie auch,wenn
auch sonst niemand auch nur
annähernd eine hat? Sie ist sich
aber sicher, dass die aktuelle

Hilfe – vornehmlich: die Sankti-
onen – nicht ausreichenwerden,
um die Ukraine zu retten.

Es ist beeindruckend, wie sie
über beklemmende Wahrheiten
und schlimmste Befürchtungen
spricht, nie wissend, was als
Nächstes passiert, wann der
nächste Anruf aus der Heimat
kommt. Was macht das mit ei-
nem, wenn das eigene Land, die
liebstenMenschen in grosserGe-
fahr sind? «Es ist jederzeit mög-
lich, dass ich zurückkehre – aber
auch, dass ich länger hierbleiben
werde als geplant», sagt sie ruhig.

Für ihre geplante Reise nach
Basel hat sie Tischtennisschläger
eingepackt und Badesachen, um
im Rialto schwimmen zu gehen.
Es sind materielle Dinge, nicht
unwichtig im normalen Alltag,
die aber jetzt, in ihrer Geschich-
te, deplatziert wirken.Was auch
damit anfangen?

Als sie dieses Detail erzählt,
huscht ihr erneut ein Lächeln
über die Lippen. Der Glaube an
eine Zukunft, mit sorgenfreien
Gedanken an ein Pingpongspiel
oder einen Schwumm im Rialto:
Er existiert.Undman spürt:Auch
derGlaube an das eigene Land ist
unverrückbar, dank des Mutes
der Ukrainer, dank des eigenen
Urvertrauens.Das ist sichernicht
selbstverständlich, vor allem
nicht in der Schweiz, einemHort
von Sicherheit und Wohlstand.
Man muss mit Menschen wie
OlhaMartynyuk sprechen, damit
einembewusst – oder zumindest
bewusster – wird,warum in den
letztenTagen soviel überdie hel-
denhafteMentalität derUkrainer
geschrieben worden ist.

Hoffnung, Trauer, Schuldgefühle:
Geflüchtete erzählt ihre Geschichte
Ukraine-Krieg: Von Kiew nach Basel Olha Martynyuk hätte bereits am Rheinknie sein sollen, als sie in Kiew von Explosionen geweckt wird.
Geschafft hat sie es trotzdem. Doch Herz und Gedanken verbleiben in der Heimat.

Beeindruckende Persönlichkeit: Olha Martynyuk ist seit Samstag in Basel – aber ihre Gedanken drehen sich um die Ukraine. Foto: Nicole Pont

«Auch ich hätte
die Bedrohung
eher erkennen und
imUnterricht
behandeln sollen.»

Olha Martynyuk
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Yannik Schmöller

In Basel sind am frühen Don-
nerstagabend gegen 400 Men-
schen dem Aufruf der Klima-
streik-Bewegung zu einer Soli-
daritätskundgebung gegen den
Krieg in derUkraine gefolgt. Kin-
der und Erwachsene kritzelten
mit blauer und gelber Kreide uk-
rainische Flaggen und Anti-
Kriegs-Parolen auf den Boden.

In den Reden wurde die Ver-
bindung des Kriegesmit den fos-
silen Energieträgern Öl und Gas
aus Russland angeprangert. Am
offenenMikrofon äusserten sich
unter anderem Teilnehmer mit
ukrainischen und russischen
Wurzeln zum Krieg. Ein junger
Ukrainer wies darauf hin, dass
Freunde, mit denen er vor ein
paar Jahren noch auf der Strasse
gespielt habe, jetzt mit derWaf-
fe kämpfen müssten.

Es läutete von Norwegen
bis Malta
Die Kundgebung am Barfüsser-
platz war nicht die einzige Soli-
daritätsbekundung, die amDon-
nerstag in Basel stattfand. Am
Mittag liess das Basler Münster
die Papstglocke als Zeichen der
Trauer schlagen. Die spezielle
Solidaritätsaktion wurde durch
die europäischen Dombaumeis-
ter initiiert. Von Norwegen bis
Malta und von Spanien bis in die
Ukraine läuteten die Glocken der
grossen Kathedral- undDomkir-
chen um 12 Uhr und riefen zum
Gebet gegen den Krieg und das
Leid in der Ukraine auf.

Letztmals hatte es 2014 eine
ähnlicheAktion gegeben, als ein
Brand in der berühmten Kathe-
drale Notre-Dame in Paris aus-
gebrochen war.

Die evangelisch-reformierte
Kirche Basel-Stadt entschied
sich, nur die grössteMünsterglo-
cke, die Papstglocke, schlagen zu
lassen. Das gibt es sonst nie. Kir-

chensprecher Matthias Zehnder
sagte, dass der dunkle, tiefe und
eindringliche Klang der Glocke
an den Krieg in der Ukraine er-
innere.

Ausserordentlich sollte es sein
und sich vom Herkömmlichen
abheben, fügte Zehnder an, denn
die sechseinhalbTonnen schwe-
re Papstglocke erklinge ansons-

ten nur allein,wenn das alte Jahr
ausgeläutetwerde, sowie an ho-
hen, christlichen Feiertagen.

Auf demMünsterplatzwarte-
ten dieMenschen auf den einzig-

artigen Moment. Die Glocken
läuteten die Mittagsstunde ein.
Danach schlug der tiefe, trauri-
ge und laute Ton an. DieVibrati-
on der Papstglocke war bis auf
denMünsterplatz zu spüren.Der
Klang ging durchMark und Bein.
Bald kehrte Ruhe ein, und eini-
ge Passanten hielten inne. Eine
Frau stand mit gesenktem Kopf,
geschlossenen Augen und Trä-
nen auf den Wangen da. Eine
Kollegin nahm sie in den Arm
und tröstete sie.

Sieben Minuten, lange Minu-
ten, schlug die überwältigende
Papstglocke. Jede Minute stand
für einen Tag Krieg. Nach dem
letzten Glockenschlag folgte Stil-
le. Eine einnehmende Stille, nur
unterbrochen durch dumpfeGlo-
ckenschläge aus der Ferne.

Mittagsgebet, Kollekte
und Friedenslicht-Fackel
Die Menschen verharrten noch
einen Moment. «Der Klang der
Glocke hat mich völlig überwäl-
tigt», sagte die mitgenommene
Frau nach dem letzten Glocken-
schlag. Sie habe über eine Freun-
din erfahren, dass die Papstglo-
cke für die Ukraine schlagenwer-
de. Es sei klar gewesen, dass sie
kommenmüsse, obwohl sie kei-
nen persönlichen Bezug zum
Land habe.

Während die Glocke läutete,
wurde in der Kirche ein speziel-
les halbstündiges Mittagsgebet
für dieMenschen abgehalten, die
sich in diesem schrecklichen
Krieg befinden und über die so
grosses Leid hereingebrochen
ist. Kollekten standen bereit, um
Geld für die Ukrainerinnen und
Ukrainer zu sammeln. Vor dem
Hauptportal des BaslerMünsters
brannte die Flamme einer Frie-
denslicht-Fackel. Sie wird übli-
cherweise nur imDezember ent-
zündet. Ein weiteres ausser
gewöhnliches Zeichen der
Solidarität mit der Ukraine.

Die einen beten, die anderenmalen
gegen den Krieg
Basel leidet mit AmMünster läutet am Donnerstagmittag die Papstglocke – sie ist sonst nie
allein zu hören. Am Abend demonstrieren zudem rund 400Menschen auf dem Barfüsserplatz.

Kinder und Erwachsene kritzelten mit blauer und gelber Kreide ukrainische Flaggen
und Anti-Kriegs-Parolen auf das Kopfsteinpflaster am Barfüsserplatz. Foto: Pino Covino

Im jährlichen Spitalranking des
US-Nachrichtenmagazins «News-
week»macht dasUniversitätsspi-
tal Basel (USB) einen gehörigen
Sprung nachvorn. «Zu den gröss-
tenAufsteigern imVergleich zum
Vorjahr gehört auf Platz 14 das
Universitätsspital Basel, das von
Platz 35 im letzten Jahr aufgestie-
gen ist», resümiert «Newsweek»-
Chefredaktorin Nancy Cooper in
einem Communiqué vom Don-
nerstag. Für das Rankingwurden
insgesamt 2200 Kliniken aus 27
Ländern berücksichtigt.

In Basel nimmt man das Er-
gebnis mit Genugtuung zur
Kenntnis. «Spitalleitung undVer-
waltungsrat des USB sehen diese
neutrale externe Bewertung als
Bestätigung für die hervorragen-
de Arbeit, die von den Mitarbei-
tenden am USB geleistet wird»,
heisst es in einer Mitteilung.

Das USB hat auch im schweiz-
weiten Vergleich Boden gutge-

macht: Die grösste Nordwest-
schweizer Gesundheitsinstituti-
on ist von Rang 3 im letzten Jahr
auf Rang 2vorgerückt undhat da-
bei das Universitätsspital Zürich
hinter sich gelassen. Das Unispi-
tal in Lausanne kann derweil sei-
nen Spitzenplatz unter den 30
untersuchten SchweizerKliniken
verteidigen. Das Kantonsspital
Baselland liegt auf Platz 27. Im
Ranking figurieren zudempriva-
te Institutionenwie das Claraspi-
tal Basel.Dieses belegt imSchwei-
zer Ranking Platz 6 von 30, im
weltweitenVergleich den beacht-
lichen Platz 148 von 2200.

Die drei globalen Spitzenplät-
ze machen einmal mehr US-Kli-
niken unter sich aus.Die Reihen-
folge auf dem Siegertreppchen
bleibt im Vergleich zum Vorjahr
unverändert: Zuoberst firmiert
die Mayo-Klinik in Rochester
(BundesstaatMinnesota), gefolgt
von der Cleveland-Klinik (Ohio)

und demMassachusetts General
Hospital in Boston. In die Top 10
derWeltelite haben es genau zwei
Europäer geschafft: die Charité
in Berlin und das Salpêtrière in
Paris. Unter den Top 15 finden
sich drei Schweizer Spitäler.

2021 – ein spezielles Jahr
Die Studienautoren legen Wert
auf die Feststellung, dass die Da-
ten 2021 in einer speziellen Pe-
riode – im zweiten Jahr der Co-
vid-Krise – erhobenwurden.Die
Pandemie stelle Gesundheitsein-
richtungen auf der ganzen Welt
vor riesige Herausforderungen.
Doch gerade unter Druck zeige
sich die Qualität eines Klinikbe-
triebs. «Wenn es etwas gibt,was
wir aus unserem Kampf gegen
Covid-19mitnehmen, dann ist es
der Wert der Vorbereitung. Für
Krankenhausleiter geht es um
Entscheidungen, nicht umZufäl-
le», wird der Pariser Gesund-

heitsexperte Gregory Katz von
«Newsweek» zitiert.

Das Nachrichtenmagazin hat
das Ranking zum vierten Mal in
Zusammenarbeitmit demStatis-
tikunternehmen Statista durch-
geführt. Beim Erstellen der Liste
werdenmehrere Faktoren berück-
sichtigt. Den wichtigsten Faktor
stellt eine Onlineumfrage unter
80’000 Ärztinnen, Spitalleitern,
Pflegefachpersonen dar. Siewur-
den gefragt,welche Spitäler im ei-
genen Land sowie imAusland sie
empfehlen würden. Empfehlun-
gen für das eigene Krankenhaus
waren nicht zulässig.

Neben der Umfrage wurden
weitere Quellen für das Ranking
beigezogen, namentlich Patien-
tenbefragungen undQualitätsin-
dizes,wie sie von staatlichen Stel-
len, Krankenkassen und anderen
Institutionen erstellt werden.

Simon Bordier

Basel/Weil am Rhein Heute
gratulieren wir Evelina
und Lino Zorzetto-Mentil zu
ihrem 60. Hochzeitstag sowie
Far Harline und Hans-Jakob
Bürgin-Rasoamarojaona
ausWeil am Rhein zum
50. Hochzeitsjubiläum. Die
BaZ gratuliert allen Jubilaren
herzlich und wünscht ihnen
alles Gute für die Zukunft. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwunsch

Mayo Clinic Rochester
Cleveland Clinic
Massachusetts General
Toronto General
Charité Berlin
Johns Hopkins
Salpêtrière Paris
Karolinska Solna
UCLA Health Los Angeles
Sheba Medical Center
CHU Vaudois
Singapore General
University of Tokyo Hospital
Universitätsspital Basel
Universitätsspital Zürich

StaatSpital
USA
USA
USA
CDN
D
USA
F
S
USA
IL
CH
SGP
J
CH
CH

Grafik: bor, db / Quelle: newsweek.com

Aus 27 Ländern wurden 2200
Spitäler verglichen.

Die 15 besten Spitäler aus dem
Ranking 2022 von «Newsweek»
und Statista

Die besten Spitäler weltweit
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ANZEIGE

Die neue Hyundai-Edelmarke
Genesiswill nun auch in Europa
Fuss fassen. Die Schweiz dient
dabei als Testmarkt. Die Südko-
reaner stellen sich in direkte
Konkurrenz zu den Luxuskaros-
sen von BMW, Lexus oder Tesla.

Nach Zürich eröffnet Genesis
nun auch in Basel eineVerkaufs-
niederlassung. Genesis-Firmen-
sprecherin Irene Franco bestä-
tigt die Eröffnung eines soge-
nannten Genesis-Studios an
einemPremiumstandort noch im
laufenden Jahr. «Den genauen
Standort sowie auch das Eröff-
nungsdatum werden wir gern
zum gegebenen Zeitpunkt kom-
munizieren», so Franco.

Beim Standort handelt es sich
umdie Freie Strasse 38.Dortwar
bis vor kurzemdas zwischenzeit-
lich geschlossene spanische Ein-
richtungsgeschäft Zara Home
untergebracht, direkt neben dem
Modegeschäft Zara aus demsel-
ben Konzern.

Nun sollen dort, mitten in der
Fussgängerzone, Autos für hö-
hereAnsprüche verkauftwerden,
wie Genesis-Sprecherin Franco
erklärt: «Genesis ist ein neues Li-
festylekonzept. Der eigentliche

Luxus von Genesis ist die Kom-
bination aus einem erstklassigen
Fahrzeugmit einem exzellenten
Service.» Genesis komme dahin,
wo die Kunden wohnten. Dabei
stehe derRespekt vor derverfüg-

baren Zeit der Kunden imMittel-
punkt, so Franco. «Wir bauen
laufend unser globales Netzwerk
an Showrooms aus. Dasmachen
wir aber sehr bewusst und su-
chen die für uns idealen Stand-
orte an Premiumlagen.»

Neue Formen des Verkaufs
beleben Innenstadt
Mathias Böhm, Geschäftsführer
von Stadtkonzept Basel, der ehe-
maligen Pro Innerstadt, begrüsst
den Einzug der Luxus-Automar-
ke an der Freien Strasse. «Es ist
sehrwichtig, dasswir eine Stadt
haben, in der sich vielseitige und
zeitgemässe Servicekonzepte,
Dienstleistungen undWaren prä-
sentieren.»

Generellwerde die Innenstadt
mit neuen Formen des Verkaufs
belebt. «Die Stadt ist nach wie
vor gefragt. So werden mit dem
DentaltechnikunternehmenBest
Smile und der Textilmarke Nile
zwei aufsteigende Marken ihre

Präsenz ausbauen beziehungs-
weise neu nach Basel kommen.
Weitere bedeutendeMarkenwer-
den folgen», berichtet Böhm.Die
Innenstadt wird somit nicht
mehr durch Textil- und Schuh-
handel geprägt, sondern durch-
mischter.

Die befürchteteVerödung der
Innenstadt gebe es nicht: «Denn
es gibt keinen besseren Ort, Pro-
dukte sichtbar zu machen, als
das Zentrum einer Stadt», betont
Mathias Böhm.

Wie aberverträgt sich derVer-
kauf von Benzinautos in der In-
nenstadtmit demZiel Basels, bis
2040 klimaneutral zu werden?
Bei Genesis weist man darauf
hin, dass man noch 2022 drei
Elektrofahrzeuge einführenwer-
de, so Irene Franko. Bis 2030will
sich Genesis als Nullemissions-
marke etablieren und will bis
2035 klimaneutral werden.

Simon Erlanger

Kommt an die Freie Strasse: Die Automarke Genesis. Foto: Dominik Plüss

Isabelle Thommen

1550 Kilometer lang ist die Stre-
cke von Basel bis an die ukraini-
sche Grenze: Seit Freitagmorgen
ist ein Bus der Robert Saner Car-
reisen AG aus Basel unterwegs
Richtung Krisengebiet. Mit im
Gepäck: vor allem Wolldecken
und Windeln für die Menschen
in der Ukraine. Auf dem Rück-
weg bringen die Organisatoren
90 bis 95 Flüchtlinge nach Basel.

Initiiertwurde dieAktionvom
Baselbieter Verein Terranea, fi-
nanziertwird die Fahrt vonMar-
tin Jenzerunddurch Spenden aus
der Region. Der Basler SP-Politi-
ker ist Betriebsleiter derAutobus
AG in Liestal und ausgebildeter
Chauffeur. «Der Verein hat mich
angefragt, ob es eineMöglichkeit

gibt, die Fahrt zu stemmen», sagt
Jenzer zur «Basler Zeitung». Zu-
erst habe er gedacht, die Aktion
sei unmöglich zu bewältigen.
«Aber es liess mich nicht los. Ich
musste etwas tun.»

ÜberNürnberg,Dresden,War-
schau und Krakauwollen Martin
Jenzer und Mitchauffeur Urs Sa-
ner bis Samstagmittag die polni-
sche Stadt Jaroslawerreichen.Von
dort geht es an einen Checkpoint

an der ukrainischen Grenze, wo
dieHilfsgüter abgeladenwerden.

Diesel und Essensvorräte
sind knapp
Dabei könnten aber einige
Schwierigkeiten auf sie warten.
«Wir haben gehört, dass in den
polnischen und ungarischen
Grenzgebieten derDiesel und die
Essensvorräte knapp werden.
Wirmüssen also gut planen», so

Jenzer. Zudem gebe es an den
Grenzen ein grosses Militärauf-
kommen, das denVerkehr behin-
dere.VomVereinTerranea reisen
fünf Personenmit, darunter auch
solche, die Ukrainisch sprechen.
Mit ihnenwill sich die Gruppe in
Polen verständigen.

Am Zielort werden die Orga-
nisatoren dann informiert, wo
sie die Flüchtlinge für die Fahrt
Richtung Schweiz abholen kön-

nen.Dank eines zweiten Cars aus
Deutschland, der die Gruppe be-
gleitet, können sie bis zu 95Men-
schen in die Region Basel fahren.

Nicht unfreiwillig zum
Schlepper werden
Hier werden die Flüchtlinge
dann privat untergebracht. «112
Bettenwurden bereits zurVerfü-
gung gestellt, es gibt also genug
Platz», so Jenzer.

Erhabe zusätzlich beimBaslerRe-
gierungsrat KasparSutter (SP) ab-
geklärt, wie Flüchtlinge unterge-
bracht werden könnten, sollte es
doch Probleme geben. «Die recht-
liche Lage habenwir ebenfallsmit
Kaspar Sutter geprüft. Wir woll-
ten schliesslich nicht unfreiwillig
zu privaten Schleppern werden.
Doch seit gestern habenUkrainer
hier offiziell Flüchtlingsstatus.
Von daher sollte alles klappen.»

Dieser Car bringt 95 ukrainische
Flüchtlinge nach Basel
1550 Kilometer Fahrt Mit Hilfsgütern hin –mit Flüchtlingen zurück: Ein Basler Reisecar ist auf demWeg
an die ukrainische Grenze, um denMenschen im Krisengebiet zu helfen.

«112 Betten
wurden bereits zur
Verfügung gestellt,
es gibt also genug
Platz.»
Martin Jenzer
Betriebsleiter Autobus AG Liestal

Vollgepackt mit Hilfsgütern fährt der Car an einen Checkpoint an der ukrainischen Grenze. Foto: Martin Jenzer

Ramstein
Optik
trifft
Elena
Filipovic
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Anders als bei den Sanktionen
war für den Bundesrat bei der
Aufnahme von Flüchtlingen von
Anfang an klar: Menschen, die
aus der Ukraine in die Schweiz
kommen, sollen unbürokratisch
Schutz finden. Ein Asylverfah-
ren braucht es nicht, denn die
Schutzbedürftigkeit der Kriegs-
vertriebenen ist offensichtlich.

Die Schweiz schliesst sich
mit der Anwendung des Schutz-
status S weitgehend der Rege-
lung der EU an. Dies ist sinnvoll:
Statt nationaler Alleingänge
braucht es ein koordiniertes
Vorgehen und solidarisches
Handeln,wenn Millionen von
Menschen fliehen müssen.

Richtig ist es auch, dass
die Menschen aus der Ukraine
rasch eine Erwerbsarbeit auf-
nehmen dürfen. Statt zum
Nichtstun gezwungen zu sein,
wird zumindest ein Teil von
ihnen den Unterhalt in der
Schweiz selbst bestreiten kön-
nen. Sie müssen nicht ein Leben
am Existenzminimum fristen,
sofern sie eine Arbeit finden.

Man darf sich keine Illusionen
machen: Es fliehen vor allem
Frauen und Kinder sowie alte
Menschen. Die Erwerbsarbeit
wird nicht allen möglich sein,
etwaweil sie Kinder betreuen
müssen oder vom Krieg trauma-
tisiert sind, aber auchweil sie
keine genügenden Sprach- oder
Berufskenntnisse haben.

Die Flüchtlinge stossen hierwie
in anderen europäischen Län-
dern auf Hilfsbereitschaft.
Tausende von Privaten haben
eine Unterkunft angeboten.
Der Angriff auf die Ukraine löst
Solidaritätsaktionen aus wie
der Einmarsch in Ungarn oder
der Tschechoslowakei.

In die Schweiz werden aber
nicht nur Flüchtlinge kommen,
die hier Verwandte und Bekann-
te haben,wie dies in den Nach-
barländern der Ukraine der Fall
ist. Deshalb müssen auch Priva-
te Unterstützung und Beratung
erhalten,wenn sie Flüchtlinge
aufnehmen.

Markus Brotschi

Diesmal handelt
der Bundesrat rasch

Kommentar
Charlotte Walser

Bereits mehr als eine Million
Menschen haben wegen des
Kriegs die Ukraine verlassen. In
der Schweiz liessen sich bisher
320 Flüchtlinge registrieren. Der
Bundesrat rechnet damit,dass die
Zahlen in den kommenden
Wochen steigen werden. Er will
dafür sorgen, dass die Ukraine-
rinnen und Ukrainer rasch und
unbürokratisch Schutz erhalten,
ohne dass die regulären Struktu-
ren überlastet werden.

Genaudafür sei derSchutzsta-
tus S gedacht, sagte Justizminis-
terin Karin Keller-Sutter vor den
Medien. Der Bundesrat will die-
sen Status nun zum ersten Mal
aktivieren. Definitiv entscheiden
wird er in einerWoche,nachKon-
sultation der Kantone und der
Hilfswerke. ImBundesratwarder
Entscheid demVernehmen nach
nicht umstritten. Bei der Umset-
zung müssen allerdings noch
diverse Fragen geklärt werden.

Nahe an der EU-Regelung
Der Schutzstatus S wurde nach
Erfahrungen aus den Jugoslawi-
enkriegen in den 1990er-Jahren
geschaffen. Der Vorteil: Die
Schutzsuchenden müssen kein
individuelles Asylverfahren
durchlaufen. Die EU kennt eine
vergleichbareRegelung.DerBun-
desrat will den Schutzstatus S
nun so ausgestalten, dass er der
EU-Regelung weitgehend ent-
spricht.

Trotz Status S: Wer nicht nur
vor dem Krieg geflohen ist, son-
dern sich individuell verfolgt
wähnt – etwa wegen politischer
Tätigkeiten –, kann jederzeit ein
Asylgesuch stellen, um den
Flüchtlingsstatus zu erlangen.
Die Unterbringung erfolgt direkt
in den Kantonen. Diese sollen
vom Bund mit einer Globalpau-
schale entschädigt werden. Die
Kantone suchen derzeit zusätz-
liche Unterkünfte, doch ist auch
die private Unterbringungmög-
lich. Bereits nach einem Monat
sollen die ukrainischen Flücht-
linge einer Erwerbstätigkeit
nachgehen können.

Reisen im Schengen-Raum –
etwa für Besuche von Verwand-
ten in Nachbarländern –will der
Bund grosszügig bewilligen. Da-
mitwärendieUkrainerinnenund
Ukrainermit Schutzstatus S bes-
sergestellt als beispielsweise Sy-
rerinnenundSyrermit einervor-
läufigenAufnahme.Erst kürzlich
hatte das Parlament dasReisever-
bot fürvorläufigAufgenommene
gesetzlichverankert.Es droht also

eine Rechtsungleichheit. Keller-
Sutter sagte dazu, Personen aus
der Ukraine könnten im Schen-
gen-Raum ohnehin frei reisen.

Hat der Bundesrat den vorü-
bergehenden Schutz nach fünf
Jahrennochnicht aufgehoben, so
erhalten Schutzbedürftige eine
Aufenthaltsbewilligung B. Der
Status ist jedoch für vorüberge-
henden Schutz gedacht: Er sei
«rückkehrorientiert», sagte Kel-
ler-Sutter. Deshalb seien derzeit

auch keine Integrationsmassnah-
men angedacht. Dieser Punkt
wird in erstenReaktionenkritisch
gesehen.

Umstritten ist ausserdem die
Frage, wie die Gruppe definiert
werden soll,die unterdenSchutz-
status S fällt.Hiergeht es umPer-
sonen andererNationalität, die in
der Ukraine lebten. Bereits auf
EU-Ebene sorgte derUmgangmit
ihnen für Diskussionen. Perso-
nen,die alsAsylsuchende,Flücht-
linge undLangzeitaufenthalter in
derUkraine lebenundnicht in ihr
eigenes Land zurückkehren kön-
nen, sollen nun ebenfalls kollek-
tiven Schutz erhalten. Kurzauf-
enthalter müssen dagegen ein
Asylgesuch stellen. Für Studie-
rende aus Drittstaaten ist eine
Repatriierung vorgesehen.

Positive Reaktionen
Die Schweizerische Flüchtlings-
hilfe (SFH) begrüsst die Pläne des
Bundesrats,wünscht sich in ein-
zelnenPunkten abernochAnpas-

sungen. «Es ist erfreulich, dass
derBundesrat den Schutzstatus S
flexibel ausgestalten will», sagt
SFH-Sprecher Peter Meier. Mög-
liche Probleme sieht die SFH
beim Familiennachzug für Per-
sonen anderer Nationalität, die
in derUkraine gelebt haben.Aus-
serdembrauche es Integrations-
bemühungen und die nötigen
Mittel dafür.

Die Leiterin desUNHCR-Büros
für die Schweiz und Liechten-
stein,Anja Klug,begrüsst die Plä-
ne ebenfalls. Wichtig sei dabei,
dass die Gruppe der Flüchtlinge,
die unter den Schutzstatus S fal-
len,weit gefasstwerde, sagt Klug.
Nicht nur Ukrainerinnen und
Ukrainer, sondern auch Men-
schen andererNationalität, die in
der Ukraine gelebt hätten und
nicht in ihre Herkunftsländer
zurückkönnten, sollten den
Schutzstatus S erhalten.AnjaKlug
würde es ausserdem begrüssen,
wenn die Schweizer Regelung
auch bei den Integrationsbemü-

hungen möglichst nahe an der
EU-Richtlinie wäre. Schliesslich
ruft Klug dazu auf, angesichts des
Kriegs in derUkraine die anderen
Krisenherde undFlüchtlingssitu-
ationen nicht zu vergessen.

Nähe zur Schweiz wichtig
Auf Afghanistan angesprochen,
stellte Keller-Sutter gestern fest,
dort herrsche kein Krieg. Eine
Rolle spiele aber auch die Nähe
der Ukraine zur Schweiz, die zu
einer grossen Solidarität in der
Bevölkerung führe. Gleichzeitig
betonte die Justizministerin,
durch die Aktivierung des
Schutzstatus S könne das Asyl-
system entlastet werden, sodass
für die regulären Asylverfahren
von Flüchtlingen aus anderen
Ländern weiterhin genügend
Kapazitäten bereitstünden. Kri-
tisch äusserte sich gestern die
SVP. Sie fordert, dass ukrainische
Flüchtlinge möglichst in den
Nachbarstaaten derUkraine ver-
sorgt werden.

Bundesrat will unbürokratisch helfen
Ukraine-Flüchtlinge Justizministerin Karin Keller-Sutter will zum ersten Mal den Schutzstatus S aktivieren.
Bezüglich der Umsetzung sind allerdings noch Fragen offen, etwa zum Familiennachzug.

«Es braucht
Bemühungen
zur Integration
und die nötigen
Mittel dafür.»
Peter Meier
Sprecher der Schweizerischen
Flüchtlingshilfe (SFH)

Auch die private Unterbringung Geflüchteter ist möglich: Zwei Demonstrantinnen an einer Anti-Kriegskundgebung in Lausanne. Foto: EPA

Die Schweiz übernimmt die Fi-
nanzsanktionenderEuropäischen
Union gegen Russland sowie die
zusätzlichen Exportverbote. Da-
mit seien alle vier Sanktionspa-
kete der EU rechtsgültig umge-
setzt, sagte Wirtschaftsminister
Guy Parmelin gestern.

Güter, die sowohl für militä-
rische als auch für zivile Zwecke
eingesetzt werden können, dür-
fen nicht mehr nach Russland
ausgeführt werden. Ist eine
militärische Endverwendung

geplant, sind auch Ausfuhren in
die Ukraine untersagt.

Ausschluss von Swift
Verboten werden auch Exporte
vonGütern,die zurmilitärischen
und technologischen Stärkung
Russlands beitragen könnten.
Auch technische Hilfe oder das
Vermitteln oderBereitstellenvon
Geldern werden untersagt. Ex-
portverbote gelten zudem fürGü-
ter zurÖlraffination sowie fürdie
Luft- und Raumfahrtindustrie.

Noch erlaubteAusfuhren fürden
Ölsektor sind neu bewilligungs-
pflichtig. Wie die EU ersetzt die
Schweiz die bisherige Melde-
durch eine Bewilligungspflicht.

Als strengsteMassnahmen im
Finanzbereich bezeichnete Par-
melin das Verbot von Transakti-
onenmit der russischen Zentral-
bank sowie den Ausschluss
russischer Banken vomKommu-
nikationssystem Swift.

Weitere Massnahmen im
Finanzbereich betreffenWertpa-

piere, Darlehen sowie die Entge-
gennahmevon Einlagen. Erfasst
werdenvon den Sanktionen auch
Vermögenswerte in Kryptowäh-
rungen.

Schliesslich sperrt die
Schweiz die Vermögen weiterer
122 Personen und eines zusätz-
lichen Unternehmens. Damit
stehen nun insgesamt 677 Per-
sonen auf der Schweizer Sank-
tionsliste. Die Zahl der Unter-
nehmen auf der Liste beläuft
sich auf 53.

Bei den Personen auf der Liste
handelt es sich insbesondere um
Mitglieder des russischen Parla-
ments, Personen aus dem Um-
feld von Putin sowie Geschäfts-
leute,wie Erwin Bollinger, Leiter
des Leistungsbereichs Bilaterale
Wirtschaftsbeziehungen im
Staatssekretariat für Wirtschaft
Seco, ausführte.

Parlamentarier betroffen
Die Landesregierung sieht Aus-
nahmenvonden Sanktionenvor,

wenn diese die humanitäre Hilfe
zu erschweren drohen. Die
Schweiz sei in diesem Zusam-
menhangmitdemInternationalen
Komitee vom Roten Kreuz IKRK
im Gespräch, sagte Bollinger.

Manverfolge dieweiterenEnt-
wicklungen und werde gegebe-
nenfalls autonom über die Über-
nahme weiterer Massnahmen
entscheiden,betonte derBundes-
rat.Die nunbeschlossenen Sank-
tionen würden im Einklang mit
der Neutralität umgesetzt. (sda)

Die Schweiz ist bei den Sanktionen auf dem gleichen Standwie die EU
Massnahmen gegen Russland Mittlerweile stehen 677 Personen sowie 53 Unternehmen auf der Schweizer Sanktionsliste.
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Christian Zürcher

ZinaidaHumeniuk steht vor dem
Bundesasylzentrum Zürich und
hat Tränen in den Augen. Die
43-Jährige ist vor einer Woche
mit Tochter und Sohn vonWin-
nyzja in der Nähe von Kiew zu
ihrer Schwester in die Schweiz
geflüchtet. Den Mann und ihre
Eltern hat sie zurückgelassen,
gestern hat die sie erfahren, dass
ihr Vater gestorben ist, krank-
heitshalber.

Humeniuk ist gestern nach
Zürich gereist, um sich als
Flüchtende registrieren zu las-
sen. Das war gar nicht so ein-
fach. «Es war schwierig, an In-
formationen zu kommen», sagt
die Englischlehrerin. «Die Tele-
fonnummer hat nicht funktio-
niert, im Internet fand ich kaum
Informationen.»

Drinnen im Bundesasylzent-
rumschildert kurz danachChris-
tine Schraner Burgener an einer
Medienkonferenz,wiemanMen-
schen wie Zinaida Humeniuk
künftig versorgenwill:möglichst
unkompliziert. Die Staatssekre-
tärin für Migration sagt: «Wir
müssenvorbereitet sein.Unddas

sind wir.» Ihre Mitarbeiter mel-
denwenig später, dass nun auch
die Hotline funktioniert und die
Informationen auf der Website
des Staatssekretariats fürMigra-
tion (SEM) zu lesen sind.

80 Prozent der Plätze in
Asylzentren sind besetzt
Seit Kriegsbeginn haben sich in
der Schweiz 847 Flüchtende aus
derUkraine registriert. Schraner
Burgener geht davon aus, dass
sich aberbereits bedeutendmehr
Vertriebene in der Schweiz auf-
halten. Dies,weil es keine Pflicht
für eine Registrierung gebe.Men-
schen aus der Ukraine können
sich visumfrei während dreier
Monate in der Schweiz aufhalten.

Zurzeit sind in den Asylzent-
ren 4000 Betten und damit
80 Prozent der Plätze besetzt.
DiesesAngebotwill das SEMum
5000 Plätze aufstocken – auch
mithilfe der Armee. Schraner
Burgener spricht von einer
«grossen Zahl» von weiteren
Flüchtlingen aus der Ukraine,
momentan rechnemanmit 1000
Personen pro Woche, die meis-
ten davon Frauen undKinder. Sie
lässt aber durchblicken, dass sie

nicht von Anstürmen ausgeht,
wie man sie beispielsweise in
den Nachbarländern der Ukrai-
ne beobachten konnte.

Einerseitsweil erste Erhebun-
gen zeigten, dass 98 Prozent der
in die Nachbarstaaten der Ukra-
ine Geflüchteten dortblieben und
möglichst bald in ihre Heimat
zurückkehren wollten. Anderer-
seits weil die Ukraine-Diaspora

in der Schweizweniger gross sei
als zum Beispiel in Polen oder
auch in Italien. In Zahlen:
250’000Ukrainerinnen undUk-
rainer leben in Italien, in der
Schweiz sind es 11’000, wovon
4000 Doppelbürger sind.

Teil des Plans des SEM ist es
auch, dass der Bundesrat am
Freitag den S-Status ins Leben
ruft. Damit sollen die Menschen

möglichst unbürokratisch emp-
fangenwerden.Heisst: kurz und
einfach. Keine Beweispflicht für
eine individuelleVerfolgung, ein
Nachweis einer Aufenthaltsbe-
willigung in der Ukraine reicht.

30’000 privat angebotene
Unterbringungen
In der Praxis bedeutet dies:
Flüchtlinge geben ihre Persona-
lien an, hinterlassen Fingerab-
drücke undwerden kurz befragt,
dann erhalten sie den S-Ausweis.
Im Hintergrund wird zusätzlich
eine Sicherheitsprüfung ge-
macht. Wer keine Verwandten
oder Bekannten in der Schweiz
hat oder nicht bei diesen woh-
nen kann,wird vom SEMmittels
Verteilerschlüssel sogleich den
Kantonen übergeben. Mit dieser
speditiven Registrierung will
man einerÜberlastung der Bun-
desasylzentren vorbeugen.

Die Schweizerische Flücht-
lingshilfe (SFH) vermittelt
schliesslich zusammen mit den
Kantonen die Unterkunftsplätze.
Schraner Burgener erzählt, wie
überwältigt sie von der Solidari-
tät der Schweizerinnen und
Schweizer sei.Manwisse von bis

zu 30’000 privat angebotenen
Plätzen. Diese werden von der
SFH vorgängig überprüft. «Sol-
che Platzierungen muss man
vorsichtig machen. Nicht dass
dann beide Seiten enttäuscht
sind», sagt Schraner Burgener.
Ob die privaten Gastgeber ent-
schädigtwürden, sei noch unklar
und Sache der Kantone.

FormelleVoraussetzungen für
Gastfamilien gibt es keine. Das
SFH empfiehlt ein abschliessba-
res Zimmer für die Gäste und
Verständnis für ihre Situation.
«Sie mussten alles hinter sich
lassen und sind darum schwer
traumatisiert», sagtMiriamBeh-
rens, SFH-Direktorin, dem
Schweizer Fernsehen.

Beim SEM gibt man sich zu-
versichtlich, dass die Schweiz die
Situation gut bewältigen kann,
trotz vieler Ungewissheiten. Das
zeigte sich bereits in denvergan-
genen Tagen. Für die Beamten
war es zum Beispiel völlig neu,
dass Flüchtlinge mit dem Auto
anreisen. Man musste erst Ti-
ckets für Parkplätze in der Nähe
des Bundesasylzentrums orga-
nisieren. Das hat dann auch rei-
bungslos geklappt.

Eswerden 1000 Flüchtlinge proWoche erwartet
Hilfe Die Vertriebenen sollen möglichst unbürokratisch empfangen werden. Der Bund will das Angebot in den Asylzentren
um 5000 Plätze aufstocken. Die privat angebotenen Unterbringungsplätze werden von der Flüchtlingshilfe geprüft.

Anlaufstelle: Bundesasylzentrum in Losone. Foto: Samuel Golay (Keystone)
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Schweiz zählt wenige ukrainische Flüchtlinge
Der Bund und die Kantone bereiten sich aber darauf vor, dass die Zahl der Vertriebenen ansteigt. GrosseHilfe aus der Bevölkerung.

Francesco Benini, Nina Fargahi

874 ukrainische Staatsbürger
haben sich bisher in den Bun-
desasylzentrengemeldet.Rund
90kommen jedenTaghinzu.Es
sindweniger, als zehnTagenach
demBeginn des russischen An-
griffskriegs zu erwartenwaren.

BaldzweiMillionenUkraine-
rinnenundUkrainer sindbisher
aus ihrerHeimatgeflohen.Viele
wollen im Nachbarland Polen
bleiben. Die Zahl der ukraini-
schen Flüchtlinge in Polen liegt
bereitsbeiübereinerMillion. In
Polen arbeiten viele Ukrainer;
manche Flüchtlinge kommen
bei Verwandten undBekannten
unter. Und die Solidarität der
Polen ist riesig: Die Behörden
habenbekanntgegeben,dassdie
Kapazität für dieAufnahmevon
Flüchtlingen noch lange reiche.

VieleUkrainerbleiben
inNachbarländern
Die Schweiz gehörte bisher
nicht zumbevorzugtenZiel uk-
rainischer Flüchtlinge. Anders
als inDeutschland, Italien und
Spaniengibteshierzulandekei-
ne grosse ukrainische Diaspo-
ra. Zudem ist die Schweiz kein
Nachbarland der Ukraine.
Nach Rumänien sind schon
400000Ukrainer eingereist –
die Aufnahme läuft ohne grös-
sere Probleme.

Trotzdem bereiten sich die
Behörden auch in der Schweiz
vor.Wasgeschiehtmiteinemuk-
rainischen Flüchtling, der in der
Schweiz ankommt? Er wird in
einemBundesasylzentrumregis-
triert. Ein Asylverfahren wird
nichtdurchgeführt –dieukraini-
schenFlüchtlingeerhalteneinen
vorübergehenden Schutzstatus

und können für die Dauer von
mindestens einem Jahr imLand
bleiben. Nach der Registrierung
imZentrumwerden die Vertrie-
benendenKantonen zugeteilt.

Diese entscheidendann,wo
die Flüchtlinge unterkommen.
Christine Schraner Burgener,
Staatssekretärin für Migration,
erklärt, dass es drei Gruppen
von Vertriebenen gebe: Ukrai-
ner, die von Verwandten oder
Freunden aufgenommen wer-
den. Zweitens ukrainische
Flüchtlinge, die Verwandte in
der Schweiz haben, aber nicht

bei ihnen wohnen können. Für
sie versucht man, möglichst in
der Nähe einen Platz zu finden.
Die dritte Gruppe sind jene
Flüchtlinge, die niemanden in
der Schweiz kennen.

Schraner Burgener betont:
«Viele Schweizerinnen und
Schweizer sind bereit, ukraini-
sche Flüchtlinge bei sich aufzu-
nehmen.» Es ist nicht klar, wie
viele Menschen bereits einen
Platzangebotenhaben–dieZah-
len reichen von 11000 bis
35000. Die Unterstützung für
das schwer geprüfte ukrainische

Volk ist jedenfalls gross. In den
SammelstellenvielerGemeinden
stapeln sich Hilfsgüter, die ent-
weder für die Ukraine bestimmt
sind oder an Flüchtlinge verteilt
werden, diehier ankommen.

Was ist, wenn die Russen
nicht ablassen von ihrer Barba-
rei und den Krieg noch einige
Zeit andauert? Schraner Burge-
ner hält fest, dass die Schweiz
viele Ukrainerinnen undUkrai-
ner aufnehmen könne. In den
Kantonen gebe es Kapazitäten
für die Aufnahme vieler Men-
schen. Und sollten diese nicht

mehr ausreichen, könne man
das VBS, das Departement für
Verteidigung, Bevölkerungs-
schutz und Sport, einschalten.
Dieses habe verschiedene Op-
tionen für die Unterbringung
vielerMenschen.

Anlaufstellen,woPlätze für
Ukrainergemeldetwerden
DieKantonenehmennunAnlauf-
stellen in Betrieb; bei ihnen kön-
nensichPrivatemelden,dieeinen
Platzanbietenwollen.ImKanton
ZürichhatdasSozialamteineUk-
raine-Anlaufstelleeingerichtet.

Die Luzerner Dienststelle für
Asyl- und Flüchtlingswesen
nimmt Mitte März eine Unter-
kunftmitPlatz für80Personenin
Betrieb, der Kanton Neuenburg
plantdasGleichefür135Personen.

Sobald der Schutzstatus für
die ukrainischen Flüchtlinge ab
Samstag in Kraft tritt, erhalten
die Kantone für jede geflüchtete
Person eine Globalpauschale
vomBund. Es ist der gleiche Be-
trag wie für Asylsuchende und
vorläufig Aufgenommene: rund
1500FrankenproMonat.

Wenn Vertriebene privat
untergebracht werden, geht ein
TeilderPauschalefürUnterkunft
und Logis an die Gastfamilie.
Dies wird in den Verträgen zwi-
schendenGastfamilienundden
Betroffenen geregelt. Denn es
gibt viele verschiedene private
Initiativen, die Unterkünfte ver-
mitteln,zumBeispieldieOrgani-
sationCampax.

Ab Dienstag ist zudem die
Schweizerische Flüchtlingshilfe
indenBundesasylzentrenanwe-
send. Die Flüchtlingshilfe ist zu-
ständigfürdie landesweiteKoor-
dinationzwischendenBehörden,
CampaxunddenPrivatpersonen.

Nach 23 Jahren aktiviert: Die Geschichte des Schutzstatus S
Erwurde Ende der 1990er-Jahre für Flüchtende aus demKosovo geschaffen. Nun profitierenUkrainerinnen undUkrainer davon.

Maja Briner

Esgibt denStatus seit über zwei
Jahrzehnten, und weil er in all
den Jahrenniegebrauchtwurde,
wurde er mehr als einmal als
Papiertiger bezeichnet. Doch
nun,wegender russischen Inva-
sion in der Ukraine, will der
Bundesrat den sogenannten
Schutzstatus S aktivieren.

Dieser ermöglicht es,Ukrai-
nerinnenundUkrainer vorüber-
gehend aufzunehmen, ohne
dass sie ein ordentliches Asyl-
verfahren durchlaufenmüssen.
Das Gesetz sieht konkret vor,
dass die Schweiz «Schutzbe-
dürftigen für die Dauer einer
schweren allgemeinen Gefähr-
dung, insbesondere während
einesKrieges (...) vorübergehen-
den Schutz» gewähren kann.

DieArmeemusste
beiderBetreuunghelfen
DerSchutzstatusSwaraufgrund
der Jugoslawien-Kriegegeschaf-
fen worden. Damals flüchteten
Zehntausende in die Schweiz.
Besonders viele waren es wäh-
rend des Kosovo-Krieges. 1998
verzeichnete die Schweiz

43000Asylgesuche, 1999sogar
rund 47 500. Zum Vergleich:
Auf dem Höhepunkt der soge-
nannten Flüchtlingskrise 2015
waren es knapp 40000.

1998 und 1999 stellten über
50000 Personen aus dem Ko-
sovo hierzulande ein Asylge-
such. «Auf demHöhepunkt der
Krise sind es täglich bis zu
1200», heisst es in der Publika-
tion «Asylpraxis der Schweiz

von 1979 bis 2019» des Staats-
sekretariats für Migration. An-
gesichts der vielen Asylsuchen-
den kamen die Behörden mit
der Registrierung nicht mehr
nach. ImNovember 1998muss-
tedieArmeeaushelfen.Bundes-
rat Arnold Koller sagte in der
«Tagesschau»: «Bis zu 2000
Asylsuchende, die durch die
Bundesbehörden in den Emp-
fangsstellen noch nicht regis-

triert sind, sollendurchAngehö-
rige der Armee betreut werden,
bis das Bundesamt in der Lage
ist, Registrierung und Kantons-
zuteilung vorzunehmen.»

Fieberhaft suchten die Be-
hördennachUnterkünften.Die
Geflüchteten wurden teils in
Zivil- undMilitärschutzanlagen
untergebracht.DerChefdesSo-
zialamtes des Kantons Zürich
sagte im Juni 1999:«Waswir er-
öffnen, können wir gleich wie-
der belegen.»

Wie voll die Unterkünfte
zeitweisewaren, zeigt eineMel-
dung der Nachrichtenagentur
SDA vom Juni 1999: «Weil die
kantonalen Flüchtlingsunter-
künfte zu99,8Prozent voll sind,
hat das Bundesamt für Flücht-
linge einen Flug Mazedonien–
Zürich mit weiteren Kosovo-
Flüchtlingen am Montag abge-
sagt.» Und weiter: Der Montag
sei «jeweils geprägt von einem
starken Flüchtlingsandrang an
den Landesgrenzen».

DerBundesrathatte imApril
1999beschlossen, aufErsuchen
desUNO-Flüchtlingshilfswerks
UNHCRrund2500nachMaze-
donien vertriebene kosovari-

scheFlüchtlinge aufzunehmen.
Zudem entschied er, Personen,
die ihren letzten Wohnsitz im
Kosovohatten, kollektiv vorläu-
fig aufzunehmen.

«Kosovo-Flüchtlinge drän-
gen indie Schweiz», schriebder
«Blick»kurzeZeit später. Bis zu
80000 Asylbewerber für das
Jahr 1999 wurden als «denkba-
re Extremvariante» erachtet.
Dazukames indesnicht. ImJuni
1999, nachwochenlangenLuft-
angriffen der Nato, wurde der
Krieg beendet.

NureinkleinerTeil
erhieltAsyl
Die Schweizer Behörden lan-
cierten bald daraufhin eine
Rückkehrhilfe. Laut der Publi-
kation «Asylpraxis der Schweiz
von1979bis 2019»kehrten zwi-
schen 1999 und 2001 über
40000 Personen freiwillig in
denKosovo zurück. Asyl erhielt
schliesslich nur ein kleiner Teil.
DerAnteil derüberdenAsylweg
Eingereisten werde «oft stark
überschätzt», heisst es in der
Diasporastudie «Die kosovari-
sche Bevölkerung in der
Schweiz». Bei der überwiegen-

denMehrheit derhier lebenden
kosovarischen Bevölkerung
handle es sich um ehemalige
Saisonniers, deren später nach-
gezogeneAngehörigeund inder
Schweiz aufgewachseneKinder.

NachdemEndederBalkan-
kriege sankdieZahl derAsylge-
suche rasch.Derneugeschaffe-
ne Schutzstatus S wurde nie
benutzt. Im Zuge der Flücht-
lingskrise brachten zwar ver-
schiedene Seiten die Idee ein,
denStatus für SyrerundEritree-
rinnen anzuwenden. Der Bun-
desrat stellte sich indesdagegen:
Die Voraussetzungen seien
nicht erfüllt. Zudem befürchte-
te er, die Schweiz könnte zu
attraktiv fürFlüchtlingewerden,
wenndiese – anders als in ande-
ren Ländern – kein Asylverfah-
ren durchlaufenmüssten.

Nun, da die EU ihre Richtli-
nie zum temporären Schutz ak-
tiviert, ist die Ausgangslage an-
ders, daauch sie auf ordentliche
Asylverfahren verzichtet. Auch
diese EU-Richtlinie entstand
übrigens aus der Erfahrung der
Balkankriege inden1990er-Jah-
ren – und wird jetzt zum ersten
Mal angewendet.

Krieg in derUkraine

ChristineSchranerBurgener
Staatssekretärin fürMigration

«Essindviele
Schweizerinnenund
Schweizerbereit,
Flüchtlingeausder
Ukrainebei sich
aufzunehmen.»

Ukrainische Flüchtlinge warten an der Grenze zu Polen in der Kälte auf einen Bustransport. Bild: Sean Gallup/Getty Images

Flüchtlinge aus dem Kosovo im Jahr 1999. Bild: Ruth Tischler (Neue LZ)
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Krieg in der Ukraine
Samstag, 12. März 2022

80Millionen Um die notleidende
Bevölkerung in der Ukraine zu
unterstützen, hat der Bundesrat
gestern die humanitäre Hilfe in
der Region auf 80 Millionen
Franken aufgestockt. Das Geld
soll Flüchtenden und auch der
zurückgebliebenen Bevölkerung
in der Ukraine zugutekommen.

Aufgrund derMilitärinterven-
tion Russlands in der Ukraine
sind laut der UNO rund 12 Milli-
onen Menschen auf Nothilfe an-
gewiesen. Viele unter ihnen ha-
ben keinen Zugang zu Strom,
Wasser,Lebensmitteln und ande-
renGütern derGrundversorgung.

Millionen vonMenschen sind
innerhalb der Ukraine auf der
Flucht. Gemäss dem Hochkom-
missariat derVereintenNationen
für Flüchtlinge sind bereits über
zwei Millionen Menschen in
Nachbarländer geflüchtet, über
die Hälfte davon nach Polen.

Die Schweiz hat bereits mehr
als 500 Tonnen Hilfsgüter in die
Ukraine sowie nach Polen und
Moldau geschickt. (sda)

Humanitäre Hilfe
für die Ukraine

Charlotte Walser

Es sind gigantische Zahlen.
2,5MillionenMenschen sind be-
reits aus der Ukraine geflohen.
Die UNO schätzt, dass bis zu
15 Millionen vertrieben werden.
In der Schweiz haben sich bis
gestern 2111 Personen aus der
Ukraine registrieren lassen –
mehrheitlich Frauen und Kinder.
Wie viele noch kommen, weiss
niemand. Doch Justizministerin
Karin Keller-Sutter machte vor
den Medien klar, dass es nicht
einfach wird. Die derzeitige
Solidaritätswelle sei erfreulich,
sagte sie.Aber: «Wirmüssen die
Solidarität dann auch über län-
gere Zeit behalten.»

Keller-Sutter rief auch dazu
auf, in dieserAusnahmesituation
von alten Denkmustern abzurü-
cken. «Es wird nicht alles auf
Anhieb perfekt sein», sagte die
Justizministerin. «Wir müssen
flexibel und pragmatisch sein.»
Marianne Lienhard, die Vize
präsidentin der Konferenz der
kantonalen Sozialdirektoren,
sagte es so: «Jetzt ist nicht der
Moment, das Haar in der Suppe
zu suchen.» Und Fredy Fässler,
der Präsident der Konferenz der
Kantonalen Justiz- und Polizeidi-
rektoren,mahnte, den Fokus aufs
Wesentliche zu richten. Nämlich
darauf, dass Flüchtlinge aus der
Ukraine Schutz erhalten.

Der Bundesrat beschloss ges-
tern, für die Geflüchteten den
Schutzstatus S zu aktivieren. In
der Konsultation wurde dieses
Vorgehen laut Keller-Sutter ein-
stimmig gutgeheissen. In eini-
gen noch offenen Punkten ent-
schied sich der Bundesrat für die
jeweils grosszügigere Variante.

Was der Bundesratsentscheid
für Flüchtlinge aus der Ukraine
bedeutet.

Was ist der Schutzstatus S
undwiemüssen ukrainische
Flüchtlinge vorgehen, um
diesen zu erhalten?
Mit dem Schutzstatus S erhalten
die Geflüchteten ab heute rasch
ein Aufenthaltsrecht, ohne dass
sie ein ordentliches Asylverfah-
ren durchlaufen müssen. Sie
sollten sich in einem Bundes
asylzentrummelden,woAusweise
undAngaben geprüftwerden.Ab
der Registrierung sind die
Geflüchteten krankenversichert.
Registrierung und Sicherheits-
prüfung dauern bis zu drei Tage.
Danach werden die Schutz su-
chendenPersonen einemKanton
zugewiesen.Mit demStatus S er-
halten sie einen Ausweis S, nach
frühestens fünf Jahren eine Auf-
enthaltsbewilligung B.

Welcher Personenkreis
erhält den Schutzstatus S?
Vorübergehenden Schutz erhal-
ten neben ukrainischen Staats-
angehörigen auch Personen aus
Drittstaaten, die das Landwegen
des Krieges verlassen haben.
Voraussetzung ist, dass sie sich
legal in der Ukraine aufhielten
und dass sie nicht in ihrHeimat-
land zurückkehren können. Das
gilt auch für Personen, die sich
nicht dauerhaft in der Ukraine
aufhielten. Damit erfüllt der
Bundesrat eine Forderung von

Flüchtlingsorganisationen.Nicht
unter den Schutzstatus S fallen
Personen, denen bereits in einem
EU-Staat der Schutzstatus zuge-
sprochen worden ist.

Können individuell Verfolgte
den Flüchtlingsstatus erhalten?
Bei Personen, denen offensicht-
lich individuelle Verfolgung
droht,wird das ordentlicheAsyl-
verfahren durchgeführt. Sie kön-
nen also den Flüchtlingsstatus
erhalten. Bei allen anderen ist
dasAsylverfahren sistiert, bis der
Schutzstatus S aufgehobenwird.

Gibt es genügend
Unterbringungsplätze?
Bund und Kantone verfügen im
Rahmen derNotfallplanung über
bis zu 9000 Plätze.WeitereMög-
lichkeiten werden geprüft. Die
Flüchtlinge können aber auch
privat unterkommen. Laut der
Organisation Campax haben sich
bishermehr als 17’000Haushalte
mit 40’000 Betten registriert.
Hinzu kommenHotelbetten. Die
Schweizerische Flüchtlingshilfe
(SFH) mit ihren Mitgliedsorga-
nisationenvermittelt Flüchtlinge
an Private und stellt die weitere
Begleitung sicher. Gastfamilien

sollten sich auf mindestens drei
Monate einstellen.

Ist eine private Unterbringung
für Geflüchtete sicher?
Die SFH-Hilfswerke oderdie kan-
tonalen Stellen besuchen die
Gastfamilien, umdasAngebot zu
überprüfen. Die Vermittlung er-
folgt im Bundesasylzentrum.Die
SFH rät Geflüchteten davon ab,
privateAngebote direkt an einem
Ankunftsbahnhof anzunehmen.
Auch Gastfamilien sollten nicht
zumBahnhof fahren,umGeflüch-
tete aufzunehmen.So soll vermie-
den werden, dass ukrainische
FrauenanKriminelle geratenund
ausgebeutetwerden.Geplant sind
zudem Informationsflyer.

Werden Private für die
Unterbringung entschädigt?
Die Kantone erhalten vom
Bund pro Aufgenommenen eine
Globalpauschale von 18’000 Fran-
ken im Jahr für Unterbringung
und Betreuung. Ob sie davon
etwas für die Beherbergung an
Privateweitergeben, liegt in ihrer
Kompetenz.

Können die Geflüchteten
arbeiten und zur Schule gehen?

Sämtliche Personenmit Schutz-
status S bekommen Sozialhilfe
vom Kanton. Allfällige Vermö-
genswerte werden nicht einge-
zogen. Die Geflüchteten können
ohne Wartefrist einer Arbeit
nachgehen, auch als Selbststän-
digerwerbende. Die Kinderwer-
den zur Schule gehen. Denkbar
ist, dassmanche Kinder zunächst
in ukrainischer Sprache unter-
richtet werden, wenn möglich
von Lehrpersonen unter den
Flüchtlingen oderEltern.Dass es
Sprachkurse brauchen wird, ist
unbestritten.Ob und inwelchem
Umfang der Bund diese mit
finanziert, wird noch diskutiert.
Andere Integrationsmassnah-
men sind vorerst nicht geplant.
Traumatisierte Personen sollen
psychologische Unterstützung
erhalten.

Dürfen Ukrainerinnen und
Ukrainermit Status S reisen?
Personenmit dem S-Status dür-
fen imSchengen-RaumohneRei-
sebewilligung reisen.Damit sind
sie bessergestellt als beispiels-
weise Syrerinnen und Syrer
mit einervorläufigenAufnahme,
denen Auslandsreisen grund-
sätzlich untersagt sind.

Könnten Kriminelle die
Situation ausnutzen und
sich als Ukraine-Flüchtlinge
ausgeben?
Eine Sicherheitsüberprüfung
der einzelnen Personen ist vor-
gesehen – allerdings eine ver-
kürzte, da das Ziel eine rasche
und unbürokratischeAufnahme
ist. Laut Keller-Sutter finden aber
auch an der Schengen-Aussen-
grenze Sicherheitsüberprüfun-
gen statt.

Dürfen die Geflüchteten
weitere Familienmitglieder
in die Schweiz holen?
Die Familienzusammenführung
ist gleich geregelt wie bei aner-
kannten Flüchtlingen. Ukraine-
rinnen und Ukrainer können
aber ohnehin selbstständig und
frei in die Schweiz einreisen.

Was für die ukrainischen Flüchtlinge
jetzt in der Schweiz gilt
Schutzstatus S Unser Land bereitet sich auf die Ankunft einer grossen Zahl von Flüchtlingen
aus der Ukraine vor. Trotz der grossen Solidarität rechnen die Behörden auchmit Schwierigkeiten.

Im Kinderdorf Pestalozzi in Trogen AR sind derzeit 58 Flüchtlinge aus der Ukraine untergebracht. Foto: Gian Ehrenzeller (Keystone)

Bis gestern haben
sich in der Schweiz
2111 Personen
aus der Ukraine
registrieren lassen.
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Philipp Loser

DerKrieg findet in 2000 Kilome-
ter Entfernung statt, nah und
dochweit weg. Er findet auf un-
seren Smartphones statt, in
grausigen Bildern und Videos,
auf schwer verständlichen Gra-
fiken, diemit roten Pfeilen über-
sät sind. Frontverläufe, humani-
täre Korridore, Fluchtbewegun-
gen, gezeichnete Explosionen.

Dass all das real ist, dieser
Kriegmitten in Europa, dass die-
se Invasion physisch stattfindet
und nicht nur virtuell auf unse-
ren Bildschirmen, sieht man an
diesem sonnigen Sonntagnach-
mittag an einer der grossen Zür-
cher Ausfallstrassen, vor und im
Bundesasylzentrum im Kreis 5.
Schon während Stunden warten
hierMenschenvordemZentrum,
ruhig stehen sie an, sie haben
Kofferdabei,Rucksäcke undPlas-
tiktaschen. Kinder turnen auf
dembenachbarten Spielplatz he-
rum, viele Sicherheitsleute ver-
teilenWasser und Kaffee.

Die Menschen aus der Ukrai-
ne, die meisten sind Frauen und

Kinder, warten vor einem weis-
sen Festzelt. Einmal im Zelt drin-
nen,müssen sie ihre Personalien
angeben, ein Formular ausfüllen,
später geben sie ihre Fingerab-
drücke ab, bekommen rechtliche
Hilfe, einAngebot für eine priva-
te Unterkunft (falls sie eine brau-
chen) – und dann sind sie offizi-
ell registriert.

Über 3000 Flüchtlinge
Mit rund 1000 Flüchtlingen pro
Woche hat das Staatssekretariat
fürMigration gerechnet, nunwa-
ren es allein an diesem Samstag
über 600. Insgesamt waren bis
gestern Mittag 3126 geflüchtete
Ukrainerinnen und Ukrainer in
der Schweiz als Flüchtlinge re-
gistriert, von ihnen kommt rund
ein Drittel bei Freunden, Ver-
wandten oder sonst privat unter.

Es ist eine neue Situation für
die Behörden.AmFreitag, als der
Bundesrat den neuen Schutzsta-
tus S aktivierte, sagte Justizmi-
nisterin Karin Keller-Sutter,man
müsse pragmatisch und flexibel
sein. «Eswird nicht alles aufAn-
hieb perfekt sein.»

Was das konkret bedeutet, sieht
man im Zürcher Bundesasylzen-
trum. «Es tut uns leid, wenn die
Geflüchteten zu lange vor derRe-
gistrierung warten müssen»,
sagte Christine Schraner Burg-
ener, die Staatssekretärin fürMi-
gration, gestern Nachmittag an
einem Medienanlass. Gleichzei-
tig versprach sie, die Abläufe, so
gut es irgendwie geht, zu verbes-
sern. Fliehende aus der Ukraine
sehen auf derWebsite des Staats-
sekretariats fürMigration (SEM),
welche Asylzentren im Moment
wie stark belastet sind.Auf sozi-
alen Medien ruft das SEM auf,
dass jene Flüchtlinge, die schon
ein Dach über dem Kopf haben,
noch mit der Registrierung zu-
warten sollen.Ausserdem ist ein
Onlinesystem in Planung.

Für die Registrierungmit dem
Schutzstatus S haben geflohene
Ukrainerinnen und Ukrainer
90 Tage Zeit – so lange dürfen
sie auch ohne Visum in der
Schweiz sein. Es sei logisch, dass
sich viele Flüchtlinge möglichst
schnell registrierenwollten, sag-
te die Staatssekretärin, weil sie

damit auch Zugang zu Sozialleis-
tungen erhielten. «Aberwirwer-
den hier jeweils pragmatische
Lösungen finden.» Man schaue
Tag für Tag.

45’000 private Schlafplätze
Mit der Aktivierung des Schutz-
status S hat amSamstag auch das
grosse Gastfamilienprogramm
der Schweizer Flüchtlingshilfe
(unterstützt von zahlreichen an-
deren Hilfsorganisationen) be-
gonnen. Insgesamt konnten bis-
her schon 175 Geflüchtete an pri-
vate Familien vermitteltwerden.
Das sei nur derAnfang, sagteMi-
riamBehrens, die Direktorin der
Flüchtlingshilfe.

Die Flüchtlingshilfe und die
Freiwilligenorganisation Cam-
pax haben die Datenbanken zu-
sammengelegt und kommen
jetzt auf rund 45’000 private
Schlafplätze, die aktuell zurVer-
fügung stehen, dazu weitere
5000 in Hotels, ungenutzten
Herbergen oder Pfadiheimen.
Das ist sehrviel – gleichzeitig soll
jeder einzelne Fall abgeklärtwer-
den. «Es braucht jetzt etwas Ge-

duld», sagte Behrens, «wir wol-
len keine Fehler machen.»

Die Geflüchteten sollen an ei-
nen guten Ort kommen – und
gleichzeitig sollen sie für die
Gastfamilien auch tragbar sein.
«Wirwissen,wo die Flüchtlinge
hinkommen», sagte Behrens und
wies darauf hin, dass die Ver-
mittlung von privaten Schlaf-
plätzen in der Schweiz aus-
schliesslich in den Bundesasyl-
zentren stattfindet – und damit
dubiose Angebote, wo Geflüch-
tete unter Umständen ausge-
nützt werden könnten, ausge-
schlossen werden.

Behrens drückte ihre Freude
über die Solidarität vieler
Schweizerinnen und Schweizer
aus. Wer privat Flüchtlinge auf-
nimmt, der verpflichtet sich für
länger. Die Mindestdauer bei ei-
ner Anmeldung für das Gastfa-
milienprogramm beträgt drei
Monate. Miriam Behrens: «Un-
sere Erfahrung zeigt, dass der
Kontakt meist länger besteht,
wenn sich die Familie und die
Flüchtlinge erst einmal kennen
gelernt haben.»

Sie kommen zuHunderten und brauchenHilfe
Geflüchtet vor dem Krieg Allein am Samstag liessen sich über 600 Ukrainerinnen und Ukrainer als Flüchtlinge
in der Schweiz registrieren. Hilfsorganisationen lancieren ein Gastfamilienprojekt.

«Es braucht
jetzt Geduld.
Wir wollen keine
Fehlermachen.»

Miriam Behrens
Direktorin der Flüchtlingshilfe

Seit mehr als zehn Jahren war
Metropolit Hilarion Titularpro-
fessor derTheologischen Fakul-
tät an der Universität Freiburg.
Letzte Woche wurde ihm diese
Ehre entzogen – weil er Russ-
lands Krieg in der Ukraine nicht
verurteilen wollte.

Der Bann aus Freiburg trifft
einen in Russland sehr wichti-
genMann.Metropolit Hilarion –
der Titel entspricht etwa dem
eines Erzbischofs – ist der Aus-
senbeauftragte der russisch-
orthodoxen Kirche, der zweite
Mann in der russischen Staats-
kirche hinter dem Kirchenchef,
Patriarch Kyrill vonMoskau. Der
55-jährige Hilarion ist für Kyrill,
wasAussenminister Sergei Law-
row für Russlands Präsident
Wladimir Putin ist: internatio-
naler Sprecher, Vertreter nach
aussen, wohl auch Vertrauter.

Anfang März hatte der Dekan
derTheologischen Fakultät,Ma-
rianoDelgado, seinen russischen
Kollegen schriftlich aufgefordert,
seine kirchlichen und politischen
Kontakte in Moskau zu nutzen,
um ein Ende des russischen An-
griffs auf die Ukraine zu fordern.
«Er ist ein Mitglied unserer Fa-
kultät, das vor Ort ist und Ein-
fluss nehmen kann», sagte Del-
gado. «Wir erwarten von ihm
eine unmissverständlicheVerur-
teilung des Krieges.»

Die Kirche als
moralische Instanz
Aber die blieb aus. Hilarion ant-
wortete lediglich, dass «er und
seine Kirche seit 2014 im Zusam-
menhangmit demUkraine-Kon-
flikt im humanitären Bereich en-
gagiert seien und ihr Möglichs-
tes täten, um notleidenden
Menschen zu helfen und den
Konflikt zu beenden», wie Del-
gado berichtete. Hilarion habe
dabei vermutlich vor allem die
russischsprachigenMenschen in
den Separatistenregionen imOs-
ten der Ukraine gemeint, sagte

Delgado im Gespräch mit dieser
Zeitung. «Das ist nicht das, was
ich von ihm erwarte.»

Die russisch-orthodoxeKirche
ist eng mit dem russischen Prä-
sidenten verbunden. In Putins
Vorstellungvon einemGrossreich
Russland, das auch den gesell-
schaftlichenEinfluss desWestens
zurückdrängt, spielt die orthodo-
xe Kirche als moralische Instanz
eine zentrale Rolle. Das betrifft
nicht zuletzt dieUkraine: In Kiew
wurde diese Kirche gegründet.
DasHöhlenklostervonKiewzählt
zu den heiligsten Orten der rus-
sisch-orthodoxen Kirche.

Patriarch Kyrill hat jede Kritik
an der russischen Invasion der
Ukraine in den letztenTagen zu-
rückgewiesen. So reagierte er auf
einen Brief desWeltkirchenrates
in Genf (zu dem auch die rus-
sisch-orthodoxe Kirche gehört)
mit der Behauptung, dass «Kräf-
te, die Russland offen als ihren
Feind betrachten», für den Kon-
flikt verantwortlich seien. «Die-
ser tragische Konflikt ist Teil ei-
ner gross angelegten geopoliti-
schenStrategie geworden,dessen
oberstes Ziel es ist, Russland zu
schwächen», schrieb der Patri-
arch am Freitag.

Profilierter Theologe
und Komponist
Auch Schweizer Kirchen haben
den russischen Angriff auf die
Ukraine verurteilt. DerVorsitzen-
de der Schweizer Bischofskonfe-
renz schrieb letzteWoche an Pa-
triarch Kyrill und forderte ihn
auf, «sich beim russischen Prä-
sidenten Wladimir Putin dafür
einzusetzen, dass dieser die Mi-
litäroperation in der Ukraine
umgehend einstellt».

Metropolit Hilarion ist schon
seit Jahren mit der Universität
Freiburg verbunden, die ein Zen-
trum für den Austausch mit or-
thodoxen Kirchen betreibt und
regelmässig Studenten aus Russ-
land und derUkraine betreut.Hi-

larion, dermit bürgerlichemNa-
men GrigoriWalerjewitschAlfe-
jew heisst, habilitierte 2005 in
Freiburg. Zuvor hatte der profi-
lierte Theologe an der Universi-
tät Oxford doktoriert und in ver-
schiedenen Seminaren in Russ-
land und den USA unterrichtet.
2011wurde erTitularprofessor in
Freiburg.

Hilarion ist auch ein begabter
Musiker, der Violine und Kom-
position studierte und zahlrei-
che geistlicheMusikstücke kom-
poniert hat. Seine Matthäuspas-
sion wurde 2010 im Kloster
Einsiedeln aufgeführt. In Russ-
land ist er zudem alsTV-Seelsor-
ger bekannt.

Jeweils nur wenige Tage
im Jahr in Freiburg
Theologisch gilt Hilarion als
konservativ. «Er hat sich immer
durch Kritik derwestlichen Kul-
tur, der modernen Welt hervor-
getan», sagte der Freiburger De-
kan Delgado. Auch seine Positi-
on zuBeziehungen zwischen den
Kirchen sei nicht unumstritten.
Deshalb erfolgte auch dieVerlei-
hung der Titularprofessur erst
nach einer Kampfabstimmung
innerhalb der Fakultät.

Dass nun von einer «Suspen-
dierung» der Titularprofessur
die Rede ist, bedeutet allerdings
nicht, dass der russische Theo-
loge jemals wieder in Freiburg
willkommen sein wird. Ihm die
Titularprofessurvöllig zu entzie-
hen, sei juristisch kompliziert,
erklärte Delgado. Dafür gebe es
keinen Präzedenzfall. Aber um
sich Titularprofessor nennen zu
können, müsse Hilarion regel-
mässig an derUniversität unter-
richten. «Die Genehmigung da-
fürwird ervom Fakultätsrat ver-
mutlich nicht mehr erhalten»,
sagte der Dekan. Er habe ohne-
hin nur wenige Tage im Jahr in
Freiburg verbracht.

Hans BrandtMetropolit Hilarion ist der Aussenbeauftragte der russisch-orthodoxen Kirche in Moskau. Foto: Getty Images

Schutzstatus S

Für die Flüchtlinge aus der Ukraine
bedeutet der Schutzstatus S, dass
sie ohne Asylverfahren vorerst ein
Jahr in der Schweiz bleiben,
arbeiten und zur Schule gehen
können. Die Aktivierung des Status
hatte der Bundesrat am Freitag
beschlossen und auf Samstag in
Kraft gesetzt. Ab der Registrierung
sind die Geflüchteten krankenversi-
chert. Registrierung und Sicher-
heitsprüfung dauern bis zu drei
Tage. Danach werden die schutz-
suchenden Personen einem
Kanton zugewiesen. (red)
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Esther Keller, die durchaus er-
folgsverwöhnte grünliberale Bau-
direktorin, musste an der Fas-
nacht, vielleicht zum ersten Mal,
so etwas wie Gegenwind erfah-
ren. Das Programm der Schnit-
zelbänggler enthielt dann doch
mehr als nur ein paar Verse, die
ihre Arbeit kritisch beurteilten.
Natürlich,das ist auch immereine
Ehre, aber bei derExekutivpoliti-
kerin, die sich immer explizit für
ein kollegialesMiteinander stark-
macht, wirkt es in der Nachbe-
trachtung doch ein bisschen wie
einVorbote fürdas,was dieseWo-
che noch kommen sollte.

Keller gab am Montag be-
kannt, dass sie ihren Vorgänger
Hans-PeterWessels für das The-
menfeld «Bahnknoten Basel»
mandatiert. Dort geht es um den
Ausbau der Basler Bahninfra-
struktur, zum Beispiel um das
Grossprojekt «Herzstück».

Damit betritt sie ein politi-
sches Minenfeld, weil bekannt
ist, dass siemitWessels gute Be-
ziehungen pflegt. Das ist nichts

Verwerfliches; blicktman jedoch
auf die Details, stelltman sich die
unbequeme Frage: Handelt es
sich hier um einen gewinnbrin-
genden Auftrag oder ist es nicht
vielleicht eher ein verpöntes
«Ämtlizugeschanze»?

Wessels sagt: Nichts
Es ist nämlich so, dass Wessels
beim sogenannten Stakeholder-
managementmithelfenwird,was
de facto nichts anderes ist als
Lobbying: eine Aufgabe, für die
eigentlich bereits Keller als zu-
ständigeRegierungsrätin undder
neue «Koordinator» Marco Galli
verantwortlich zeichnen.Braucht
es da nochWessels? Dieserbringt
zweifellos Expertise mit – aber
die Lobbyfraktionwirkt nun zu-
mindest gegen aussen für man-
che überladen. Bürgerliche Poli-
tiker liessen beimBaslerOnline-
portals «PrimeNews» zumindest
schonmal geharnischt Dampf ab.

Zu diskutieren gibt auch die
Bezeichnung, dass Wessels für
seine 25 zugesicherten Stunden

pro Monat «marktüblich» ent-
schädigt wird. Wer einen Quar-
tierverein berät, bekommt eher
eine zweistellige Summe, bei ei-
nemGrossunternehmenwird es
zackig vierstellig. Beides ent-
spricht den wirtschaftlichen
Marktkriterien.Undwo lässt sich
das BVD da einordnen?

Keller, die wohl auch darum
in die Regierung einzog,weil sie
sich (glaubhaft) transparent gab
– etwa, als sie offenlegte,wer ih-
renWahlkampfmitwie viel Geld
unterstützt hat (einemarketing-
technische Meisterleistung) –,
gibt sich auf Anfrage nicht mehr
so aussagefreudig.Wesselswer-
de nach den üblichen Ansätzen
entschädigt, das Volumen des
Auftrags liege sogar unter der
Ausschreibungsschwelle. Wes-
sels sagt aufAnfrage: nichts.Und
verweist auf den Kanton.Er dürf-
te zwarAuskunft geben, aber das
sei so abgemacht.

SVP-Grossrat Joël Thüring
sieht das naturgemäss anders. Er
sagt: «Es stellt sich schon die Fra-

ge, ob es wirklich notwendig ist,
neben dem eigentlichen Koordi-
nator noch einen zweiten zu
mandatieren. Ich finde: nein.Vor
allem, wenn man bedenkt, dass
das den Steuerzahlerwiederweit
über 100’000 Franken kosten
dürfte. Das zeugt, gerade bei die-
ser Personalie, von wenig Sensi-
bilität.»Mandürfe auchnicht ver-
gessen, dass Keller sich ja für ihre
Transparenz rühme. «Deshalb
sollten in diesem Fall zumindest
die Kosten offengelegt werden.»
Thüringwird dazu einenVorstoss
einreichen, der der BaZ vorliegt.

Dass Thüring hier spricht, hat
aber auch noch einen anderen
Grund. Er ist Mitglied der Ge-
schäftsprüfungskommission
(GPK). In dieserwerde er «diesen
Fall sicher ansprechen – und fra-
gen, ob das im Sinn des Gremi-
ums ist». Das ist insofern wich-
tig, da die GPKbereits in derVer-
gangenheit ihrenUnmut darüber
kundgetan hat, wie die Verwal-
tung und die Regierung externe
Beratermandate handhabt.

Christian von Wartburg (SP),
auch er spricht in diesem Fall als
Grossrat und nicht als GPK-Prä-
sident, sagt deshalb: «Bei diesem
Fall sind wir wieder mal an ei-
nem Punkt, an dem man sagen
muss: Es fehlt die von der GPK
geforderte Richtlinie in solchen
Angelegenheiten. Ohne diese
Vorgaben erscheint die Vergabe
solcher Mandate zumindest
nicht unproblematisch.»

Von Wartburg merkt auch an,
dass es in derVerwaltung ja Richt-
linien für alles Mögliche gebe –
aber bei externen Beratermanda-

ten noch immer nicht: «Die Ver-
waltung beschäftigt viel Personal
und erteilt dennoch viele Aufträ-
ge an Externe. Ohne klare Vorga-
ben in einer Richtlinie kann es
dann schnell so wirken, dass die
Verwaltung immerweniger selber
Akteur und immermehr nurVer-
mittler ist. Das sollte nicht sein.»

DieseVerbesserungsvorschlä-
ge hat die GPK längst der Regie-
rung empfohlen – und im letz-
ten Jahr die Antwort erhalten,
dass dies geprüft würden. Auf
Anfrage sagt deren Sprecher
Marco Greiner: «Diese Arbeit ist
noch nicht abgeschlossen.»

Wenn man merkt, wie um-
stritten diese Berater sind, fragt
man sich schon: Warum dauert
das so lange? Undman fragt sich
nach der Kritik der GPK-Mitglie-
der vielleicht noch mehr: Wo ist
Esther Kellers Neigung zur
Transparenz, zu ihrer eigenen
Stärke auch, geblieben?

Sebastian Briellmann und
Leif Simonsen

Simon Bordier

Wartezeiten von sechs, sieben
und nochmehr Stunden, Perso-
nal, das bis spätnachts Über-
stunden leistet: Können Bun-
desasylzentren in Basel und
andernorts denAnsturm ukrai-
nischer Flüchtlinge bewältigen?
Daniel Bach: Wir haben es tat-
sächlichmit einem sehr grossen
Andrang zu tun. Bis vor ein paar
Tagen wollten sich die ukraini-
schen Flüchtlinge vor allem im
Bundesasylzentrum in Zürich re-
gistrieren lassen. Inzwischen
sind wir aber überall ausgelas-
tet. Dies führt zu teilweise lan-
gen Wartezeiten im Registrie-
rungsprozess. Wir kämpfen da-
bei mit einem hartnäckigen
Gerücht.

Nämlich?
Viele Menschen aus der Ukraine
haben gehört, dass die Schweiz
lediglich ein Kontingent von
10’000 Personen im Schutzsta-
tus S aufnehme. Das ist völlig
falsch.

Den Status S hat die Schweiz
erstmals überhaupt aktiviert,
umMenschen aus demKriegs-
gebiet ein vereinfachtesAufent-
haltsrecht ohneAsylverfahren
zu ermöglichen.
Richtig. Aber wegen dieses fal-
schen Gerüchts haben derzeit
viele das Gefühl, siemüssten sich
möglichst schnell registrieren
lassen. Richtig ist:Wir registrie-
ren alle Personen, die aus derUk-
raine geflüchtet sind und die
vom Bundesrat definierten Kri-
terien erfüllen; es gibt keine
Obergrenze. Es spielt auch keine
Rolle, wann man sich registrie-
ren lässt. Menschen aus der Uk-
raine haben ein 90-tägiges Auf-
enthaltsrecht. In diesen knapp
drei Monaten haben sie Zeit, ih-
renAntrag auf Schutzstatus S zu
stellen. Woher das Gerücht mit
dem Kontingent stammt, ist uns
schleierhaft.

Kurz nach Kriegsausbruch
wurde die Forderung laut, die
Schweizmöge 10’000 Flücht-
linge aufnehmen.Der Bundes-
rat entschied sich für das
Verfahrenmit dem Schutzsta-
tus S.Wer sollte denn diesen
Status nunmöglichst schnell
beantragen? Undwer kann sich
mehr Zeit lassen?
Wir bitten all jene, die bereits ein
Dach über dem Kopf haben und
beispielsweise bei Verwandten
oder Freunden untergebracht
sind, mit den Anmeldeformali-

täten noch ein, zwei Wochen zu
warten. Zumindest so lange, bis
der erste grosse Andrang vorbei
ist.Wirmöchtenmöglichst rasch
all jene registrieren, die neu in
die Schweiz kommen und noch
keine Unterkunft haben. Ihnen
vermitteln wir am Tag ihrer An-
kunft einen Platz zumÜbernach-
ten. Wir haben genügend freie
Betten. Es braucht niemand auf
der Strasse zu schlafen.

Laut Campaxwird sich die Zahl
der Flüchtenden noch «massiv

erhöhen» – und sie fordert einen
Ausbau der Ressourcen.Wie
bereitet sich Ihre Behörde vor?
Sämtliche Mitarbeitenden des
Staatssekretariats fürMigration,
die nicht dringend an anderen
Stellen gebrauchtwerden, setzen
wir in den Bundesasylzentren für
die Registrierungen ein.Undwir
stocken, so gut es geht, personell
weiter auf. Doch die Infrastruk-
tur muss Schritt halten können:
Es braucht genügend Büroräum-
lichkeiten, Fingerprintmaschi-
nen et cetera. Vom Grenzwacht-

korps erhalten wir gerade zu-
sätzliche Geräte, mit denen wir
Fingerabdrücke einlesen kön-
nen.Das alles braucht seine Zeit.

Wie viele Leute können Sie
täglich registrieren?
Am vergangenen Wochenende
rechneten wir damit, dass wir
schweizweit täglich 400 Regist-
rierungen schaffen. Tatsächlich
schafften wir dann 650. Mit den
jüngsten Aufstockungen sollten
wir auf 800 tägliche Registrie-
rungen kommen. Diese Zahl
möchten wir in wenigen Tagen
auf etwa 1000 erhöhen – und das
sieben Tage proWoche.

Verspricht die Online-Regist-
rierungAbhilfe? Abwann ist
diesemöglich?
Wir prüfen ein Online-Tool, mit
dem wir Termine vergeben und
die Bundesasylzentren entlasten
können. Auch mit diesemWerk-
zeug möchten wir zu verstehen
geben: Es gibt keinen Grund, sich
wegen des Verfahrens zu stres-
sen. Gerade jene, die bereits eine
Unterkunft haben, können die
Registrierung in Ruhe angehen.

Der Schutzstatus S soll ein
vereinfachtesAufnahmeverfah-
ren darstellen. Kommt es zu
Komplikationen? Ist die
Sprachbarriere ein Problem?
Die Sprache ist kein Hindernis.
Wir haben überall Dolmetschen-
de im Einsatz. Den Registrie-
rungsprozess haben wir auf ein
Minimum reduziert.Aber gewis-
se Dinge müssen seriös erledigt
werden: Es gilt, die Ausweispa-
piere zu kontrollieren;manmuss
die Personalien aufnehmen; wir
nehmen zwei Fingerabdrücke
zwecks Sicherheitscheck. Zudem
sind bei uns in den Bundesasyl-
zentren die Flüchtlingshilfe und
andere Hilfswerke eingebunden.
Sie versuchen, geeignete Unter-
kunftsmöglichkeiten für die ge-
flüchteten Kinder, Frauen und
Männer zu finden. Auch dies
nimmt Zeit in Anspruch.

Schweiz bittet Flüchtlinge ummehr Geduld
Bundesasylzentren am Anschlag Der Bund kommtmit der Registrierung vonMenschen aus der Ukraine kaum nach. Laut Daniel Bach,
Sprecher beim Staatssekretariat für Migration, verschlimmern Fake News die Lage, wie er im Interview sagt.

Am Montag gegen 22 Uhr im Bundesasylzentrum Basel. Die Personen im Bild sollen schon seit dem frühen Morgen gewartet haben.

«Wir haben
genügend freie
Betten. Es braucht
niemand auf
der Strasse
zu schlafen.»

«Es fehlt die von
der GPK geforderte
Richtlinie
in solchen
Angelegenheiten.»
Christian vonWartburg (SP)
Präsident der
Geschäftsprüfungskommission
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

«Kommen Sie am Montag wieder»
Ukrainische Geflüchtete wollen sich im Bundesasylzentrum Basel registrieren. Viele werden aber weggeschickt.

Silvana Schreier undNora Bader

Der Saharastaub taucht die Szenerie in
gelbes Licht. Zwischendurch fallen ein
paar Regentropfen auf die Wartenden.
Auf den Klappstühlen hat sich eine vier-
köpfige Familie hingesetzt. Mutter und
Vater tigern unruhig umher. Die ältere
Tochter schaut in ihr Smartphone, das
Stofftier der jüngeren sitzt auf der Bank.
Sie warten hier, vor dem Bundesasyl-
zentrum Basel direkt an der deutschen
Grenze und neben dem Gefängnis
Bässlergut, auf ihre Registrierung und
damit ihren Schutzstatus.

Daneben sitzt eine junge Mutter mit
ihrem Sohn. Seit fünf Tagen seien sie in
der Schweiz. Sie leben bei einer Gast-
familie in Basel. Wie es ihnen gehe? Die
Mutter zuckt mit den Schultern und
sagt auf Englisch: «Wir sind sicher.»
Kurz darauf werden sie hineingerufen,
sie dürfen sich registrieren lassen.

Laut «SRF Regionaljournal» war
die Lage vor dem Basler Bundesasyl-
zentrum am vergangenen Wochenen-
de unübersichtlich, ja gar chaotisch.
Der Basler Anwalt und GLP-Politiker
Daniel Ordás berichtet von Familien,
die zwölf Stunden lang gewartet hätten.

UnterdessenerscheintdieSituation
auf den ersten Blick besser geregelt zu

sein. Am Dienstagnachmittag warten
nur vereinzelt Personen vor dem Asyl-
zentrum. Das könnte aber auch daran
liegen, dass die anwesenden Sicher-
heitsleuteNeuankömmlingeraschwie-
derwegschicken.«Wirsindaktuell stark
überlastet. Wenn Sie schon eine Unter-
kunfthaben,dannkommenSiebitteam
Montag wieder», heisst es. Momentan
würdennurdiejenigenGeflüchteten ins
System aufgenommen, die noch kein
Dach über dem Kopf hätten.

Bettenhat es
eigentlichgenug
Für diese Personen gibt es dann ein Bett
im Bundesasylzentrum. Laut Daniel
Bach, Sprecher des Staatssekretariats
für Migration (SEM), sind in Basel rund
200 Plätze frei. Von den 1000 Betten
in der Asylregion Nordwestschweiz –
dazu gehören Zentren in Basel, Allsch-
wil, Reinach und Flumenthal – seien
rund 700 belegt. Noch ist die Kapazi-
tätsgrenze nicht erreicht. Das liegt auch
an der Solidarität der Bevölkerung, wo-
durch viele Geflüchtete einen Platz in
einer privaten Unterkunft erhalten.

Am Anschlag sei jedoch der Regis-
trierungsprozess in allen Bundesasyl-
zentren der Schweiz, sagt Bach. Mo-
mentan würden rund 800 Registrie-

rungen pro Tag gemacht, die
Kapazitäten sollen weiter ausgebaut
werden. Dafür brauche es zusätzliche
Mitarbeitende und Infrastruktur: Laut
Medienberichten mangelt es dem Bund
etwa an Laptops sowie Maschinen zur
Fingerabdruckabnahme.

HartnäckigesGerücht
ausderWelt schaffen
Bach erklärt, man lerne jeden Tag
dazu. Zudem würden aktuell alle Mit-
arbeitenden des SEM, die entbehrt
werden könnten, in den Zentren einge-
setzt. «Ein grosses Problem ist aber das
Gerücht, dass die Schweiz nur den ers-
ten 10000 Geflüchteten den Schutz-
status geben würde. Das ist falsch.»
Darum appelliert das SEM an alle, die
eine Unterkunft haben, sie sollen sich
erst in ein bis zwei Wochen registrieren
lassen. Denn Ukrainerinnen und Uk-
rainer hätten sowieso 90 Tage Zeit für
die Anmeldung.

Für Daniel Ordás ist klar: «Das SEM
soll die Kompetenz zur Registrierung
unverzüglich an die kantonalen Migra-
tionsämter oder sogar an die kommu-
nalen Einwohnerdienste delegieren.»
Befragung und Abnahme der Fingerab-
drücke sollen auf später verschoben
werden, da die Schritte das Verfahren

verzögerten. «Es eilt vor allem die Fra-
ge der Krankenversicherung», so
Ordás. Diese ist mit dem Schutzstatus
verknüpft.

Auf orangen Plastikstühlen sitzen
zwei Jungs, sie spielen ein Spiel auf
einem Smartphone. Die Eltern und eine
Freundin sprechen mit den Sicherheits-
leuten. Ein Teil der Familie ist in Basel
untergekommen, «ganz nette Leute»
hätten ihnen ein Zimmer gegeben, sagt
der Mann. Der andere Teil wohnt vor-
übergehend in Sarnen im Kanton Ob-
walden. Die Securitas-Angestellten
haben nun die Aufgabe, den Geflüchte-
ten die Schweizer Bürokratie zu erklä-
ren. Obwalden liegt in einer anderen
Asylregion, die Familie muss sich im
Zentrum in Chiasso im Kanton Tessin
anmelden.

Nach einem Blick in die Karte auf
dem Smartphone bleiben die Geflüch-
teten ungläubig vor dem Asylzentrum
stehen. Zwar hätten sie ein Auto, aber
warum sie nun ans andere Ende der
Schweiz fahren müssten, ist für sie un-
verständlich. Die Kinder bekommen
davon kaum etwas mit. In einer Hand
halten sie eine mit Schokolade überzo-
gene Waffel, mit der anderen tippen sie
auf den Bildschirm. Der Saharastaub
taucht die Szene in surreales Licht.

Das Staatssekretariat für Migration ist am Anschlag. Wer bereits eine Unterkunft hat, soll darum nächste Woche wieder kommen. Bild: Kenneth Nars (15. März 2022)

Schulen bereiten sich auf geflüchtete Kinder vor
Die Gemeinde Allschwil sucht per Inserat eine Lehrperson für eine ganze fremdsprachige Primarklasse.

Auch in der Region Basel sind in den
vergangenen Tagen geflüchtete Fami-
lien mit Kindern aus der Ukraine ange-
kommen. Wie viele es sind, wie viele
noch kommen werden und was das für
die Schulen bedeutet, ist schwierig ab-
zuschätzen. Eine exakte Statistik der
Kantone fehlt derzeit noch, auch weil
viele Geflüchtete bisher privat unterge-
bracht wurden.

Beim Basler Erziehungsdeparte-
ment (ED) sind bereits Anträge von ge-
flüchteten Familien zur Einschulung
von Kindern eingegangen: «Bisher sind
es Einzelfälle», sagt Sprecher Simon
Thiriet.BeidiesenwirddieEinschulung
aufdemgewöhnlichenWegorganisiert,
wie siebei derEinreisevon Kindernaus

anderen Nationen gilt. Diese Kinder
werdenzumTeil indieRegelklassen in-
tegriert, zum Teil in Einführungsklas-
sendirektunterrichtet.Doch fürdasED
ist klar: «In den nächsten Wochen wer-
den wir nicht mehr von Einzelfällen
sprechen. Dann ist ein koordiniertes
Vorgehen wichtig», sagt Thiriet.

Auf dem Stellenportal des Kantons
Baselland sorgte gestern eine Stellen-
anzeige der Gemeinde Allschwil für
Aufsehen: Darin wird an der Primar-
schule eine Klassenlehrperson für eine
fremdsprachige Mehrjahrgangsklasse
mit Flüchtlingskindern gesucht. In der
bevölkerungsreichsten Baselbieter Ge-
meinde scheint bereits klar, dass die
heutigen Strukturen nicht genügen

werden. Weitere Infos waren vorerst
nicht erhältlich: Der Allschwiler Ge-
meinderat entscheidet formell erst am
Mittwoch über das weitere Vorgehen.

KantonBasellandprüft
psychologischeAngebote
Auch in Reinach, der zweitgrössten Ba-
selbieter Gemeinde, sei die Schullei-
tung an den Vorbereitungsarbeiten zur
Aufnahme von geflüchteten Kindern,
sagt Vizegemeindepräsidentin Béatrix
von Sury d’ Aspremont. Weitere Infor-
mationen stellt sie für die kommenden
Tage in Aussicht. Die kantonale Bil-
dungs-, Kultur- und Sportdirektion ist
für einmal eher in einer Nebenrolle:
«Die Anmeldung und der Einschu-

lungsprozess der geflüchteten Kinder
laufen primär via Gemeinden», sagt
BKSD-SprecherinFabienneRomanens.
Als Träger der Sekundar- und der Mit-
telschulen ist der Kanton aber für mög-
liche zusätzliche Angebote zuständig.

Laut Romanens laufen derzeit Ge-
spräche mit einem ukrainischen Verein
für einen Auftrag zum Unterricht der
heimatlichen Sprache und Kultur
(HSK). Auch prüfe der Kanton zusätzli-
che psychologische Angebote an den
Schulen für allfällig traumatisierte Kin-
der und Jugendliche aus dem Kriegsge-
biet. Generell gilt für Flüchtlingskinder
die Schulpflicht, sobald absehbar ist,
dass sie längerals zweiMonate imLand
bleiben. (haj/elk)

Unterstützungspaket
für die Ukraine
Basel-Stadt Am Dienstag hat der Bas-
ler Regierungsrat ein Unterstützungs-
paket aus Geld- und Sachmitteln im
Wert von 2,5 Millionen Franken ge-
schnürt. 250000 Franken aus dem
Swisslos-Fonds werden je hälftig für
das Internationale Komitee des Roten
Kreuzes (IKRK) und für die Caritas ge-
sprochen. Das IKRK verteile in der Uk-
raine Nahrung, Wasser und mobile To-
iletten an Schutzräume, wie es in der
Mitteilung der Regierung vom Diens-
tag heisst. Auch der Erhalt und die
Reparatur der Wasserversorgung und
medizinischer Einrichtungen stehen im
Fokus. Die Caritas wiederum versorge
Verbliebene und Vertriebene Ukraine-
rinnen und Ukrainer mit Schlafplätzen,
Essen, Trinkwasser, Hygieneartikeln
und Medikamenten. Mitarbeitende
sind auch an den westlichen Grenzen
im Einsatz, um Flüchtende zu unter-
stützen. Auch polnische Notunterkünf-
te sollen unterstützt werden.

Ein Teil des Unterstützungspakets,
1,46 Millionen Franken, wird für
Sachmittel verwendet. Vor Ort benötigt
wird etwa Operationskleidung. Wäh-
rend der Coronapandemie habe der
Kanton Basel-Stadt solche Materialien
beschafft. Die Bestände würden derzeit
in Basel aber nicht vollumfänglich be-
nötigt, weshalb sie zur Verfügung ge-
stellt werden. (mei)

bz – Zeitung für die Region Basel



Krieg in derUkraine

Ukrainerinnen auf der Flucht: Sie
müssen vor sexualisierter Gewalt
und Menschenhandel geschützt
werden. Bild: Markus Schreiber/AP

Gefährlicher
Weg in die
Sicherheit

Über dreiMillionenMenschen sind seit Kriegsbeginn aus der Ukraine geflohen.
Diemeisten von ihnen sind Frauen undKinder. Auf der Flucht durch Europa
drohen ihnen sexualisierte Gewalt oderMenschenhandel, sagt eine Expertin.

Annika Bangerter

WegvondenBomben,wegvomKrieg,
wegvomGräuel:HunderttausendeUk-
rainerinnen verlassen mit ihren Kin-
dern ihr Land. Doch mit dem Grenz-
übertritt sind sie nicht in Sicherheit,
sagt Lelia Hunziker, Geschäftsleiterin
der Fachstelle für Frauenhandel und
Frauenmigration FIZ.

Wiegefährdet sinddieflüchtenden
FrauenundKinder, ausgebeutet zu
werden?
LeliaHunziker:Wer sich auf der Flucht
befindet, ist auf Hilfe angewiesen. Sei
dies beim Grenzübergang oder unter-
wegs auf der Fluchtroute. Ukrainische
Geflüchtete haben ein Schengen-
Visum. ImGegensatz zuaussereuropäi-
schenSchutzsuchendenkönnensie im-
merhin legal die Grenze überqueren.
Aber aufgrund unserer Erfahrungwis-

sen wir: Frauen und Kinder auf der
Flucht sind immerhöchst bedroht,Op-
fer vonsexualisierterGewalt oderMen-
schenhandel zuwerden.

Sie stehenmitPartnerorganisatio-
nenvorOrt inKontakt. Sindbereits
Fälle bekannt?
Ja,wir arbeitenmit unserenPartnerin-
nen aber noch an einer Übersicht.Wir
erwarten, dass mit zunehmender
Kriegsdauer auchdieOpfer zunehmen
werden. IndenerstenKriegstagen sind
vorallemMenschenmit ihrenAutosge-
flüchtet und solche, die bei Angehöri-
genoderBekannten imAuslandunter-
kamen.Nunfolgensozial schlechterge-
stellte Menschen, die zum Teil keine
Fremdsprache sprechenundvomKrieg
schon stärker traumatisiert sind. Das
macht uns grosse Sorgen. Je vulnerab-
ler dieGeflüchteten sind, umsogefähr-
deter sind sie.

WosindFlüchtendebesonders
gefährdet?
Übergangsorte wie Grenzen oder
Bahnhöfe sind heikel. Besonders ent-
scheidend ist aber, welchen Schutz die
aufnehmendenStaatenbietenkönnen.
Diesbezüglich beunruhigt uns die
Situation inMoldau sehr. Indas ärmste
LandEuropas sindTausendeUkraine-
rinnengeflüchtet. Sie sindgrösstenteils
auf die Unterstützung des Staates und
die Hilfsbereitschaft der Bevölkerung
angewiesen. In einer armenRegion ist
dieHilfe eine riesigeHerausforderung.
Das macht Geflüchtete schutzlos und
ausbeutbar.Ähnlicheshabenwir schon
inGriechenland beobachtet.

Inwiefern?
Erhalten Geflüchtete in Griechenland
einenSchutzstatus,müssen siedieAuf-
nahmezentrenverlassenundverlieren
dadurch ihre Unterkunft. Sie erhalten
auch keine finanzielle Unterstützung.
Verdienstmöglichkeiten sind rar. Die
meisten landen daher auf der Strasse.
WirbetreuenzahlreicheFrauen,denen
in Griechenland ein Dach über dem
Kopf gegen Putzarbeiten angeboten
wurde.Dadurchgerieten sie ineineAb-
hängigkeit. Sie durften plötzlich die
Wohnung nicht mehr verlassen, wur-
den sexuell ausgebeutet oder zurPros-
titution gezwungen.

Waswirdaktuell getan, umUkrai-
nerinnendavor zuwarnen?
Wir sindTeil einesNetzwerkes, das vor
Ort,entlangderFluchtroutenundinden
Ankunftsländern auf dieGefahren hin-
weist. Dafür verteilen wir und unsere
Partnerorganisationen Flyer an flüch-
tende Frauen und bieten Beratungsge-
sprächeperTelefonodervorOrtan.Ein
enger Austausch ist zentral. Unser Ziel
istes,einMonitoringentlangdergesam-
tenFluchtroute aufzubauen.

HabensichBetroffenebei der
Fachstelle fürFrauenhandelund
FrauenmigrationFIZgemeldet?
Nein, das dauert in der Regel länger.
Aktuell befinden sich die Frauen auf
derFlucht.Kommtes zueinerAusbeu-
tungssituation,müssen sie sich daraus
erst befreien. Aber offenbar gibt es auf
einschlägigen Seiten schon Annoncen
für ukrainische Frauen.

VielePrivatebieteneineUnter-
kunft an.DieFlüchtlingshilfe
verlangt einenStrafregisterauszug.
Reichtdas?
Das ist dasMinimum.Die private Auf-
nahme ist sehr wertvoll, aber ich sehe
auch den Staat in der Pflicht. Freiwilli-
gemüssen bei ihremEngagement eng
begleitet werden. Es ist anspruchsvoll,
sich um traumatisierte Menschen zu
kümmern. Dazu kommt, dass bei ge-
teiltemWohnraumimmerunterschied-
licheBedürfnisseausgehandeltwerden
müssen.Deshalbbraucht es seitensdes
Staates Unterstützung – sei dies, um
längerfristigeUnterbringungen inmit-
telgrossen Zentren oder kleineren

Wohnungen zu organisieren oder um
Private zu begleiten.

HatdieFIZbereits vordemKrieg
Opfer ausderUkraineoder ausden
angrenzendenLändernberaten?
Ja, unsereKlientinnenkommenaus fast
allen Ländern. Bis vor einigen Jahren
stammten relativ viele Opfer aus der
Ukraine. Ihre Zahl hat inzwischen ab-
genommen, was zeigt, dass es dem
Staat besser ging. Armut ist ein zentra-
ler Faktor für Migration und prekäre
Situationen. Aktuell beraten wir am
meistenFrauenausNigeria,Rumänien
undUngarn.

NachRumänienundUngarn sind
TausendeUkrainerinnengeflohen.
FürchtenSie, dassnunbereits
bestehendekriminelleBanden
aktivwerden?
Oft sindesEinzelpersonen,welchedie
Not der Frauen ausnützen, indem sie
ihnen vermeintliche Hilfe anbieten.
Danebengibt es aber auchkleinere,fle-
xibel agierende Netzwerke. Wie beim
Beispiel Moldau angesprochen, erge-
ben sich solchenTäternvielmehrMög-
lichkeiten, wenn der Staat den Frauen
keinenoder nur einengeringenSchutz
bietet.Dasbefürchtenwir längerfristig
auch für Rumänien oderUngarn.

WasbenötigenOpfer vonMen-
schenhandel,wennsie inder

Schweiz ankommen?
Sie brauchen eine spezialisierteUnter-
bringung; die Bundesasylzentren sind
keine sicheren Orte für Frauen und
Kinder. Unser Projekt Menschenhan-
del und Asyl hat gezeigt: Auf allen
Fluchtrouten ist die sexualisierte Ge-
walt ein grosses Problem. Praktisch
jedeFrau, die über Libyen geflohen ist,
hat schwerste sexuelle Gewalt erlebt.
In der Schweizmeldet sich aber kaum
je eineBetroffene bei einer Beratungs-
stelle.

WassinddieGründe?
Sie sind oft zu stark traumatisiert, um
sichUnterstützungzu suchen.Deshalb
sind die Betreuungspersonen, Rechts-
vertretungen sowie auch das Staatsse-
kretariat fürMigrationgefordert, sie als
Opfer vonMenschenhandel zu identi-
fizieren.

Wiekann ihnendarüberhinaus
geholfenwerden?
Es braucht spezialisierte Organisatio-
nen. Allerdings stehen diese immer
wieder vor demselben Problem: Liegt
der Tatort im Ausland, was bei den
meisten Betroffenen der Fall ist, wird
dieOpferhilfenichtfinanziert.Gemäss
der Europarats-Konventionen gegen
Menschenhandel wäre die Schweiz
dazu zwar verpflichtet, aber wir arbei-
ten immer noch daran, dass es endlich
umgesetzt wird.

Gastfamilien müssen
Strafregisterauszug zeigen
Sicherheit Die Schweiz zeigt sich soli-
darischmit denOpfern des russischen
Krieges gegen die Ukraine. Zehntau-
sende sind bereit, ukrainischen Ge-
flüchteten ein Zimmer, eineWohnung
oder sogar ein Haus zur Verfügung zu
stellen. Die Schweizerische Flücht-
lingshilfe koordiniert die Vermittlung
von privatenUnterbringungen imAuf-
trag des Bundes und in Zusammen-
arbeitmit denKantonen.Rund80Pro-
zent der erwachsenen geflüchteten
Menschen in der Schweiz sind Frauen;
ukrainischeMänner imAlter von 18bis
60 Jahrendürfen ihrHeimatlandnicht
verlassen.

Doch hegen alle Hilfsbereiten nur
guteAbsichten?AusDeutschlanderrei-
chen uns besorgniserregende Nach-
richtenvonVersuchen,Geflüchtete se-
xuell auszubeuten.Demnach tummeln
sich etwa am Berliner Hauptbahnhof
einigeMänner,welchegezielt allein rei-
sende Frauen oder minderjährige
Flüchtlingeansprechen,umihnenGeld
und dubiose Übernachtungsangebote
zu unterbreiten. «Es gibt leider Men-
schen,diedieVerzweiflungundNotder
ankommenden Flüchtlinge ausnutzen
möchten», sagte einSprecherderBun-
despolizeiBerlingegenüberder«Deut-
schen Welle». Per Twitter warnte die
BundespolizeiFrauenundalleinreisen-
de Jugendliche vor «auffälligen Über-
nachtungsangeboten».

Auf Prävention setzt auch die
Schweizerische Flüchtlingshilfe. «Wir
wollen das Risiko vonMissbrauch und
Menschenhandel minimieren», sagt
DirektorinMiriamBehrens.DieFlücht-
lingshilfe ruft die Geflüchteten daher
auf, sich nicht bei fremden Menschen

über soziale Medien einzuquartieren,
sondern sich zuerst registrieren zu las-
sen. Damit werden die Daten der Ge-
flüchteten und ihrer Gastgeber regis-
triert. Beide erhalten die wichtigsten
Meldestellen undNotfallnummern im
Wohnkanton.

Verkehrsdelikt ist
keinHinderungsgrund
DieFlüchtlingshilfe verlangt zusätzlich
einenStrafregisterauszugvonallenPri-
vatpersonen, die Geflüchtete aus der
Ukraine bei sich aufnehmen. Sie will
sich vergewissern, dass die Kriegs-
flüchtlinge nicht plötzlich in einem
Haushalt landen, in dem eine Person
lebt, dieDelikte gegenLeibundLeben
aufdemKerbholzhat. EinEintrag zum
Beispiel wegen eines Verkehrsdeliktes
sei aber kein Hinderungsgrund, sagt
Behrens. Die Flüchtlingshilfe kontrol-
lierte schonbei früherenGastfamilien-
projektendenStrafregisterauszug.Die-
seMassnahmesei beidenGastfamilien
auf grossesVerständnis gestossen, sagt
Behrens. Die Flüchtlingshilfe betreibt
zudemeineHotlineundwirddieGast-
familien und ihre Gäste rasch besu-
chen, umsich selber einBild vorOrt zu
verschaffen.

AuchderBundesrat ist für dasThe-
maAusbeutung sensibilisiert. «Wirha-
ben das extremauf demRadar», sagte
JustizministerinKarinKeller-Sutter am
Montag im Nationalrat. Die Bundes-
polizei beobachte die Lage. Und sie
werde versuchen, mit der Fachstelle
Frauenhandel und Migration FIZ zu-
sammenzuarbeiten.

Kari Kälin
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Lieber Ukrainer
als Afghanen
In der Schweiz werdenUkrainermit offenen
Armen empfangen. Von dieserHilfsbereitschaft
können andere Flüchtlinge nur träumen. Sozial-
psychologenwagen einen Erklärungsversuch.

Kari Kälin

Die Hilfsbereitschaft ist beeindru-
ckend: ZehntausendeMenschen in
der Schweiz wollen geflüchtete
Ukrainerinnen undUkrainer in den
eigenen vier Wänden aufnehmen.
Bis amMontag standen rund 55000
Betten zur Verfügung, zum Teil in
Hotels. Die Schweizerische Flücht-
lingshilfe trägt die privatenAngebo-
te zusammen, die auf vielen Kanä-
len einfliessen. Innerhalb weniger
Tage konnten aus demBundesasyl-
zentrumZürich bis am Sonntag be-
reits hundert ukrainische Kriegs-
flüchtlinge inGastfamilien platziert
werden.

Auch Dorothea Diallo von der
Institution Familynetwork im Kan-
ton Aargau erhält in diesen Tagen
vermehrtAnrufe vonMenschen, die
ganzeHäuser zurVerfügung stellten
für Menschen aus der Ukraine. Die
Institution vermittelt seit 2015 für
unbegleiteteminderjährigeAsylsu-
chende Plätze bei Pflegefamilien in
den Kantonen Aargau, Bern, Solo-
thurn und Zürich. Seit 2019 hilft
Familynetwork zudem, anerkannte
erwachsene Flüchtlinge beiGastfa-
milien unterzubringen. Der Verein
führt dabei ein Projekt der Flücht-
lingshilfe weiter.

Seit der Migrationswelle 2015
fand Familynetwork für 36 unbe-
gleitete Minderjährige eine Pflege-
familie.Das ist zwar eine erfreuliche
Bilanz, aber: Es möchten viel mehr
minderjährige Asylsuchende, zum
Beispiel aus Afghanistan, in einer
Familie wohnen, als Plätze zur Ver-
fügung stehen. Auch für erwachse-
ne anerkannte Flüchtlingemangelt
es an Gastfamilien. Kurzum: Wäh-
rend ukrainische Kriegsflüchtlinge
mit offenenArmen empfangenwer-
den, bekunden Geflüchtete aus an-
deren Ländern Mühe, bei einer
Gastfamilie unterzukommen.

Rassismusvorwurf
in sozialenMedien
Auf ein vergleichsweise bescheide-
nes Echo stiess auch ein Gastfami-
lienprojekt, das die Flüchtlingshilfe
vor sieben Jahren startete. Zwischen
2015undMärz2018durften672Ge-
flüchtetebei 408Gastfamilienwoh-
nen. Zur Erinnerung: 2015 setzten
rund850000Menschenvonder tür-
kischen Küste auf die griechischen
Inselnüber.EingrosserTeilwander-
te nachWest- und Nordeuropa wei-
ter. Die Schweiz zählte 2015 rund
40000 Asylgesuche, die meisten
ausEritrea,AfghanistanundSyrien.
Auchdamals gabes vieleMenschen,
die ein neuesDach über ihremKopf
benötigten. Zum Vergleich: Bis am
Montaghatdas Staatssekretariat für
Migration rund4000Schutzsuchen-
de aus der Ukraine registriert.

In den sozialen Medien kursiert
dennauchderRassismusvorwurf.Er
lautet sinngemäss so:DieMenschen
inderSchweiz empfangendie christ-
lich-orthodoxen Ukrainer eupho-
risch,währendsieMuslimenmitAb-
lehnung begegnen.

Sind die Menschen in der
Schweiz rassistisch oder selektiv
solidarisch?Weshalb sind viel mehr
Leutebereit, ukrainischeGeflüchte-
te aufzunehmen als zum Beispiel

Menschen aus Syrien, Afghanistan
oder Eritrea?

NäheundÄhnlichkeit
fördernEmpathie
Margit Oswald, emeritierte Profes-
sorin für Sozialpsychologie der Uni-
versitätBern,wagt einenErklärungs-
versuch aus psychologischer Sicht:
«DieUkrainegehört zuEuropa, eine
Annäherung an die EU steht zur
Debatte.Man fühlt sichkulturell und
auch religiösdenUkrainerinnenund
Ukrainern näher als vielen Men-
schen aus ferneren Ländern», sagt
sie. Auch Präsident Wolodimir Se-
lenski betone sehr starkdieZugehö-
rigkeit seines Landes zum Westen.
Die Ukraine sei also Teil der westli-
chenWertegemeinschaft.Weiterhin
nehmemanspätestens seit demrus-
sischen Überfall auf die Krim die
Ukrainerinnen und Ukrainer un-
missverständlichalsOpfer einesklar
identifizierbaren Aggressors wahr.
Das erinnere vielleicht an den Auf-
stand in Ungarn 1956 und an den
Prager Frühling in der Tschechoslo-
wakei 1968.

Damals nahmdie Schweiz, auch
beseelt von der antikommunisti-
schen Grosswetterlage, bereitwillig
TausendeFlüchtlinge auf.Das alles,
sagt Oswald, löse jetzt eine stärkere
Hilfsbereitschaft aus als beispiels-
weise bei Menschen, die vor dem
Bürgerkrieg in Syrien, ausAfghanis-
tanoderEritreaflohen.Dort habees
möglicherweiseauchdieSorgegege-
ben, es könnten auf dem Weg der
Flucht Menschen mit extremisti-
schem Gedankengut in die Schweiz
gelangen.

Johannes Ullrich, Professor für
Sozialpsychologie anderUniversität
Zürich, argumentiert ähnlich wie
Oswald: «Faktoren, die dazubeitra-
gen, dass Menschen Mitleid und
Empathie empfinden und sich für
andere engagieren, sindunter ande-
rem Nähe und Ähnlichkeit. Die
Menschen aus derUkraine sindden
Menschen in der Schweiz räumlich
näher undkulturell ähnlicher», sagt
er.

Auch sei die Gruppe der Flüch-
tendenhomogener als etwa2015, als
dieMenschen aus unterschiedlichs-
ten Regionen und aus den unter-
schiedlichsten Gründen nach Euro-
pa geflüchtet seien.

Integrationgelingtbesser
inPflegefamilien
DorotheaDiallo vomFamilynetwork
hofft derweil, dass die aktuelle hel-
vetische Hilfsbereitschaft vermehrt
auchMenschenausanderenKrisen-
regionen erfasst. Dass sich mehr
Private bereit erklären, Flüchtlinge
aus allenLändernbei sichaufzuneh-
men, geradeauchunbegleiteteMin-
derjährige. Eine Untersuchung des
Vereins Pflege- und Adoptivkinder
Schweiz zeigt nämlich: Die jungen
Geflüchteten lernen die Sprache
schneller und integrieren sich einfa-
cher indieGesellschaft,wennsiebei
einer Pflegefamilie wohnen anstatt
in einer Kollektivunterkunft.

Interessiert an der Aufnahme von
unbegleiteten Minderjährigen?
Melden kann man sich bei
info@familynetwork.ch

Ukraine

Kiew

Krim

Donezk

Luhansk

Rumänien

Moldawien

Slowakei

Ungarn

Polen

Russland

Bulgarien

Weissrussland

Serbien

1475

263888

1 808436

337 215

453432

142 994

213000

So viele Menschen sind aus der Ukraine geflohen

Schwarzes Meer
200 km

Quelle: UNHCR, Stand: 14.3.2022/Karte: stb/mlu
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Politiker, Unternehmer, Offizie-
re und Juristenmachenmobil ge-
gen den neuen Kampfjet der
Schweizer Luftwaffe. Das neue
bürgerliche Komitee gegen die
F-35 soll aus 49 Personen beste-
hen. Nur zwei von ihnen stehen
mit Namen hin: Felix Meier, der
in Fachkreisen als Aviatiker und
Militärpublizist bekannt ist, so-
wie Beat Meier, ein Zürcher Un-
ternehmer aus der IT-Branche,
Pilot und ehemaliger Offizier.

Als ersteAktion hat das Komi-
tee einen Brief an die Bundes-
haus-Politikerinnen und -Politi-
ker verschickt. Darin erhebt es
schwereVorwürfe gegen dasVer-
teidigungsdepartement (VBS)
von Bundesrätin Viola Amherd.
DasVBS stütze sich bei den Kos-
tenangaben in der aktuellen Rüs-
tungsbotschaft lediglich auf Her-

stellerangaben.Doch in denUSA
überstiegen die Betriebskosten
der F-35 die ursprünglichenAn-
nahmen deutlich. In Norwegen
wie auch in Australien, den Nie-
derlanden, Belgien und Däne-
mark seien die tatsächlichen Be-
triebskosten imVergleich zu den
ursprünglichenAnnahmen dop-
pelt so hoch.

Zuwenig Flugstunden?
Die Verfasser des Briefs gehen
von jährlichen Betriebskosten für
die künftige F-35-Flotte von 450
bis 500 Millionen Franken aus.
DasVBS beziffert diese Betriebs-
kosten für 36 F-35 auf 300 Mil-
lionen jährlich. Das Komitee
warnt vor Mehrkosten von vier
bis fünfMilliarden Frankenwäh-
rend einer Betriebsdauer der Jets
von 30 Jahren.

Das VBS hat in der Vergangen-
heit stets auf Fixpreise verwie-
sen, die von US-Seite in der Of-
ferte verbindlich festgehalten
seien. Zudem verweist das VBS
auf eine 40-jährige Erfahrung bei
der Abwicklung von Rüstungs-
geschäften mit den USA. Dabei
sei es nie zu Kostenüberschrei-
tungen gekommen. Im Brief
heisst es dazu, bei dieser Argu-
mentation werde ein zentraler
Punkt übersehen, denn es sei das
erste Mal, dass ein System ein-
gekauft werden solle, das «nach
wie vor nicht ausgereift» sei.

Fragezeichen setzen die Brief-
autoren auch hinter das geplan-
te Pilotentraining. Die reduzier-
te Zahl Stunden sei eine Gefahr
für künftige Schweizer Piloten
ohne Kampferfahrung, denn die
F-35 existiere nur als Einsitzer.

In allen anderen Ländern stehe
für künftige Piloten ein Über-
gangsflugzeug zur Verfügung,
ein sogenannter Jet-Trainer. Kei-
ne andere Luftwaffe sei heute be-
reit, neue F-35 Piloten ohne zu-
sätzliche Jet-Erfahrung direkt in
die F-35 zu setzen.

Gründe für die Anonymität
Beat Meier, einer der beiden Un-
terzeichner des Briefes, sagt,
die Komiteemitglieder stünden
allesamt hinter einer starken
Schweizer Armee. Ein Teil sei in
der Bundesverwaltung tätig, so-
gar Armeekader seien dabei. Sie
seien praktisch gezwungen, an-
onym zu bleiben. Der Druck in
der Verwaltung, hinter der F-35
zu stehen, sei sehr gross.Mitglie-
der, die im Hintergrund viel für
das Komitee gearbeitet hätten,

riskierten bei Bekanntwerden ih-
rer Namen ihren Job, sagt Meier.

LautMeier befinden sich auch
zehn Mitglieder des Bundespar-
laments im Komitee – von SVP,
FDP und der Mittepartei. Dass
sogardiese nichtmit Namen hin-
stehen, ist bei politischenDebat-
ten in der Schweiz unüblich.

Der Druck auf die Gegner der
F-35 ist aufgrund des Ukraine-
Kriegs gegenwärtig hoch. Die
Forderung aus Armee und Si-
cherheitspolitik lautet, absolut
nichts dürfe nun die eingeleite-
te Beschaffung der F-35 verzö-
gern.ViolaAmherd rief dazu auf,
dass auch die linken Kampfjet-
Gegner die Unterschriftensamm-
lung für die «Stopp F-35»-Initi-
ative beenden sollten.

Beni Gafner

Charlotte Walser
und Jacqueline Büchi

Wohinmit demPferd?Auch sol-
che Fragen stellen sich derzeit
den Behörden in Bundesasylzen-
tren: Eine Flüchtlingsfamilie aus
derUkraine reistemit Pferdean-
hänger an. Pro Tag melden sich
derzeit mehr als 1000 ukraini-
sche Flüchtlinge in der Schweiz.
Bis gestern wurden insgesamt
6482 Personen registriert.

Wie viele noch kommen wer-
den,weiss niemand. Justizminis-
terin Karin Keller-Sutter sagte im
Nationalrat, der Bund gehe da-
von aus, dass bis im Juni zwi-
schen 35’000 und 50’000 Ukra-
inerinnen und Ukrainer in die
Schweiz kommen könnten. Die
Aussagewurde imAusland offen-
barmissverstanden.Die deutsche
Innenministerin Nancy Faeser
sagte später im Bundestag: «Wir
werden in ein Verteilsystem ge-
hen müssen. Es gibt auch gross-
artigeAngebote.Die Schweiz hat
angeboten, 40’000 Geflüchtete
aufzunehmen.»

Diese Zahl sei falsch, hiess es
beim Eidgenössischen Justiz-
und Polizeidepartement aufAn-
frage. Die Schweiz habe in Aus-
sicht gestellt, sich zu beteiligen,
wenn auf europäischer Ebene
eineVerteilung beschlossenwür-
de. Zahlen stünden aber noch
nicht zur Diskussion.

Termin für die Registrierung
Zurzeit geht es um jene Flücht-
linge, die eigenständig in die
Schweiz kommen. Der Ansturm
fordert die Behörden stark her-
aus.Obwohl gegen 150 Personen
zusätzlich für die Registrierung
eingesetzt werden, kommt es zu
Wartezeiten. Das Staatssekreta-
riat fürMigration (SEM) hat nun
das System angepasst. Neu kön-
nen die Geflüchteten ein Online-
formular ausfüllen und erhalten
dann einenTermin für die Regis-
trierung. Krankenversichert sind
sie bereits ab Eingang des On-
lineformulars.

Manche mussten in den ver-
gangenenTagen aus Kapazitäts-
gründen bei der Registrierung
auf spätervertröstetwerden. Ein
Dach über demKopf und ein Bett
hätten aber alle erhalten, sagt

SEM-Sprecher Daniel Bach. Der
Bund hat insgesamt 9000Unter-
bringungsplätze.Momentan sind
laut Bach noch etwa 2000 Plät-
ze frei.Als Notunterkunft dienen
auch Kasernen: Die Armee hat
die Kaserne Bülach ZH und Bure
JU zur Verfügung gestellt.

Vorgesehen ist, dass Geflüch-
tete mit Schutzstatus S nur kurz
in den Bundesasylzentren unter-
gebracht werden. Danach sind
die Kantone zuständig. Laut
GabySzöllösyvon derKonferenz
der kantonalen Sozialdirektorin-
nen und -direktoren haben die
grösseren Kantone bereits meh-
rere Hundert zusätzliche Plätze
geschaffen. In manchen Kanto-
nenwerden auch Zivilschutzan-
lagen in Betracht gezogen.

Neben der kurzfristigen Un-
terbringung gilt es, längerfristi-

geWohnmöglichkeiten zu orga-
nisieren. So sucht beispielswei-
se die Zürcher Fachorganisation
AOZ dringend nach geeignetem
Wohnraum. Sprecher Martin
Roth sagt,man schaffe zwar lau-
fend neue Strukturen. «Aber na-
türlich handelt es sich um eine
absolute Ausnahmesituation –
unser Ziel muss sein, auch mit-
telfristigmit der hohenNachfra-
ge Schritt halten zu können.»

Die AOZ ruft Immobilienfir-
men undGenossenschaften dazu
auf, sich zu melden, wenn sie
über Objekte verfügen, die bei-
spielsweise für ein, zwei Jahre
zwischengenutzt werden kön-
nen. Sprecher Roth gibt zu be-
denken: «Es ist nicht einfach, ge-
nügend Platz zu finden in einer
Stadt wie Zürich, in welcher der
Wohnraumknapp und teuer ist.»

Riesig ist derzeit die Bereitschaft
in der Bevölkerung, Geflüchtete
aus der Ukraine aufzunehmen.
So stellten auf der Plattform
Campax bislang rund 23’000 Pri-
vathaushalte knapp 57’000 Bet-
ten zurVerfügung.Dazu kommen
über 21’000 Betten in Hotels.

Prüfung privater Angebote
Ob die privaten Angebote tat-
sächlich geeignet sind, überprüft
die Schweizerische Flüchtlings-
hilfe. Sprecherin Eliane Engeler
betont, dieAbklärungenwürden
auch in der aktuellen Situation
sehr vorsichtig und genau vor-
genommen.EinAufenthaltmuss
währendmindestens dreiMona-
ten möglich sein.

Bislang lasse sich die Admi-
nistration gut bewältigen – auch
dank der personellen Unterstüt-

zung von anderen Hilfsorgani-
sationen wie dem Roten Kreuz
oder der Caritas. Wenn eine ge-
flüchtete Person oder eine Fami-
lie sich eine Gastfamilie wün-
sche, stehe in der Regel innert
Stunden ein passendes Angebot
bereit. 481 Personen erhielten
seit Samstag auf dieseWeise eine
Bleibe.

Die Behörden machen sich
auchGedanken über die Integra-
tion der Geflüchteten in den Ar-
beitsmarkt. Bundesrätin Keller-
Sutter hat sich gestern mit den
Sozialpartnern ausgetauscht. Für
die praktischen Fragen rund um
die Arbeit wurde eine Arbeits-
gruppe ins Leben gerufen.Doch:
«Priorität hat erst mal, dass alle
ein Dach über dem Kopf haben»,
sagte Gewerbeverbandspräsident
Fabio Regazzi.

Zehntausende brauchen eine Bleibe
Flucht aus der Ukraine Die Zahl der Flüchtlinge stellt die Behörden vor grosse Herausforderungen.
Bislang konnten alle untergebracht werden. Doch es wird weitere Plätze brauchen.

Grosser Andrang: Flüchtlinge aus der Ukraine warten vor dem Bundesasylzentrum in Zürich. Foto: Ela Çelik
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Simon Bordier und
Rachel Hueber

Wie lange bleiben die Gäste?

DerKanton Baselland schreibt in
einemÜbersichtsblatt: «Sie soll-
ten in der Lage sein, Schutzbe-
dürftigen für etwa drei Monate
eine Unterbringung zu bieten.»
Auch andere Behörden sprechen
von drei bis sechs Monaten. Für
Renata Gäumann,Asylkoordina-
torin des Kantons Basel-Stadt,
sind aber auch kürzere Perioden
denkbar. Konkret für eine kurz-
fristige Erstunterkunft von
Flüchtlingen, bis ein Platz in kan-
tonalen Strukturen gefunden ist.

Wie viele ukrainische
Flüchtlinge sind derzeit bei
Privaten untergebracht?
Laut der Basler Asylkoordinato-
rin haben im Stadtkanton 60
HaushalteMenschen aus derUk-
raine aufgenommen.Verschiede-
ne Organisationen sammeln An-
gebote von Privaten: Auf den
Plattformen der Schweizerischen
Flüchtlingshilfe undvon Campax
soll es an die 4000 Platzangebo-
te für Basel-Stadt geben, so Gäu-
mann. Bei der Stelle GGG Bene-
vol hätten sich zudem über 400
Haushalte gemeldet. Es brauche
derzeit aber«dringlich nochmehr
Unterkünfte bei Privaten fürgrös-
sere Familienverbände oder
Gruppen von sechs bis acht Per-
sonen». Nicht ganz so detaillier-
te Zahlen liegen aus dem Basel-
biet vor. «Dem Kanton Basel-
Landschaftwurden in den letzten
drei Tagen 150 Personen aus der
Ukraine zugewiesen», schreiben
die Kantonsbehörden in einer
MitteilungvomMontag.DieMen-
schen seien über die Gemeinden
untergebracht worden oder
wohnten bei Privatpersonen.

Was sind die grössten
Herausforderungen?
«Die Sprachbarriere ist für uns
ein Hindernis», sagt die im Ba-
selbiet wohnhafte BaZ-Autorin
Nina Jecker, die fünf Flüchtlin-
gen bei sich zu Hause Zuflucht
bietet. «Wir kommunizieren über
denGoogle-Liveübersetzer»,was
für den Alltag eigentlich ganz
okay funktioniere. «Er ist gut ge-
nug, aber nicht hervorragend»,
sagt sie. Gerade in derEingewöh-
nungsphase sei ein Dolmetscher
hilfreich: «Am ersten Tag kom-
men sie erst einmal an. Um alle
weiteren Fragen zu klären, ist ein
Übersetzer sehr praktisch», sagt
Jecker. Alles in allem habe sich
der neue Alltag aber «gut einge-
spielt».

Auch ChristianMessikommer,
Sprecher der Vermittlungsplatt-
formCampax,meint auf die Fra-
ge nach der grössten Herausfor-
derung für Gastfamilien: «Die
Sprachbarriere.Wenn keine Brü-
cke da ist, ist es sehr schwierig.»
Die Leute seien indes «sehr selb-
ständig». Sie würden sich nicht
im Zimmer einschliessen, son-
dern seien «sozial, hilfsbereit».
«Wir hören viel Gutes.»

Wiemühsam ist
der Papierkram?
Wenn Menschen aus der Ukrai-
ne in der Schweiz bleiben wol-
len, ist der Schutzstatus S für sie
entscheidend. Dieser stellt ein
vereinfachtes Aufenthaltsrecht

dar und schafft die Basis für
wichtige Dinge wie eine Kran-
kenversicherung oder die Ein-
schulung von Kindern. Mit dem
Schutzstatus können Flüchtlin-
ge zudem einer Arbeit nachge-
hen oder Sozialhilfe beantragen.
Um das Dokument zu erhalten,
müssen sich Flüchtlinge zu-
nächst in einemBundesasylzen-
trum registrieren lassen. Für die
finanzielle Unterstützung der
Schutzbedürftigen ist im Stadt-
kanton die Sozialhilfe Basel zu-
ständig. ImBaselbiet sind die Ge-
meinden verantwortlich.

«Man muss sich um alles
selbst kümmern», sagt Jecker.
Termine bei den Sozialen Diens-
ten, der Schule oder der Asylbe-
treuungsdienstleisterin ORS
müssten Flüchtlinge selbst be-
ziehungsweise mithilfe ihrer
Gastfamilien organisieren. «Nie-
mandmeldet sich von sich aus»,
sagt Jecker. Es sei hilfreich, sich
vorgängig über alle Termine zu
informieren, die man wahrneh-
men müsse. Von den Behörden
könne man sich nämlich in die-
ser Hinsicht durchaus ein biss-
chen «allein gelassen fühlen».

Carole Küng-Weber,Mutter ei-
ner fünfköpfigen Familie, beher-
bergt seit zweiWochen vier Per-
sonen aus derUkraine: zwei Kin-
der, deren Mutter sowie eine
Grossmutter. Auch die Baslerin
weiss von organisatorischen
Schwierigkeiten zu berichten.
«Im Bundesasylzentrum muss-
ten unsere Gäste 14 Stunden auf
die Registrierungwarten.»Viele
Prozesse zur Aufnahme der
Flüchtlinge seien teils noch un-
klar.

Wie sieht der Alltag aus?
«Man muss einfach megaflexi-
bel sein», sagt Küng-Weber. Ur-
sprünglich habe sie in ihremDo-
mizil ein eigenes Stockwerk für
die Neuankömmlinge vorgese-
hen. Doch es sei anders gekom-
men. «Die Kinder haben bei ih-
rer Ankunft im ganzen Haus
Spielsachen ausgebreitet.» Das
Bedürfnis zum Spielen sei nach
der mehrstündigen Anreise im
Zug spürbar gross gewesen.Und
auch die beiden erwachsenen
Gäste wollten sich nicht auf das
Stockwerk beschränken. «Die
Grossmutter hat in derKüche das
Zepter übernommen. Jetzt wird
von frühmorgens bis spätabends
gekocht.» Inzwischen hätten sich
dieAlltagsabläufe eingespielt. Sie
selber arbeite drei Tage proWo-
che im Büro. Die Gäste fänden
sich in dieser Zeit selber zurecht.
Klar ist aber auch: Zu Hause ist
ständig etwas los.

Jecker berichtet über das grosse
Bedürfnis der Flüchtlingsfami-
lie, zu helfen: «Sie möchten et-
was beitragen und bieten ihre
Hilfe häufig an, weshalb wir sie
immermehr in die täglichen Ar-
beiten einbeziehen. Es gibt ja ge-
nug zu tun in einem Haushalt
mit neun Personen.»

Wer bezahlt den Lebens­
unterhalt der Flüchtlinge?
Gastfamilien bieten Flüchtlingen
eine Unterkunft. Sie sind aber
nicht verpflichtet, deren Lebens-
unterhalt – Essen, Kleider, SIM-
Karten etc. – zu finanzieren. Da-
für ist die Sozialhilfe vonGemein-
den und Kantonen zuständig.
Voraussetzung für die Unterstüt-
zungsbeiträge ist die Registrie-
rung für den Schutzstatus S im
Bundesasylzentrum.

Was, wenn einer
der Gäste erkrankt?
«In diesem Fall sind sie gebeten,
die zuständigen Sozialarbeiten-
den in der Gemeinde zu kontak-
tieren», schreibt aufAnfrage Lea
Wirz vomBaselbieter Sozialamt.
Personenmit Schutzstatus S sei-
en krankenversichert und hätten
somit Zugang zurmedizinischen
Versorgung.Wenn die Flüchtlin-
ge noch nicht registriert sind, ha-
ben sie den rechtlichen Status
von Touristen. In einem solchen
Fall würden nur die medizini-
schen Kosten im Rahmen eines
Notfalls übernommen. «Es ist
daher wichtig, dass die Regist-
rierung der Geflüchteten beim
Staatssekretariat für Migration
möglichst frühzeitig erfolgt.»
Laut der Basler Asylkoordinato-

rin Renata Gäumann wird den
Flüchtlingen ein Hausarzt zuge-
wiesen,wenn sie sich bei der So-
zialhilfe anmelden. «Sind sie
noch nicht krankenversichert,
können die Rechnungen an das
Staatssekretariat für Migration
geschicktwerden, das die Kosten
übernimmt.»

Werden Gastfamilien für
die Unterbringung von
Flüchtlingen entschädigt?
Weder Basel-Stadt noch Basel-
land sehen eine finanzielle Ge-
genleistung für die Aufnahme
von schutzbedürftigen Personen
vor. «Die Unterbringung derGe-
flüchteten bei Privaten erfolgt im
Rahmen der solidarischen Un-
terstützung ohne finanzielle Ent-
schädigung», schreibt Basel-
Stadt in einerMedienmitteilung.
Allerdings ist eine Wohnpau-
schale von 250 Franken pro Mo-
nat unter anderem für Neben-
kosten vorgesehen. Diese wird
auf Basis des GGG-Gastfamilien-
Projekts gesprochen. Baselland
sieht eineNebenkostenpauscha-
le von 100 Franken pro unter-
stützte Person vor.

Wannwerden die
Kinder eingeschult?
«Die Kinder sind grundsätzlich
schulpflichtig», sagt der Kanton
Baselland. Die Sozialhilfe in den
Gemeinden werde die Einschu-
lung begleiten. Der Schulbesuch
sei für die Kinder wichtig, da er
ihnen ermögliche, neue Kontak-
te zu knüpfen, und ihnen eine
Struktur imAlltag biete. Die Bas-
ler Asylkoordinatorin schreibt
aufAnfrage: «Die Bildungsange-

bote des Kantons sind fürKinder
und Jugendliche aus der Ukrai-
ne jederzeit zugänglich.»

Was sollten künftige
Gastfamilien beachten?
«Mit Kindern muss man auch
Dinge unternehmen», sagt Je-
cker. Bei Freizeitaktivitäten in
der Region lohne es sich, sich
nach Spezialangeboten zu er-
kundigen,meint sie.VieleVeran-
stalter würden den Eintritt für
die Geflüchteten und die Beglei-
ter erlassen. «Manmuss ausser-
dem eine entspannte Persönlich-
keit sein», sagt sie. In manchen
Situationen brauche man starke
Nerven: «Wenn unsere Gästemit
Angehörigen zuHause telefonie-
ren, hörenwir siemanchmalwei-
nen», sagt Jecker. Wenn es um
die Telekommunikation der Ge-
flüchteten geht, empfiehlt Jecker
die Swisscom-Shops, wo man
gratis SIM-Karten beziehen
kann, um in der Schweiz und in
die Ukraine zu telefonieren und
das Internet zu nutzen.

ImSwissMega Park kannman
sich ausserdemHilfsgüter holen:
«Die gesammelten Lebensmittel
und Hygieneartikel sind für alle
Flüchtlinge verfügbar, die vor-
beikommen», sagt Alexandra
Somlo, Geschäftsführerin des
Parks.

Wenn es um die Fortbewe-
gung geht, so können Flüchtlin-
gemit Ausweis S oder einem Er-
satzpapier den öffentlichenVer-
kehr in der Region gratis
benützen. Dies hat der Tarifver-
bund Nordwestschweiz letzte
Woche verkündet. Das Angebot
ist bis Ende Mai befristet.

WoGastfamilien ans Limit kommen
Hilfe für Ukrainerinnen Erste Baselbieterinnen und Basler haben Geflüchtete aus der Ukraine bei sich aufgenommen.
Was läuft aus ihrer Sicht gut? Was raten die Behörden? Die wichtigsten Punkte.

Die Sprachbarriere ist für viele ein Hindernis: Ein Kind aus der Ukraine spielt in einer Unterkunft für Flüchtlinge. Foto: Anthony Anex (Keystone)

«Die
Bildungsangebote
des Kantons sind
für Kinder und
Jugendliche
aus der Ukraine
jederzeit
zugänglich.»
Renata Gäumann
Asylkoordinatorin Basel-Stadt
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Wie lange hält die Solidarität?
Die Anzahl ukrainischer Flüchtlinge steigt in beiden Basel. Private Unterkünfte sind aber keine langfristige Lösung.

Kelly Spielmann

Von 150 am 16.März auf 434
Stand gestern: Die Anzahl
Flüchtender aus der Ukraine,
die dem Kanton Baselland vom
Bund zugeteilt worden sind, hat
sich innert fünf Tagen fast ver-
dreifacht. Im Moment gebe es
noch genügend Plätze, um die
Flüchtlinge unterzubringen, wie
der Baselbieter Asylkoordinator
Rolf Rossi sagt. «Aber nur, weil
die Solidarität der Bevölkerung
derzeit so gross ist», fügt er an.
Noch immer erhalte der Kanton
Angebote von Privaten, die eine
Wohnung oder ein Zimmer zur
Verfügung stellen wollen.

Aber Rossi glaubt auch, dass
sich viele Private nicht bewusst
sind, worauf sie sich einlassen,
wennsie ihrZuhausemitFlücht-
lingen teilen möchten. «Da
kann es noch zu Problemen
kommen, mit denen man nicht
gerechnet hat.»

Helfenwillman–
aberunterBedingungen
Er nennt ein Beispiel: «Wir ha-
ben schon gehört, dass jemand
Flüchtlinge aufnehmen will,
diese an Ostern aber wieder weg
sein müssen, weil dann Fami-
lienmitglieder zu Besuch kom-
men.» Eine Mindestdauer
durchsetzen könne man jedoch
nicht. «Wenn ein Platz mindes-
tens sechs Monate zur Verfü-
gung stehen müsste, würde uns
die Hälfte der Privaten absprin-
gen», meint er.

Die Solidarität ist also da –
wenn auch an Bedingungen ge-
knüpft. Gut möglich also, dass
sie in einigen Monaten wieder
sinkt. Und der Kanton neue Plät-
ze für die Geflüchteten suchen
muss. «Natürlich ist es nicht bei
allen so», betont Rossi, «aber
wir gehen nicht davon aus, dass
wir langfristig dieselbe Anzahl
Flüchtender bei Privaten unter-
bringen können.»

Aktuell jedoch sei man «ab-
solut auf diese Solidarität ange-
wiesen».Dennnoch immer feh-
len in den Gemeinden Plätze für

Asylsuchende.Am16.Märzhatte
derKantonnoch1000Plätzege-
sucht.LängstnichtalleBaselbie-
ter Gemeinden erfüllen die vor-
geschriebene Quote: Jede Ge-
meindemüsstedieAnzahlPlätze
für Asylsuchende zur Verfügung
stellen,die1,4ProzentderBevöl-

kerung entspricht. Am 15. Feb-
ruarundam9.Märzhatdaskan-
tonaleSozialamtdieGemeinden
ineinemSchreibenaufgefordert,
bis spätestensEndeMärzweitere
verfügbarePlätzezumelden.Seit
der vergangenen Woche habe es
relativvieleRückmeldungenge-

geben – rund 140 Plätze kamen
so in den letzten Tagen noch zu-
sammen. «Wir sind aber auch
nichtböse,wennsichnochmehr
Gemeinden melden», sagt der
Asylkoordinator. Die fehlenden
Plätze,dieesbraucht,umdiean-
gestrebteTausendermarkezuer-

reichen, «müssen die Gemein-
dennunnoch irgendwieausdem
Hut zaubern».

Basel-Stadt zahlthöheren
Pauschalbeitrag
Mit ähnlichen Problemen hat
der Kanton Basel-Stadt zu
kämpfen. Für die rund 250
Flüchtlinge, die dem Stadt-
kanton bereits zugewiesen wur-
den, reichen die Kapazitäten
derzeit noch aus, sagt Asylkoor-
dinatorin Renata Gäumann.
Man rechne aber weiterhin mit
rund 50 bis 60 zusätzlichen
Asylsuchenden pro Tag – je nach
Entwicklung der Lage.

Rund zwei Drittel aller Zuge-
wiesenen seien bereits bei den
über 400 Privaten unter-
gebracht, die in Basel-Stadt
Zimmer zur Verfügung stellen.
Sollte diese Anzahl abnehmen,
gebe es noch Reserveplätze in
den kantonalen Strukturen. «Es
braucht aber zusätzlichen
Wohnraum», betont Gäumann.
«Die zuständigen Stellen arbei-
ten mit Hochdruck daran. Für
den Notfall stehen zwei unter-
irdische Anlagen bereit.»

Grundsätzlich können die
Gastgeber entscheiden, wie lan-
ge sie Wohnraum zur Verfügung
stellen: «Entweder sie bieten
eine kurzfristige Erstunterkunft
an, bis eine Unterbringung in
kantonalen Strukturen möglich
ist», so Gäumann. In diesem
Fall müssten die Flüchtenden
bei der Registrierung angeben,
dass sie eine Unterkunft brau-
chen. «Oder die Gastgeber sind
bereit, die Geflüchteten für min-
destens drei Monate oder länger
bei sich zu beherbergen. In die-
sem Fall können sie eine Verein-
barung mit GGG Benevol ab-
schliessen.»

Diese beinhaltet unter ande-
rem die Auszahlung einer mo-
natlichen Pauschale für Wohn-
nebenkosten von 250 Franken.
In Baselland erhalten Personen,
die Wohnraum für Flüchtlinge
zur Verfügung stellen, ebenfalls
eine Pauschale – dort beträgt sie
aber lediglich 100 Franken.

Ölheizungsverbot soll verschoben werden
Bürgerliche torpedieren das Klimapaket der eigenen Regierung. Rotgrün reagiert empört.

Hans-Martin Jermann

Die bürgerlichen Parteien SVP,
FDP und die Mitte wollen das
von der Baselbieter Regierung
Ende Januar aufgelegte Mass-
nahmenpaket für einen ökologi-
schen Umbau der Energiever-
sorgung imKantonaufEis legen.
Mit zwei Handlungspostulaten,
die sie übermorgen Donnerstag
im Landrat einreichen werden,
fordern sie einen «Marschhalt»,
bis sichderLandrat formellhabe
äussernkönnenzumübergeord-
neten Energieplanungsbericht.

Dieser umfasst 19 Massnah-
men, darunter neben einigen
formellen auch weitreichende
wie ein generelles Verbot neuer
Ölheizungen oder einen Förder-
bonus für Dach- und Fassaden-
sanierungen beim Einbau einer

Fotovoltaikanlage. Acht der 19
Massnahmen könnte die Regie-
rung in Eigenregie beschliessen,
für andere ist ein Beschluss des
Landrats und letztlich eine
Volksabstimmung nötig.

ZueinzelnenMassnahmen
bereitsVerfahrengestartet
DiebürgerlichenParteienstören
sich daran, dass für einige Mass-
nahmen bereits separate Ver-
nehmlassungsverfahren gestar-
tetwurden(etwazurÖkologisie-
rung der Motorfahrzeugsteuer).
Und zwar, bevor der Landrat
überdenBerichtalsGanzeshabe
beraten können. Mit den Vor-
stössen wolle man «unausge-
reifte Schnellschüsse» in der
kantonalenEnergie-undKlima-
politikvermeiden, lässt sichSVP-
Landrat Andreas Trüssel im

«Standpunkt der Wirtschaft»,
dem Organ der Wirtschafts-
kammer Baselland, zitieren.

Im rot-grünen Lager sorgen
dieVorstösse fürEmpörung.Von

einemdestruktivenundunsach-
lichenAngriffaufdenKlimakurs
der eigenen Regierung schrei-
ben die Grünen auf dem Kurz-
nachrichtendienst Twitter. Der
Energieplanungsberichtund die
damit verbundenen Massnah-
men würden den ordentlichen
politischenWegnehmen,betont
SP-Landrat Thomas Noack:
Dass die Bürgerlichen den Pro-
zess nun abwürgen wollen, kriti-
siert er als «Verhinderungs-
politik» und «Trotzhaltung.»
Auch inhaltlich seien die Vor-
stösse unverständlich: Die
Umweltprobleme, die mit den
Massnahmen angegangen wer-
den sollen, seien seit Jahrzehn-
ten bekannt. «Wenn das Paket
der Regierung nun als Schnell-
schuss taxiert wird, ist das fast
schon absurd», findet Noack.

Alle Flüchtlingemüssen sich im Bundesasylzentrum registrieren. Bild: Kenneth Nars (Basel, 15.März 2022)

Reber und Cramer
positiv getestet
Coronavirus Der Baselbieter
Regierungsrat Isaac Reber
(Grüne) hätte am gestrigen
Montagmorgen an der Medien-
konferenz seiner Bau- und Um-
weltschutzdirektion (BUD)
zum Spatenstich der Klär-
anlage ARA Birsig in Therwil
sprechen sollen (siehe auch
Seite 19). Der Baudirektor kam
allerdings nicht. Der Grund für
seine Abwesenheit ist eine In-
fektion mit dem Coronavirus.

Und auch Conradin Cramer,
der basel-städtische Regie-
rungsrat und Vorsteher des Er-
ziehungsdepartements, vermel-
dete am Montag auf dem Kurz-
nachrichtendienst Twitter, dass
er ein positives Coronatest-
resultat erhalten habe. «Nun hat
es mich auch erreicht», schreibt
Cramer. Er leide an Symptomen
und begebe sich in nun in Iso-
lation. (bz)

«DasPaketder
Regierungals
Schnellschuss
zu taxieren,
ist fast schon
absurd.»
ThomasNoack
SP-Landrat, Bubendorf
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«99 Prozent der Flüchtlinge warten nur darauf, nach Hause zu gehen»
ArtemRybchenko, der ukrainische Botschafter in Bern, warnt vor vorschnellemWegschauen – und hat eine klare Forderung an die Schweiz.

Samuel Schumacher
undOthmar vonMatt

Gelbe Tulpen stehen auf dem Stein-
mäuerchen vor der ukrainischen Bot-
schaft,aufdemBodenKerzen,daneben
einBrief:«LieberHerrPutin,bitte stop-
pen Sie die Gewalt.» Von der Fassade
desBotschaftsgebäudes imBernerMu-
seumsquartierhängteineFahnemitder
Aufschrift«HandsOffUkraine»(«Hän-
deweg vonderUkraine»).

Doch der Ruf nach Frieden verhallt
bislangungehört indenrussischenWei-
ten. Seit genau einem Monat führen
Wladimir Putins Truppen einen bruta-
len Krieg gegen ukrainische Städte,
bombardieren Zivilisten, schiessen auf
fliehende Familien, nehmenWohnblö-
cke ins Visier ihrer Panzer. 121 Kinder
haben die russischen Soldaten laut der
ukrainischenRegierungseitdem24.Fe-
bruar getötet, mehr als 1000 Zivilisten
kamen ums Leben. 10 Millionen Men-
schen mussten aus ihren Wohnungen
undHäusernfliehen.

«Das ist Terrorismus», sagt Artem
Rybchenko, Botschafter derUkraine in
derSchweiz.Erhateinpaar Journalisten

indenVorgartenderBotschaftgeladen,
umeinenMonat nachKriegsbeginnBi-
lanz zu ziehen. Rybchenko ist den Trä-
nennahe,alservondenBombenaufdie
Schulen in seiner Heimat erzählt. «Es
geht hier nicht nur um die Ukraine, es
geht um Europa, es geht um die ganze
Welt», sagt der 38-jährige Diplomat.
«HeutezerstörtPutinunsereKindergär-

tenundKrankenhäuser.Morgenkönnte
erdenganzenKontinent terrorisieren.»

Rybchenko hat den Eindruck, dass
viele Menschen in Europa noch nicht
ganz realisiert haben, was da inmitten
desKontinentsgeradepassiert:«Das ist
kein Film, das ist bittere Realität. Wir
müssen handeln, und zwar schnell»,
sagtRybchenko. Immerwieder gebe es

AngriffeaufukrainischeAtomkraftwer-
ke.«Diesindkeine2000Kilometervon
hier entfernt. Wenn’s schiefläuft, dann
müssenwir in der Schweiz plötzlich auf
gutenWindhoffen,umderKatastrophe
zu entkommen.»

RussischeStaatsbürgerwollen
denukrainischenPass
SeinebeidenkleinenTöchter siehtRyb-
chenko seit einem Monat kaum noch.
RundumdieUhr koordiniert er, telefo-
niertmitBundesrätenunddiskutiertmit
den Russen, die täglich vor seiner Bot-
schaftauftauchenundsicherkundigen,
was sie tunmüssen,umdieukrainische
Staatsbürgerschaft zu erlangen. «Am
schlimmsten aber sind jene Momente,
wennmeinTelefonklingeltundaufdem
Display eine ukrainische Nummer er-
scheint. Dann getraue ich mich jeweils
fast nicht, ranzugehen», sagt Rybchen-
ko. SeineEltern, seine Schwester, seine
Freunde:Alle sindnoch inderUkraine.
Jeder Anruf aus der Heimat könnte
schlimmeNachrichtenbedeuten.

Rund12000seinerLandsleutesind
seit Ausbruch desKrieges bereits in die
Schweiz geflohen. «Ich möchte allen

Schweizer Familien danken, die Ukrai-
nerinnen und Ukrainer aufgenommen
haben. Auch für sie bedeutet das eine
Veränderung ihres Alltags», sagt Ryb-
chenko. «Und ich garantiere ihnen: 99
Prozent der ukrainischen Flüchtlinge,
die indieSchweizkommen,wartennur
darauf, wieder nach Hause zurückkeh-
ren zu können. Sobald es Frieden gibt,
wollen alle zurück. Auch wenn vieles
zerstört ist: Die Ukraine bleibt ihr Hei-
matland.»

EineForderungandieSchweizaber
hatArtemRybchenkonoch–under for-
muliert sieandiesemsonnigenVormit-
tag im Berner Vorgarten klar und deut-
lich: «Wir brauchen Schutzwesten und
Helme,umunsereKinder,unsereFeuer-
wehrmännerundZivilistinnenzuschüt-
zen.»DieSchweizblockiertdenExport
dieser sogenannten «Dual Use»-Güter
indieUkraine,weil sie sowohl für zivile
alsauchfürmilitärischeZweckegenutzt
werden könnten. «In Friedenszeiten
kann ichdasverstehen», sagtRybchen-
ko. «Aber wir haben Krieg. Menschen
sterben.MitdiesenMaterialienkönnen
wir sie retten. Wir haben keine Zeit für
Bürokratie.»

Russland Unterstützer Russlands Legen sich nicht festPutins GegnerUkraine

Syrien
Diktator Baschar al-Assad
hat es zu einem grossen
Teil Wladimir Putin zu
verdanken, dass er heute
noch an der Macht ist. Mit
brutaler Gewalt unterstütz-
te Putin seinen «Freund»
Assad gegen die Rebellion
in dessen Land. Nun rekru-
tiert Russland Soldaten in
Syrien für den Einsatz in
der Ukraine – Tausende
Freiwillige sollen sich
bereits gemeldet haben.

Serbien
In keinem europäischen
Land ist die Unterstützung
für Russlands Angriffskrieg
so gross wie in Serbien.
Tausende demonstrieren
mit Pro-Putin-Plakaten auf
den Strassen von Belgrad.
Angefeuert werden sie von
den Boulevardmedien. Die
Sanktionen gegen Russ-
land trägt Serbien nicht
mit. Bei vielen wurzelt die
Verbundenheit mit Putin in
der Ablehnung der Nato.

Moldawien, Polen, Ungarn
Die direkten Nachbarn der
Ukraine sind die Ersten,
die mit der gewaltigen
Fluchtbewegung aus dem
Kriegsgebiet fertig werden
müssen. MillionenMen-
schen haben die Ukraine
bereits verlassen. Die
EU-Mitgliedstaaten Polen
und Ungarn sowie das
kleine Moldawien zeigen
derzeit enorme Anstren-
gungen bei der Unterstüt-
zung der Flüchtlinge.

China
Peking spielt ein doppel-
tes Spiel. Frei nach dem
Motto: Der Feindmeines
Rivalen ist mein Freund,
steht China an der Seite
Russlands. Sich gänzlich
hinter Putin stellen und so
denWesten verlieren will
Präsident Xi aber auch
nicht. Entscheidet sich
China für eine Seite, dürfte
das den Verlauf des
Ukraine-Krieges massiv
beeinflussen.

Pakistan und Indien
Indien wird oft als «die
grösste Demokratie der
Welt» bezeichnet. Überfällt
das autoritäre Russland
jedoch die demokratische
Ukraine, bleibt Indien
stumm. Indien und Russ-
land haben traditionell
gute Beziehungen. Und
nun schlägt auch Indiens
Erzfeind Pakistan in Mos-
kau auf: Der Premier war
zu Besuch – und verurteilt
den Krieg ebenfalls nicht.

Nordkorea und Eritrea
Nur vier Staaten weigerten
sich, Russlands Krieg in
der Ukraine in der UNO-
Vollversammlung zu
verurteilen. NebenWeiss-
russland und Syrien, die
mehr oder weniger dabei
sind, selber Kriegsparteien
zu werden, waren das
Nordkorea und Eritrea.
Nach Afrika liefert Russ-
landWaffen. Nordkorea
und Putin haben densel-
ben Feind: die USA.

Die EU, die Briten und die Schweiz
Lange blockierten die Deutschen, doch
inzwischen ist in der Europäischen Union
klar: Die Ukraine braucht Waffen. Und
Putins Oligarchen Sanktionen. Die EU
steht geschlossen wie selten auf Seiten
der Ukraine. Grossbritannien sogar noch
deutlicher. Und auch die Schweiz zog
nach längerem Lavieren nach und über-
nahm die EU-Sanktionen gegenMoskau.

Weissrussland
Alexander Lukaschenko, der Diktator von
Minsk, ist ein Vasall des Kreml. Russische
Truppen starteten ihren Angriff auf Kiew
von weissrussischem Boden aus. Immer
wieder heben von hier russische Flugzeu-
ge und Raketen ab. Laut ukrainischem
Geheimdienst dauert es nicht mehr lang,
bis auch Lukaschenkos Soldaten losmar-
schieren. Ihr Ziel könnte Lwiw sein.

Finnland und Schweden
Die beiden Länder sind in der EU, aber
gehören nicht der Nato an. Das war auch
lange so gewollt. Seitdem Putins Sol-
daten in der Ukraine wüten, hat sich die
Stimmung jedoch gedreht: Inzwischen
befürwortet die Mehrheit der Menschen
einen Nato-Beitritt. Finnland und Schwe-
den liefertenWaffen an die Ukraine – ein
historischer Entscheid für beide Länder.

Dankbar für die Hilfe der Schweiz: Artem Rybchenko. Bild: Samuel Schumacher
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Quarantäne für Haustiere aus Ukraine
Die Veterinärämter beider Basel bemühen sich, dass Geflüchtete und Vierbeiner nicht voneinander getrennt werden. Das klappt nicht immer.

Silvana Schreier

Tausende Geflüchtete haben
den Weg in die Region Basel
schon gefunden. Mit dabei –
nebst Koffern und Taschen mit
einigen Habseligkeiten – die
vierbeinigen besten Freunde der
Menschen. Die Geflüchteten
traten ihre Reise ins Ungewisse
gemeinsam mit ihren Hunden,
Katzen, Meerschweinchen oder
Wellensittichen an.

«Das ist ein Novum bei
Flucht- und Migrationsbewe-
gungen», sagt der Basler Kan-
tonstierarzt Michel Laszlo. Des-
halb seien die Veterinärämter
vor neue Herausforderungen
gestellt worden. Der Bund hat
geregelt, dass die Heimtiere
einreisen dürfen, auch wenn
nicht alle Einfuhrbedingungen,
die sonst gelten, erfüllt sind. Die
Geflüchteten müssen lediglich
ein Meldeformular einreichen.
Die Veterinärämter der zustän-
digen Kantone prüfen an-
schliessend, welche Massnah-
men in den einzelnen Fällen nö-
tig sind.

Kantoneübernehmen
dieKosten fürdie Impfung
Denn: Die Ukraine ist ein Toll-
wutland. Das heisst, die Krank-
heit ist dort – im Gegensatz zur
Schweiz – nicht ausgerottet. Um
also sowohl die einheimischen
Tiere als auch die Menschen zu
schützen, reagieren die Veteri-
närämter: Sie veranlassen eine
Untersuchung der Tiere, bei der
bestimmt wird, ob eine Impfung
gegen Tollwut vorliegt oder

nicht. Dieser Schritt ist nötig, da
die meisten Geflüchteten nicht
die nötigen Dokumente für ihre
Vierbeiner bei sich tragen.

In Baselland sind laut Anga-
ben der Gesundheitsdirektion
sechs Hunde und fünf Katzen
gemeldet worden. Die Tiere sei-
en grösstenteils mit einem Chip
versehen und seien in der Ukrai-
ne im Haus gehalten worden,

sagt Sprecher Rolf Wirz. «Bei
den Tierhaltern handelt es sich
um Personen, die eine private
Unterkunft bei Privatpersonen
gefunden haben mit ihren
Tieren. Die Tiere konnten daher
alle bei ihren Haltern verblei-
ben.» DieQuarantänedarf auch
in den eigenen vier Wänden ab-
gesessen werden, solange Kat-
zen drinnen bleiben und Hunde

keinen Kontakt zu Artgenossen
haben.

Nicht alle haben dieses
Glück, auch wenn sich Basel-
land darum bemühe, eine Tren-
nung von Tier und Halter zu ver-
meiden. Denn sind die Tiere
nicht geimpft, ist eine bis zu
120-tägige Quarantäne nötig.
Diese erfolgt entweder in den
Räumlichkeiten der Veterinär-

ämter oder im Tierheim beider
Basel.

Die Kosten für die Untersu-
chungen, die Impfungen sowie
die Quarantäne übernehmen
aktuell die Kantone. Wirz sagt
zudem: «Die Gesellschaft
Schweizer Tierärztinnen und
Tierärzte hat unseres Wissens
ihre Mitglieder ebenfalls aufge-
fordert, angesichts der derzeiti-

gen Lage die Kosten moderat zu
halten.»

In Basel-Stadt sind bisher
sechsKatzenundvierHundeaus
der Ukraine gemeldet worden.
Schweizweit sind knapp
400Tiere registriert.Dabeigebe
es aber eine Dunkelziffer zu be-
rücksichtigen. «Wir sind uns be-
wusst, dass sich die Lage in der
Schweizundsomitauch inunse-
rem Kanton noch verschärfen
undsichdieAnzahleingeführter
Tiere stark verändern wird»,
sagt Kantonstierarzt Laszlo. Ge-
mäss Schätzungen werden
schweizweit in den nächsten
Wochen und Monaten rund
5000 bis 10000 Tiere erwartet.

PatinnenundPaten für
geflüchteteTieregesucht
Noch konnten in Basel alle Tier-
halterinnen und Tierhalter ge-
meinsam mit ihren Tieren in pri-
vate Unterkünfte einziehen.
Laszlo: «Alle kantonalen Veteri-
närdienste sind sehr bestrebt,
für die Flüchtenden und ihre
eigenen Tiere geeignete Lösun-
gen anzubieten, die der huma-
nitären Notsituation gerecht
werden.»

Bei steigenden Zahlen an
Geflüchteten müssten diese
aber in Auffangzentren unterge-
bracht werden, wo Hunde und
Katzen nicht erlaubt sind. Lasz-
lo und das Basler Veterinäramt
sind deshalb auf der Suche nach
Patinnen und Paten, die den
Tieren vorübergehend eine Blei-
be geben könnten. Interessierte
können sich per E-Mail unter
kanzlei.vetamt@bs.ch melden.

Basel-Stadt bereitet Turn- und Messehallen für Geflüchtete vor
Beide Basel treffen Massnahmen zur Betreuung der ukrainischen Geflüchteten. Die bz hat Antworten auf die wichtigsten Fragen.

Silvana Schreier

Wo werden die Geflüchteten
untergebracht? Dürfen die Kin-
der bereits den Schulunterricht
besuchen? Und wie wird die In-
tegration der Menschen voran-
getrieben? Die Basler Regie-
rungsmitglieder Kaspar Sutter
vom Departement für Wirt-
schaft, Soziales und Umwelt,
Conradin Cramer vom Erzieh-
ungsdepartement, Stephanie
Eymann vom Justiz- und Sicher-
heitsdepartement sowie Sozial-
hilfe-Leiter Ruedi Illes geben
Auskunft. Die wichtigsten Fra-
gen und Antworten:

1 Seit vergangenem Freitag
ist der kantonale Krisen-

stab wieder in Kraft gesetzt.
Was sind seine Aufgaben?
Im Krisenstab sind die Regie-
rungsmitglieder Sutter und Ey-
mann, Asylkoordinatorin Rena-
ta Gäumann, die Gemeinden
Riehen und Bettingen, die Poli-
zei, die Rettungskräfte sowie
Kantonsarzt Simon Fuchs ver-
treten. In dieser Organisation
würden – wie schon während
der Coronakrise – die Ressour-
cen gebündelt. Der Krisenstab
trifft sich wöchentlich, um die
aktuelle Lage zu besprechen.
Thema sei dabei etwa ein mög-

licher Einsatz Zivilschutzleis-
tender. Diese erhalten laut Ey-
mann in den kommenden Ta-
gen ein Schreiben, wonach sie
sich für freiwillige Einsätze mel-
den könnten. Ein obligatori-
sches Aufgebot ist noch nicht
geplant. Die grösste Herausfor-
derung sieht Eymann jedoch bei
der Unterbringung aller Ge-
flüchteten. Seit gestern ist
ausserdem die neue Website
des Kantons online: Unter
www.support-ukraine.bs.ch kön-
nen verschiedenste Informatio-
nen zu Bildung, Unterbringung
oder Sprachkursen auch auf Uk-
rainisch abgerufen werden.

2 Wo sind die Geflüchteten
aus der Ukraine in Basel-

Stadt untergebracht?
Regierungsrat Kaspar Sutter
(SP) sieht die Unterbringung der
Menschen als «dringlichste Auf-
gabe» des Kantons: «Wohn-
raum ist in unserer Stadt ein
knappes Gut. Aber alle Geflüch-
teten sollen hier ein Zuhause be-
kommen. Für die Zeit, in der sie
nicht zurück in ihre Heimat kön-
nen.» Rund 400 private Unter-
kunftsangebote sind bisher ein-
gegangen. Zudem kann der
Kanton 300 Plätze anbieten.
«Das wird aber nicht reichen.
Darum stehen wir in Verhand-

lungen mit Privatpersonen und
Firmen, um in weiteren Gebäu-
den Mietverträge abzuschlies-
sen», so Sutter. Justizdirektorin
Stephanie Eymann (LDP) er-
gänzt: «Die drei Zivilschutzan-
lagen des Kantons stehen bereit.
Das sind 250 Plätze.» Bisher sei
eine unterirdische Unterbrin-
gung aber nicht nötig und soll
möglichst vermieden werden.
Laut Eymann arbeitet der Kri-
senstab daran, Turn- oder Mes-
sehallen vorzubereiten.

3 Wie viele Geflüchtete
leben bereits in Basel?

Rund 400 Personen haben sich
bisher in Basel-Stadt angemel-
det. Ruedi Illes, Leiter der So-
zialhilfe, betont: «Dieses Aus-
mass einer Flüchtlingskrise ha-
ben wirbishernoch niegehabt.»
Die Basler Behörden würden für
gewöhnlich 15 Asylsuchende im
Monat unterbringen müssen,
aktuell würden Basel-Stadt täg-
lich vom Bund rund 50 Perso-
nen zugewiesen. Rund Dreivier-
tel davon könnten direkt in
Gastfamilien untergebracht
werden. Seit dieser Woche
arbeiten die zuständigen Stellen
denn auch sieben Tage in der
Woche, um die Zuweisungen
umzusetzen. Illes: «Wir setzen
alles daran, die Menschen in

normalen Wohnungen unterzu-
bringen.»

4 Wie viele Kinder und
Jugendliche besuchen

bereits den Schulunterricht?
In der Volksschule, also auf Kin-
dergarten-, Primar- und Sekun-
darstufe, sind bisher knapp
100 Kinder und Jugendliche
eingeschult worden. Zudem
gebe es fünf Jugendliche, die
sich für eine weiterführende
Schule angemeldet haben, so
Erziehungsdirektor Conradin
Cramer (LDP). Noch könnten
die Schulanmeldungen im nor-
malen Prozess durchgeführt
werden. «Der wesentlichste
Schritt ist dabei das Eintrittsge-
spräch», sagt Cramer. «In die-
sem finden wir heraus, welche
Lösung für das Kind die beste
ist.» Jüngere Schulkinder wür-
den in den meisten Fällen direkt
in die Regelschulklasse integ-
riert. Bei den Älteren werde der
Fokus oft zuerst auf Deutsch-
kurse gelegt. Ab August sollten
auch diese dann normal einge-
schult werden können.

5 Dürfen auch Erwachsene
Deutschkurse besuchen?

Sutter betont, erwachsene Ge-
flüchtete hätten ebenso An-
spruch auf einen Sprachkurs.

Ausserdem dürfen sich Erwach-
sene beim Regionalen Arbeits-
vermittlungszentrum (RAV) mel-
den und werden dort bei der
Arbeitssuche unterstützt.

6 Setzt Basel-Stadt auch
auf die Hilfe ukrainischer

Lehrpersonen, die hierher
geflüchtet sind?
Cramer sagt, der Kanton sei
«enorm daran interessiert», mit
Lehrpersonen aus der Ukraine
zusammenzuarbeiten. Es sei
denkbar, diese in das Kollegium
in den Schulhäusern zu integrie-
ren. Oder sie könnten als Be-
treuungspersonen in Einrich-
tungen der Tagesstruktur einge-
setzt werden. Cramer: «Wir sind
auch offen für unkonventionelle
Lösungen.»

7 Welche finanzielle Unter-
stützung erhalten die

Geflüchteten?
Sobald die Menschen sich für
den Schutzstatus S beim Bund
registriert haben, erhalten sie
von der Basler Sozialhilfe finan-
zielle Mittel. Ebenso ist die Ge-
sundheitsversorgung geregelt:
Mit dem Schutzstatus S sind die
Geflüchteten Teil der Kollektiv-
versicherung und die Kosten
werden von der Krankenkasse
getragen. Sutter: «Weiter kön-

nen die Menschen neu kosten-
los bei der Basler Kantonalbank
ein Konto eröffnen.» Dies ist
insbesondere für die Auszah-
lung der Sozialhilfe wichtig. Bis-
her wird diese laut Illes in Bar-
geld überreicht.

8 Wie sieht die Situation der
Geflüchteten in Baselland

aus?
Der Kanton teilt mit, dass sich
bisher 509 Geflüchtete aus der
Ukraine im Baselbiet aufhalten
würden. Vergleichbar mit Basel-
Stadt erlebt auch der Landkan-
ton eine Ausnahmesituation.
«Die Zahl der Zuweisungen von
ukrainischen Geflüchteten über-
steigt bereits jetzt die Zahl der
letztjährigen Zuweisungen für
den ganzen Asyl- und Flücht-
lingsbereich», heisst es in der
Mitteilung. Täglich erhalte man
vom Bund 40 Personen zuge-
wiesen. Diese könnten in
90 Prozent der Fälle in privaten
Unterkünften untergebracht
werden. Da Gastgebende immer
wieder an ihre Grenzen stossen
würden, will Baselland nun mit
einer Hilfsorganisation eine An-
laufstelle aufbauen. So könne
ein niederschwelliger Zugang zu
Beratung und Vermittlung in
Krisensituationen geschaffen
werden.

Viele Geflüchtete reisenmit ihren Haustieren in der Schweiz ein. Das stellt die Kantone vor neue Herausforderungen. Symbolbild: Keystone
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Krieg in der Ukraine
Samstag, 26. März 2022

Hans Brandt

Grosszügigkeit ist zwar selbst-
verständlich.Aber die Frage nach
dem Geld steht dennoch im
Raum. «Mir wurde vom Zürcher
Bundesasylzentrumgesagt, dass
ich nichts ausgeben müsste,
wenn ich Geflüchtete aus derUk-
raine aufnehme», erzählt ein
Gastgeber aus dem Kanton Zü-
rich. Er habe daraufhin drei
Frauen bei sich aufgenommen.
Aber finanzielle Hilfe habe er
noch nicht erhalten. Auch seine
Gästewürden ohne ihn finanziell
kaumüber die Runden kommen.
Die Zahlungen, die für sie inAus-
sicht gestellt wurden, seien bis-
her noch nicht geflossen.

Ähnliches berichten andere
Schweizer Familien, die ihre
Häuser und Wohnungen für
nicht selten traumatisierteMen-
schen aus der Ukraine geöffnet
haben. Auch Peter Meier, Leiter
Politik und Medien der Schwei-
zer Flüchtlingshilfe, sagt, dass
ihm bisher weder Gastfamilien
noch Geflüchtete bekannt seien,
die Zuwendungen vom Staat er-
halten hätten.

Grosse Unterschiede
Vier Wochen nach Beginn des
Krieges, zwei Wochen seit der
Aktivierung des S-Status für
Schutzbedürftige, läuft die Re-
gistrierung der Ankommenden
inzwischen ganz gut. Die Verga-
be des S-Status dauertmeist nur
wenige Tage – auch wenn der
S-Ausweis selbst mehrere Wo-
chen auf sich warten lässt. Aber
nach diesen ersten Schritten, für
die das Bundesamt für Migrati-
on SEM zuständig ist,werden die
Geflüchteten an die Kantone und
Gemeinden weitergeleitet. Und
dort harzt es. «Es ist logisch, dass
die Behörden überfordert sind,
dafür habe ichVerständnis», sagt
der Gastgeber aus dem Kanton
Zürich. «Aber ich kann das nicht
ewig bezahlen.»

Grundsätzliche Regeln für die
Finanzierung der Geflüchteten
aus der Ukraine hat der Bund
schon erlassen: Sie werden be-
handeltwie vorläufig aufgenom-
mene Personen im regulären

Asylsystem. «DerBund zahlt den
Kantonenmonatlich eine Global-
pauschale von 1500 Franken pro
Kopf», sagt Gaby Szöllösy, Gene-
ralsekretärin der Konferenz der
kantonalen Sozialdirektorinnen
und Sozialdirektoren (SODK).
«Die Kantone entscheiden selbst
gemäss ihrer Gesetzgebung,wie
sie die Pauschalen einsetzen»,
betont Szöllösy.

Die Höhe der Hilfe, die Ge-
flüchtete direkt erhalten, hängt
von zahlreichen Faktoren ab, die
sich von Kanton zu Kanton, teil-
weise auch vonGemeinde zu Ge-
meinde, unterscheiden. Die Ver-
mögensverhältnisse der Ukrai-
nerinnen und Ukrainer spielen
eine Rolle, oder dieArt ihrer Un-
terbringung: In Sammelunter-

künften mit Verpflegung erhal-
ten dieMenschen kaummehr als
ein Taschengeld. Und für Men-
schen, die bei Gastfamilienwoh-
nen, kann es einen Unterschied
machen, ob sie einenUntermiet-
vertrag mit den Gastgebern ab-
geschlossen haben.

Für die Gastfamilien selbst ist
vonseiten des Bundes eigentlich
keine Hilfe vorgesehen – aber sie
wird trotzdemvonvielen Kanto-
nen gewährt. Der Kanton Wallis
zahlt Gastgebern 150 Franken
pro Monat und untergebrachter
Person. In Basel-Stadt werden
250 Franken pro Haushalt ge-
währt, nicht pro Person. In Ba-
selland sind 100 Franken pro
Gast vorgesehen, aber nur,wenn
diese Person Sozialhilfe erhält.

«Wir überlassen den Entscheid
in dieser Frage den 162 Zürcher
Gemeinden, die damit verant-
wortungsvoll umgehen werden,
davon bin ich überzeugt», sagt
der Zürcher Sicherheitsdirektor
Mario Fehr, der auch für das
Sozialamt zuständig ist. DerKan-
ton leite im Übrigen die gesam-
te Pauschale des Bundes für
Flüchtlinge, nachAbzug derGel-
der für die Krankenkasse, an die
Gemeinden weiter.

Noch ein Behördengang
Der Kanton Bern teilt mit, dass
er eine solche Unterstützung «im
Grundsatz» befürwortet: «Kon-
krete Ansätze für die Entschädi-
gung der Gastfamilien sind in
Arbeit.»

Soll die Hilfe fliessen, ist meis-
tens eine Anmeldung beim So
zialamt der Gemeinde notwen-
dig. Im Kanton Bern sind soge-
nannte regionale Partner dafür
zuständig, also beispielsweise
das Schweizerische Rote Kreuz
im Berner Mittelland. Noch ein
Behördengang, auf dem Schwei-
zer Gastgeberinnen die Geflüch-
teten begleiten müssen.

«Da können durchaus Tränen
fliessen», erzählt ein Gastgeber.
Immerwiedermüssten dieMen-
schen ihre Unterlagen vorzeigen,
immer wieder kämen die per-
sönlichen Fragen, immerwieder
die Probleme mit der Sprache.
Bis die Sozialhilfe dann bewil-
ligt ist, dauert es auch noch ei-
nige Zeit.

Geld auf die Hand gibt es aller-
dings kaum. Denn es muss ein
SchweizerKontovorhanden sein,
auf das die Hilfe überwiesen
werden kann.

Mit dem S-Status ist es zwar
grundsätzlichmöglich, ein Kon-
to zu eröffnen.Aber gratis ist das
auch nicht. «Die Raiffeisenbank
war sehr freundlich», erzählt ein
Gastgeber aus Baselland. Die
Daten der Geflüchteten wurden
aufgenommen. Aber für jedes
Konto müssen 100 Franken be-
zahlt werden: 60 für die Konto-
führung, 40 für die Bankkarte.
DerGastgebermuss nunmehre-
re Hundert Franken vorschies-
sen, damit seine Gäste überhaupt
Zuwendungen vom Staat erhal-
ten können.

Nochwarten alle auf das Geld vom Staat
Finanzielle Probleme nach Aufnahme Tausende Menschen aus der Ukraine hat die Schweiz aufgenommen, viele von ihnen
leben bei privaten Gastgebern. Finanziell ist das weder für Geflüchtete noch Gastfamilien leicht zu meistern.
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Schweiz
Samstag, 2. April 2022

«Eigentlich wäre es jetzt drin-
gend angezeigt, dass die Urner
Regierung das Suworow-Denk-
mal in der Schöllenenschlucht
per offiziellen Regierungsrats-
entscheid durch eine riesige
Ukraineflagge abdecken liesse»:
Das fordert der ehemalige Urner
Staatsanwalt und heutige kanto-
nale Datenschützer Karl Stadler
in einem Leserbrief. Dies wäre
ein starkes Zeichen für die
Anteilnahme am Schicksal der
ukrainischen Bevölkerung.

Weshalb das über den Berg-
kanton hinaus von Belang ist:
Das 12 Meter hohe Gedenkkreuz
zu Ehren der gefallenen Solda-
ten im Kampf gegen Napoleons
Truppen im Jahr 1799 ist mehr
als ein Überbleibsel einer kaum
mehr präsenten historischen
Epoche.

Putin geriet bei seiner Rede
an die Nation in Rage
DennWladimir Putin bezog sich
in seiner Brandrede am 23. Feb-
ruar, mit der er den Krieg gegen
die Ukraine einläutete, explizit
auch auf General Alexander
Wassiljewitsch Suworow. Dank
dessen Feldzügen gegen dieTür-
ken seien viele grosse Städte der
Ukraine unter russische Herr-
schaft gebracht worden. Zudem
habe er die Krim mit russland-
treuen Leuten besiedelt.

Dass kürzlich in der ukraini-
schen Stadt Poltawa ein Denk-
mal Suworows gestürzt wurde,
um «koloniale Spuren des russi-
schen Imperiums» zu tilgen,
brachte den russischen Despo-
ten während seiner Rede an die
Nation so richtig in Rage.

Diese Heroisierung des russi-
schen Feldherrn bringt nun die
politische Führung des Zentral-
schweizer Kantons Uri in die
Zwickmühle. Normalerweise
reagieren die siebenMagistraten
nicht auf Leserbriefe. Das ist die-
ses Mal anders. «Wir wollen
nicht, dass das Denkmal in die-
senKriegszeiten zu einemPilger
ort wird,weder für Russen noch
für Ukrainer», sagt Landam-

mann Urban Camenzind. Sie
würden sicher nicht das Denk-
mal mit einer Ukraine-Fahne
einhüllen lassen.

Das könnten und dürften die
Urner auch gar nicht, da die
entsprechende 563 Quadrat
meterumfassende Parzelle in der
Schöllenenschlucht den Russen
gehört. Deshalb versucht die
Urner Regierung über diskrete
Kanäle darauf einzuwirken, dass
es ruhig bleibt an diesem ge-
schichtsträchtigenOrt.Man habe
mit der Protokollchefin des
Aussendepartements, Beatrice

Schaer, Kontakt aufgenommen,
um die Urner Bedenken zu de-
ponieren, erläutert Camenzind.

Gedenkfeiern werden jeweils
mit viel Pomp durchgeführt
Eine Bewilligung für Anlässe in
der Schöllenen braucht es laut
Auskunft des Eidgenössischen
Departements für auswärtigeAn-
gelegenheiten (EDA) nicht. «Die
russische Botschaft informiert
das EDA jeweils über geplante
Anlässe undwirorientieren dann
die zuständigen Behörden», sagt
SprecherAndreasHeller.Die letz-

ten Veranstaltungen fanden im
Rahmen der Suworow-Tage am
24. und 25. September des ver-
gangenen Jahres statt.

Die alljährlichenGedenkfeiern
werden jeweils mit viel Pomp
durchgeführt: Zur Kranznieder-
legung spielen dann die soge-
nannten Suworow-Kadetten auf,
die Rekruten der Moskauer Mili-
tärschule. Wie wichtig den Rus-
sen dieses in Granit gehauene
Denkmal ist, zeigte sich 2009:
Der russische Präsident Dmitri
Medwedew besuchte zusammen
mit demdamaligenBundespräsi-

dentenHans-RudolfMerz dieGe-
denkstätte.Meistens auch anwe-
send an diesem Anlass Ende
September ist der Botschafter
der Russischen Föderation. Die
Rede von Sergei Garmonin im
Jahr 2019 wirkt im Nachhinein
wie ein Fanal auf den nun von
Russland eröffneten Invasions-
krieg. Suworow sei es gelungen,
aus sämtlichen 63 Schlachten als
Siegerhervorzugehen, auch dank
seinerParole, so Garmonin: «Wir
sindRussen–wirwerdensiegen.»

Gregor Poletti

«Wir wollen nicht,
dass das Denkmal
in diesen
Kriegszeiten zu
einemPilgerort
wird, weder
für Russen noch
für Ukrainer.»

Urban Camenzind
Urner Landammann

Präsident Dmitri Medwedew (vorne) und der damalige Bundespräsident Hans-Rudolf Merz (links) 2009 beim Suworow-Denkmal. Foto: Keystone

Hans Brandt

Zweimal privat untergebrachte
Flüchtlingemit S-Status, einmal
Kanton Bern, einmal Kanton
Zürich. 270 Franken bar auf
die Hand für zwei Erwachsene
und ein Kind – und für eine
Woche. «Kommen Sie nächste
Woche wieder», heisst es in
Bern. Und in Zürich: ein Scheck
über 500 Franken für eine
Einzelperson und einen Monat,
nur am selben Tag in einer ganz
bestimmten Filiale der Kanto-
nalbank in Bargeld umtausch-
bar. «Ihr nächster Termin ist
Ende April.»

Die ersten Ukraine-Flüchtlin-
ge, die auf die Kantone weiter-
verteilt wurden, erhalten Geld.
Aber wie genau, wie viel genau,
zu welchen Bedingungen – das
wissen weder die Betroffenen
noch deren Schweizer Gastge-
berinnen.Es hängt zentral davon
ab, in welchem Kanton undwel-
cherGemeinde sie sich befinden.

Die Grundsätze sind immerhin
klar: Flüchtlinge können in einer
Notlage praktisch sofort Nothil-
fe erhalten – einen vergleichs-
weise tiefen Betrag, um dringen-
de Bedürfnisse zu befriedigen.
Langfristig haben Geflüchtete
mit Schutzstatus S Anrecht auf
Sozialhilfe – aber zu einem ge-
ringeren Ansatz als die Sozial-
hilfe für Schweizer und Schwei-
zerinnen.

«Asylsozialhilfe» regelt
jeder Kanton selbst
Der Bund zahlt den Kantonen
pro Monat und pro anerkannte
Person mit Schutzstatus S die
sogenannte Globalpauschale 1
von etwa 1500 Franken – der
Betrag fällt je nach Kanton etwas
anders aus. Damit soll ein
grosserTeil der Kosten der Kan-
tone abgedeckt werden: Etwa
400 Franken sind für die Kran-
kenkasse vorgesehen, etwa 600
für Sozialhilfe, etwa 200 fürMie-
te und knapp 300 für Verwal-

tung. Das Geldwird nicht direkt
an eine Person gezahlt und ist
auch nicht an eine bestimmte
Person gebunden: Es handelt
sich um eine Subvention des
Bundes für die Kantone.

Wie genau die «Asylsozialhil-
fe» verteilt wird zwischen Kan-
ton, Gemeinden und Betroffe-
nen, regeln Kantone und Ge-
meinden selbst. Es gibt dafür
Richtlinien der Schweizerischen
Konferenz für Sozialhilfe (Skos),
an die sich aber nicht alle halten.
Wie viel Geld Geflüchtete erhal-
ten,muss in jedem einzelnen Fall
festgestellt werden.

«Wenn Schweizer Behörden
Steuergelder im ordentlichen
Verfahren auszahlen, steht da-
hinter ein administrativer Pro-
zess», erklärt Gaby Szöllösy,
Generalsekretärin der Konferenz
der kantonalen Sozialdirektorin-
nen und Sozialdirektoren. «Das
ist richtig so. Das ist ja auch bei
Schweizerinnen und Schweizern
so, wenn sie Sozialhilfe er

halten.» Aber das braucht Zeit –
und viele Flüchtlinge aus der
Ukraine haben kaum noch eige-
ne Mittel, um die Wartezeit zu
überbrücken.

Immerhin: «Unaufschiebbare
wirtschaftliche Hilfe muss in
dringenden Fällen sofort ge
leistet werden», schreibt die
Skos. Und das ist wohl bei den
eingangs erwähnten Fällen ge-
schehen: Ihre Berechtigung für
Sozialhilfe wurde noch nicht
geprüft. Aber sie haben ver-
gleichsweise unbürokratisch
Geld erhalten – allerdings nur
mit erheblicher Unterstützung
ihrer Gastgeber.

Eine Rückerstattung
ist denkbar
Irgendwann wird das Anrecht
auf Sozialhilfe der Personenmit
S-Status genau geprüft. Es geht
um persönliche Verhältnisse,
um Einkommen und Vermögen.
Die Skos empfiehlt eine grosszü-
gige Vorgehensweise: Für min-

destens die ersten sechs Monate
soll es keine Rolle spielen, ob aus
der Ukraine Geflüchtete noch
Besitztümer in ihrem Heimat-
land haben.

AuchWertsachen, die siemit-
gebracht haben, etwa Schmuck
oderAutos, sollen ein halbes Jahr
lang nicht ins Gewicht fallen.
Wenn die Menschen aber länger
als sechs Monate bleiben, müs-
sen sie ihre Wertgegenstände
wohl zu Geld machen und wo-
möglich auch versuchen, sich
vom Vermögen in der Ukraine
selbst zu finanzieren.

Eine Rückerstattung der vom
Staat gezahltenHilfe ist denkbar.
Wer etwa eine Arbeit findet,
könnte verpflichtet werden, ei-
nen Teil der zuvor erhaltenen
Sozialhilfe zurückzuzahlen. «Es
wird empfohlen, auf die Prüfung
einer Rückerstattungspflicht in
den ersten zwölfMonaten zuver-
zichten», schreibt die Skos.Aber
auch hier entscheidet jeder Kan-
ton für sich.

So kompliziert hilft die Schweiz
Sozialhilfe Erste Flüchtlinge aus der Ukraine erhalten in Kantonen und Gemeinden Geld.
Aber die Abläufe sind fast nicht zu durchschauen.

«Unaufschiebbare
wirtschaftliche
Hilfemuss in
dringenden Fällen
sofort geleistet
werden.»
Schweizerische Konferenz
für Sozialhilfe (Skos)

Der Krieg in der Schweiz

Ende des 18. Jahrhunderts tobt
in Europa der Krieg. Dabei steht
Russland im Verbund mit
Österreich Frankreich gegenüber.
Während dieser Koalitionskriege
wird die Schweiz zunächst
von Frankreich besetzt. General
Suworow erhält den Auftrag, die
Schweiz von der französischen
Belagerung zu befreien. Das
gelingt ihm nicht, und er zieht sich
in einem strapaziösen und verlust-
reichen Marsch über die Alpen
zurück. Die verheerende Bilanz:
Von den 21’000 Soldaten sind
noch 15’000 übrig, ein Drittel von
ihnen ist schwer verletzt.

Was für die Soldaten ein Drama
mit unzähligen Toten war, kam
für die lokale Bevölkerung einer
Heimsuchung gleich, wie Histori-
ker Severin Rüegg bilanziert.
Vor diesem Hintergrund erstaunt
es nicht, dass sich die Urner
Regierung damals überhaupt
nicht mit einem Denkmal
zur «Invasion fremder Mächte»
anfreunden konnte.

Es wurde trotzdem vom Bun-
desrat bewilligt und 1899 fertig
erstellt. Eine Konzession konnte
die Landesregierung dem Initian-
ten Fürst Sergei Galitzin abringen:
Mit dem Denkmal durfte nicht
General Suworow verherrlicht,
sondern nur der gefallenen
Soldaten gedacht werden. (gr)
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— 18.März: Ankunft in Basel
Anruf um 10 Uhr morgens. Das
Staatssekretariat für Migration
meldet sich telefonisch. Um
14Uhrsei die ukrainische Familie
abholbereit. Unmittelbar an der
Grenze zu Deutschland. Beim
Bässlergut, einem Gefängnis.

Endlich kommt Iryna, eine
40-jährige Frau in sportlicher
Kleidung. Wir begrüssen sie.
Später kommen die drei Kinder
dazu. Sie tragen alle einen Ruck-
sack, in dem die nötigsten Din-
ge verstaut sind.

Iryna erzählt in gebrochenem
Englischvon ihrerOdyssee durch
halb Europa. Sie kommt aus
Charkiw, der zweitgrössten uk-
rainischen Stadt unweit der rus-
sischen Grenze. Die halbe Stadt
sei demErdboden gleichgemacht
worden. Sie erzählt, dass sie über
Moldau, Rumänien, Ungarn, die
Slowakei – wir nehmen Google
Maps zu Hilfe, um die Reiserou-
te nachzuvollziehen – nach Po-
len gefahren sei und dann quer
durch Deutschland nach Basel.

2300 Kilometer in ihremdun-
kelgrauen,staubbedecktenSkoda.
Unterwegs hätten sie im Zelt ge-
schlafen.Oder in Schlafsäcken in
einem winzigen Zimmer. Ja, sie
habe die Reisemit ihrerFreundin
Alona gemacht.

Mein Frauund ich sagen Iryna,
dass Alona auch bei uns Unter-
schlupf finden könne. Wenn sie
schon zusammen gereist sind,
warum sollen sie nun nicht auch
zusammen bei uns wohnen?
Alona kommthinzuund ruft ihre
Familie zusammen. Sie stellt uns
ihre Tochter Maiia und ihre
Mutter Raia vor. Aus vier Perso-
nen sind sieben geworden. Wie
wird das wohl gehen?, frage ich
etwas bange meine Frau.

—20.März: Der Borschtsch
Eswird jetzt halt alles etwas enger
als ursprünglich gedacht. Nach
ihrerAnkunft zeigenwirunseren
neuenukrainischenFreundinnen
die Zimmer.Wirgehen inden ers-
ten Stock, dann auf den ausge-
bauten Estrich. Wir gehen hoch
und runter, und die Ukrainerin-
nenbesprechen sich.Eine Stunde
später ist klar: Raia, die Gross-
mutter,hat einEinzelzimmer.Die
beiden Mütter teilen sich einen
Raum, die beiden Brüder einen
andern und die zwei Mädchen
gehen hinauf unters Dach.

AmSonntag dannnimmtRaia
die Küche den ganzen Tag in Be-
schlag. Ihr Kochprojekt in der
fremdenKüche: Borschtsch.Eine
Suppe mit Gemüse und Fleisch,
die mit Randen ihre charakteris-
tische Farbe bekommt.Wir essen
am Sonntagabend gemeinsam
mit unseren Gästen aus Charkiw
und zwei unserer Töchter, die
auf Besuch gekommen sind, den
Borschtsch sowie Spareribs und
Würstchen vom Grill. Die Suppe
schmeckt wirklich gut, aber wir
müssen sie im Gegensatz zu
unseren Gästen nicht jeden Tag
haben.

—23.März: Die Schule
Ich habe amMontag in derSchule
angerufen. Es ging unheimlich
schnell, kurze Zeit später erhielt
ich per Mail die Anmeldeformu-
lare. Wir füllten sie mit unseren

Gästen aus. Schon am nächsten
Tag teilte unsdie Schulleiterin die
Klassenzuteilung mit. Maiia ist
jetzt bei Frau Schmid,Dascha bei
Frau Sieber, die eine in der sechs-
tenKlasse, die andere in dervier-
ten.DasWichtigste: DerEmpfang
vonLehrerinnenundSchülern ist
überaus herzlich.Sofort kommen
neugierige Kinder hinzu und
unterhalten sich auf Englischmit
den ukrainischen Mädchen.

—28.März: Sindwir Helden?
Wennmanukrainische Flüchtlin-
ge aufnimmt, dann ist einem ein
gewisser Applaus gewiss. Man
kann das als «social return on
investment» bezeichnen. Denn
natürlich ist das Beherbergenvon
Flüchtlingen nicht gratis. Man
muss dasHaus einigermassen in
Schuss bringen, man darf sich
stundenlang auf dieGäste einlas-
sen, und man muss, solange die
Sozialhilfe nicht greift, die Flücht-
linge finanziell unterstützen.

UnseremNachbar gefiel übri-
gens unser Engagement so gut,
das er sich kurzerhand an den
Computer setzte, eine Lobes-
hymne auf uns als Gastfamilie
verfasste und seine Freunde und
Bekannten zumSpenden aufrief.
Sein Crowdfunding ist ein riesi-
ger Erfolg.

Jeden zweiten Tag beschenkt
er unsmit einemGeldbetrag, der
uns jedesMal von neuem sprach-
los macht. Und gestern lag auch
ein Couvert von einer uns be-
kannten Familie im Briefkasten,
in dem sich eine blaue Note und
anerkennende Worte befanden.
Wir bedanken uns hier aus-

drücklich bei unseren Gönnern.
Ihre Unterstützung ist sehrwill-
kommen.

—29.März:Wohngemeinschaft
Die Aufnahme von Flüchtlingen
geht mit demVerlust von Privat-
heit zusammen. Es braucht auch
Regeln für das Zusammenleben,
die man am besten gemeinsam
mit denGästen entwickelt. ImGe-
genzug lerntman aber auchneue
und interessante Leute kennen,
diemanbei der Integration in die
Schweizer Gesellschaft unter
stützen kann. Nach zwei Jahren
Covid-19,Homeoffice undZoom-
Sitzungen und dem weitgehen-
denVerzicht auf soziale Kontakte
entfaltet das durchaus einewohl-
tuendeWirkung.

Inzwischen haben wir uns
entschlossen, dass wir nur aus-
nahmsweisemit unseren Gästen

zusammen essen, ein- oder zwei-
mal die Woche. Sonst ist die
Küche offen und kann von den
Gastgebern oder den Gästen be-
nutztwerden. Pfannen, Geschirr
und Grundnahrungsmittel wie
Tee, Zucker undMehl stehen bei-
den Parteien zur Verfügung.

Für das Management des täg-
lichen Bedarfs an frischen Le-
bensmitteln haben wir kürzlich
unseren kleinenKühlschrank aus
demKeller in die Küche transpor-
tiert. Nun können die beiden uk-
rainischen Familien den grossen
Einbaukühlschrank benutzen,
währendmeine Frau und ich den
Ersatz für uns haben.

— 1.April: Neue Schule
Gesternmeldeten sich die Schu-
len mit mehreren Mails. Alles
wird anders, jedenfalls für die
Mädchen, die schon eineWoche
die Primarschule besucht haben.
Man versuchte, sie zuerst in
Regelklassen zu integrieren.Aber
inzwischen sind derart viele
Flüchtlinge in unserem Dorf,
dass es sich anbietet, Spezial-
klassen für ukrainische Kinder
zu bilden, wo sie ein intensives
Deutschtraining erhalten. Nun
werden Dascha und Maiia also
ab Montag eine neue Klasse in
einem anderen Schulhaus besu-
chen. Sie haben zwei Lehrerin-
nen, eine aus der Schweiz und
eine aus der Ukraine.

Auch die beiden Buben, der
eine ist 13 und der andere 15 Jah-
re alt, können ab Montag zur
Schule. Das Rektorat der Sekun-
darschule schickte gestern den
Stundenplan und teilte mit, wer

die neue Klasse für ukrainische
Sekschülerbetreut.Es ist eine uk-
rainische Lehrerin, die Deutsch
undUkrainisch spricht.Vorgese-
hen sind zehn Stunden Deutsch
proWoche,ergänzt umeine Stun-
deGeografie und eine StundeGe-
schichte. Dazu kommen sechs
StundenMathematik, zwei Stun-
den technisches Gestalten und
zwei Stunden Sport.

—2.April: Verzweigte Familie
Alona und Iryna sind tagtäglich
mehrere Stunden mit Menschen
inderUkraine inKontakt.Mischa,
Irynas Ehemann, war vor einer
Woche in der Schweiz, um hier
Asyl zu beantragen. Dannmach-
te er sich auf nach Litauen,wo er
seine Stelle in einerMechaniker-
werkstatt kündigte. Er kommt
nun wieder in die Schweiz und
nimmt auf dem RückwegValeria
mit. Sie war seine erste Ehefrau
unddieMutterderbeidenBuben,
die mit Iryna in die Schweiz
gefahren sind.

—5.April: Abweisende Behörde
AmMontagmorgenhabenwirdas
kantonaleAmt fürMigration und
Bürgerrecht in Frenkendorf be-
sucht, um fürAlona und Raia die
biometrischenDaten fürdenAus-
weis Schutzstatus S aufzuneh-
men. Das Amt befindet sich in
einem heruntergekommenen
Bürohaus auf einem Gewerbe
areal, das man kaum findet. Als
wir endlich vor dem Amt für Mi-
grationundBürgerrecht standen,
trautenwirunserenAugennicht:
Ein weniger einladendes Büro
hätte sich der Kanton nicht an-

mieten können. In Baselland be-
tritt man die Schweiz über den
Hintereingang.

Für jeden Flüchtling erhalten
die KantonevomBund einen Be-
trag von 1500 Franken. Bei unse-
ren sieben Flüchtlingen kommen
davon pro Person undMonat ex-
akt 316.20 Franken an. Das sind
ein bisschenmehrals 20 Prozent
des Bundesbeitrags.Das schreibe
das kantonale Sozialhilfegesetz
so vor, lassen wir uns von der
Sozialarbeiterin erklären.

Immerhin, daswollenwir der
Gerechtigkeit halber noch anfü-
gen, haben wir die drei Frauen,
die bei uns wohnen, für einen
vier Wochen dauernden Inten-
siv-Deutschkurs anmelden kön-
nen, der für jede fast 800 Fran-
kenkostet undvonderSozialhilfe
bezahlt wird.

—11.April: Deutschkurs startet
Heute gingenunsere drei erwach-
senen Gäste erstmals in den
Deutschkurs in derMigros-Klub-
schule. Raia berichtete nach dem
Mittagessen,dass sie in demKurs
neun Menschen aus der Ukraine
gezählt habeunddasswohl eben-
soviele aus anderen Ländern da-
bei seien, ausKuba, ausThailand,
aus Syrien. Sie habe schon am
ersten Tag «Guten Tag» und
«Danke» gelernt, sie wisse jetzt,
was ein «Kochtopf» und ein
«Tisch» sei, und sie hätten im
Kurs auch schon ein paarVerben
wie «kommen»und«gehen»ver-
wendet.

Lesen Sie das vollständige
Tagebuch auf unserer Website.

Borschtsch kochen, Deutsch lernen
Tagebuch einer Gastfamilie Unser Autor hat sieben Menschen aufgenommen, die aus der Ukraine fliehenmussten.
Seine Erfahrungenmit ihnen und den Asyl- und Sozialbehörden hat er in einem Tagebuch festgehalten.

Unsere sieben
Flüchtlinge
bekommen
vomSozialamt
proMonat exakt
316.20 Franken
pro Person.

Deutsch lernen im Wohnzimmer der Gastfamilie in Oberwil BL: Iryna, Mikolaj, Raisa, Autor Christoph Heim und Alona (von links). Foto: Lucia Hunziker
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Vor wenigen Wochen sind die
Ersten in die Schweiz gekom-
men, jetzt suchen die ersten der
über 25’000 registrierten ge-
flüchteten Ukrainerinnen und
Ukrainer bereits eine Arbeit.

Aktuelle Daten der Stellenver-
mittlungsfirma Jobcloud geben
erstmals Auskunft über das Bil-
dungsniveau dieser Menschen
oder die Berufe, die sie in ihrer
Heimat ausgeübt haben. Die
Daten stammen von rund 1600
Flüchtlingen, die auf den Porta-
len Jobs.ch, Jobup.ch und Job-
scout24.ch ein entsprechendes
Onlineformularausgefüllt haben.

Gemäss dieser Erhebung sind
über dreiViertel der Eingereisten
Frauen. Der Befund bestätigt so-
mit das Bild derweiblich gepräg-
ten Fluchtbewegung. Er über-
rascht aber nicht, da die wehr-
pflichtigenMänner inderUkraine
das Land nicht verlassen dürfen.

Die durchschnittliche Stellensu-
chende ist 36-jährig, diemeisten
Personen sind zwischen 25 und
45 Jahre alt. Und sie sind arbeits-
willig: 92 Prozent suchen einen

Vollzeitjob – und fast alle ab
sofort. Die Umfrage bestätigt
damit unsere Erfahrungen bei
einemBesuch bei Ukrainerinnen
in Innertkirchen BE.

Die Jobcloud-Daten bestärken
zudemdie auchvon Bundesrätin
Karin Keller-Sutter geäusserte
Vermutung, wonach die Perso-
nen aus der Ukraine gut ausge-

bildet seien. Tatsächlich haben
drei von vier der Jobsuchenden
einenHochschulabschluss.Aller-
dings ist anzunehmen,dass auch
Menschen mit minderer Ausbil-
dung in die Schweiz gekommen
sind, sich diese aber noch nicht
auf Stellensuche gewagt haben.

Sprachen sind ein Problem
Als grösste Herausforderung bei
der Jobsuche gelten für ukraini-
sche Menschen in der Schweiz
mangelnde Sprachkenntnisse.
Wer weder Deutsch noch Eng-
lisch spricht, gilt als «nicht ver-
mittlungsfähig» und kann sich
etwa beim RAV nicht anmelden.

Tatsächlich geben nurwenige
Stellensuchende an, gut Deutsch
zu sprechen. Französisch- oder
Italienischkenntnisse fehlen
praktisch ganz. Immerhin: Viele
können Englisch, und fast alle
beherrschen, neben der ukraini-

schen Muttersprache, auch Rus-
sisch. Über die Hälfte der Ukrai-
nerinnenundUkrainer istmit der
Familie in der Schweiz eingetrof-
fen–diemeistenFrauenmit Kin-
dern – und kaum jemand mit
PartneroderPartnerin.Ein knap-
pes Viertel gibt an, allein gekom-
menzusein.Sie allewaren inganz
unterschiedlichen Berufen tätig,
vom Gärtner über die Personal-
verantwortliche bis zurSoftware-
entwicklerin sei alles dabei.

Das Staatssekretariat für Mi-
gration (SEM) erfasst in einem
Formular ebenfalls Daten zu Be-
ruf und Ausbildung der Flücht-
linge, wenn sie sich als Schutz-
bedürftige registrieren. «Aber bis
jetzt fehlt noch die Möglichkeit,
dieseAngaben statistisch auszu-
werten», heisst es beim SEM.
Eine Lösung sei aber in Arbeit.

Simone Luchetta

Weiblich, zwischen 25 und 45 Jahre alt und gut ausgebildet
Statistik Aktuelle Daten der Stellenvermittlungsfirma Jobcloud geben erstmals Auskunft über das Bildungsniveau der Geflüchteten.

Simone Luchetta

Innertkirchen, zuhinterst im
Haslital im BernerOberland, ein
beschaulicher Ort mit 1100 Ein-
wohnern. ImChalet «Uf emEgg»
schart sich eine Handvoll Frau-
en um einen Computer. Sie ler-
nen Deutsch, im Fernkurs. Ihre
Lehrerin unterrichtet aus der
Ukraine. «Deshalb kostet der
Kurs wenig, und wir legen das
Geld dafür zusammen», sagt
Yulia Grechka auf Englisch: «Wir
wollen Deutsch lernen, damitwir
eine Arbeit finden.»

Grechka ist einevon22Flücht-
lingen, die vor rund einem Mo-
nat in den Ferienwohnungen «Uf
emEgg»Unterschlupf gefunden
haben. Es sind fast ausschliess-
lich Frauen, zwischen 30 und
40 Jahre alt, mit ihren Kindern.
Viele sindmit ihrenAutos einge-
reist und haben ihre Katzen und
Hundemitgebracht. IhreMänner
indes mussten sie im Krieg zu-
rücklassen.

Die Frauen sind es
gewohnt zu arbeiten
Deshalb ist diese Fluchtbewe-
gung soweiblich geprägtwie kei-
ne zuvor. Nach Angaben des
Staatssekretariats für Migration
sind rund 70 Prozent der 25’000
Geflüchteten, die sich seit Kriegs-
ausbruch in der Schweiz ange-
meldet haben,weiblich.Vier von
zehn Erwachsenen sind allein
mit ihren Kindern gekommen.

Viele unter den Schutzsu-
chenden sind gut ausgebildet,
wie eine Analyse von Jobcloud,
demSchweizerOnline-Personal-
dienstleister, erstmals zeigt. Sie
führten vor demKrieg ein selbst-
bestimmtes Leben. Die Frauen
sind es gewohnt zu arbeiten und
gewillt, in der Schweiz ihren
Lebensunterhalt zu verdienen.

Doch sie merken bald: Trotz
Schutzstatus S, der sofortiges
Arbeiten erlaubt, und einem aus-
getrockneten Stellenmarkt ist es
nicht leicht, in der Schweiz einen
passenden Job zu finden. Die
grössten Hürden sind die Spra-
che – sie sollten Englisch oder
eine Landessprache können –
und die mangelnden Kinderbe-
treuungsangebote. «Die geflüch-

teten Frauenmit kleinen Kindern
suchen meistens verzweifelt
nachKinderbetreuungsoptionen.
Daher kommen sie kaum zur
Jobsuche», sagt Sasha Volkov
vom Ukrainischen Verein in der
Schweiz: «Einzig jene können
suchen, die eine Oma aus der
Ukraine mitgenommen haben.»

Das bestätigen die Ukraine-
rinnen «uf emEgg». «Somodern
die Schweiz in vielen Dingen ist
– in Sachen Kinderbetreuung ist
es hier wie im letzten Jahrhun-
dert», sagt Yulia Grechka la-
chend, und ihre FreundinVikto-
riya Onufriieva nickt.

Die beidenwohnen mit ihren
drei Kindern in einem der Feri-
enapartments von Gemeinderat
Daniel Abplanalp. Bis Ende Mai
können alle hierbleiben, dann
beginnt die Tourismussaison.

Dafür sind sie dankbar.Die Fens-
terfront gibt den Blick frei auf die
schneebedeckten Berge um
Grimsel- und Sustenpass.

In derUkraine könnten Eltern
ihre Kinder bereits mit sechs
Monaten in die Krippe bringen,
erzählen sie. Sämtliche Betreu-
ungskosten übernehme der
Staat. Anders in der Schweiz.
Hier trägt in der Regel der Staat
anfallende Kita-Kosten nur,
wenn die Familie Sozialhilfe be-
zieht. Alle anderen können Un-
terstützungsbeiträge dafür die
beantragen, die Höhe ist abhän-
gig vom Einkommen. Das gilt
auch für Familienmit Schutzsta-
tus S. Die meisten von ihnen
dürften davonGebrauchmachen,
zumal die Asylsozialhilfe knapp
bemessen ist. Eine Mutter mit
zwei Kindern bekommt, je nach

Kanton, zwischen 800 und 1500
Franken, wie die «SonntagsZei-
tung» aufzeigte.

Missbräuchliche
Stellenanzeigen
Nichtsdestotrotz lassen sich die
Frauen in Innertkirchen nicht
entmutigen.Unterstütztwerden
sie von der Gemeinde, die der-
zeit 45 geflüchtete Personen
beherbergt. Für die Kinder wur-
de im Schulhaus sogleich eine
Spezialklasse geschaffen. «Die
fünfzehn Mädchen und Buben
lernen zuerst vor allemDeutsch»,
sagt Schulleiter Berti Kübler.

Das entlastet. Auch Yulia
Grechka. Während ihre 10-jähri-
geTochter in der Schule ist, kann
sie einen Job suchen.Die studier-
te Politikwissenschaftlerin ist be-
gehrt, sie spricht fliessend Eng-

lisch und konnte sich bereits bei
vier Unternehmen vorstellen –
virtuell via Zoom.Bei einemStart-
up in Zürich ist sie nach dem
dritten Gespräch noch immer im
Rennen.6000Frankennettowür-
de sie verdienen – «für Zürich
nicht gerade viel», findet sie.

Mit Abstrichen müssen die
Flüchtlinge zurechtkommen. In
ihremLebenvordemKrieg führ-
te die 32-Jährige in der Haupt-
stadt Kieweine Personalvermitt-
lung. Sie hatte sie zusammenmit
Viktoriya Onufriieva aufgebaut.
Aus der Schweiz lasse sich ihr
Business indes nicht weiter
führen: «Wir hätten zwar noch
ein paarFirmenkunden, aberdas
Geld, daswir damit verdienen, ist
in derSchweiz kaumetwaswert.»
Jetzt sucht sie einen Job als Per-
sonalverantwortliche.

«Es tut weh, dass wir Arbeiten
annehmen müssen, für die wir
überqualifiziert sind – nurwegen
der Sprache», sagt Grechka. Eine
Realität, dieMitgründerin Onuf-
riieva hart zu spüren bekam.

Die 36-Jährige hat einenMas-
terabschluss, spricht aber nicht
fliessend Englisch. Durch Ver-
mittlung im Dorf hat sie in ei-
nem nahen Hotel-Restaurant
eine Stelle gefunden: Ab Mai
wird sie dort servieren, fünf Tage
die Woche, für 3000 Franken
netto. Ist das genug? Sie zuckt
mit den Schultern. Ihr eigene
Firma brachte ihr daheim das
Doppelte ein. Aber sie hat ein
Ziel: «Ichwill unbedingt Deutsch
lernen, um meine Chancen zu
verbessern und unabhängig zu
sein.»

Immerhin: Für ihre beiden
Kinder Alisa (8) und Leo (12) ist
gesorgt,während sie arbeitet. Die
Ukrainerinnen helfen einander
beim Kinderhüten aus.

Grechka, die in der Gemein-
schaft vieles organisiert und
übersetzt, warnt. Sie bekomme
immerwiederStellenanzeigen zu
sehen, in denen erwartet werde,
dass Flüchtlinge für 1000 Fran-
ken pro Monat babysitten oder
den Haushalt machen würden.
Das ist nicht legal: «Aber viele
wissen das nicht.» JederArbeits-
vertrag muss dem Arbeitsamt
vorgelegt werden, um miss-
bräuchlicheAnstellungen zuver-
meiden.

Es komme auch vor, dass
Gastfamilien ihre Beherbergten
als günstige Arbeitskräfte ver-
mittelten. So tritt eine andere
Frau, Texterin vor dem Krieg,
mit einem Kind und dürftigen
Englischkenntnissen demnächst
eine 50-Prozent-Stelle im Hotel
einer Freundin ihres Gastgebers
an. Sie erhält 1080 Franken Mo-
natslohn.Abgezogen sindVersi-
cherungen, Kost und Logis.

Ob Yulia Grechka den Job
beim Start-up in Zürich anneh-
menwürde,weiss sie noch nicht.
«Ich habe die Wahl, entweder
hier in derRegion untermeinem
Niveau zu arbeiten oder meine
Freundinnen zu verlassen. Bei-
des ist hart», sagt sie und ver-
drückt eine Träne.

«Wir lernen Deutsch, damit wir Arbeit finden»
Ukrainerinnen auf Stellensuche Sie kämpfenmit tiefen Löhnen und Überqualifikationen. Zu Besuch bei Betroffenen in Innertkirchen BE.

Möchten bald wieder ein unabhängiges Leben führen: Ukrainerinnen mit ihren Kindern vor dem Schulhaus in Innertkirchen BE. Foto: Christian Pfander

Sprachkenntnisse der Ukrainerinnen und Ukrainer,
die eine Stelle suchen, in %

Umfrage unter 1600 Menschen aus der Ukraine auf Jobcloud.ch
Grafik: luc, mrue / Quelle: Jobcloud.ch

Knapp zwei Drittel der ukrainischen Jobsuchenden sprechen gut Englisch,
drei Viertel haben einen Hochschulabschluss

Anfängerkenntnissekeine Kenntnisse
sehr gute Kenntnisse Muttersprache

gute Kenntnisse

Ukrainisch 5 11 83

Russisch 4 47 48

Englisch 6 31 33 28

Deutsch 49 41 6 4

Französisch 80 13 5

Italienisch 87 9

Höchster Abschluss der
Ukrainerinnen und Ukrainer,
die in der Schweiz eine Stelle
suchen, in %

Uni/Hochschule 75
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Dorothea Gängel

Mitten in denVorbereitungen für
Ostern erhält Stephan Schiesser,
Inhaber der Confiserie Schiesser
amMarktplatz, eine ungewöhn­
liche Anfrage. Eine seiner Mit­
arbeiterinnen sucht eine Be­
schäftigung für eine Frau, diemit
ihren beiden Söhnen aus der
Ukraine geflohen ist.Nun, da die
Söhne einen Platz in der Schule
gefunden haben, hätte deren
Mutter den Rücken frei und fühle
sich allein in der für sie fremden
Stadt. Am nächsten Tag steht
Larissa aus Kiew im Packraum
der Confiserie und hilft bei der
Produktion der Osterpäckli.

Während andere Unterneh­
men in der Region langwierige
Abklärungen mit Behörden tref­
fen, viel Zeit verlieren, um Zeug­
nisse und Diplome anerkennen
zu lassen,habenRosalba und Ste­
phan Schiesser schnell und un­
bürokratisch reagiert. «Uns ging
es darum, der Frau ein soziales
Umfeld zu bieten und eineAblen­
kung von dem, was sich in ihrer
Heimat abspielt», so Schiesser.

Drei Frauen, ein Schicksal
Das Beispielmachte Schule. Zwei
weitere Frauen, Veronika aus
Kachowka und Anna aus Sapo­
rischschja, suchten den Kontakt
zu den Schiessers und fanden
eine Anstellung. Neben dem
Gefühl, etwas Nützliches tun zu
können, schätzen die drei Frau­
en auch den Austausch. Sie alle
teilen das gleiche Schicksal, ha­
ben ihr Leben lang gearbeitet
und können sich gegenseitig
stützen, trösten und Halt geben.

Larissa vermisst ihre Heimat
sehr.Währendwir reden, zeigt sie
immer wieder Fotos auf ihrem
Handyvon zerbombtenHäusern
und Leichen am Strassenrand.
Selbst imPackraumderConfise­
rie ist der Krieg gegenwärtig. Als
die ersten Bomben in Kiew ein­
schlugen, floh siemit ihren Söh­
nen in eine Bahnunterführung.
Zehn Tage lebten sie dort, dann

waren sie amEnde.Mit einer an­
deren Familie machten sie sich
auf in Richtung polnischerGren­
ze. «Mein Mann kämpft an der
Front», sagt Larissa unterTränen.
Zu ihmmöchte sie zurück und zu
ihrer Arbeit in einem Reisebüro.
Obundwanndasmöglich sei, das
stehe in den Sternen.

Veronika hat in der Ukraine
ihren Mann und ihr eigenes Ge­
schäft für Kinderkleider zurück­
gelassen. «Ich vermisse alles»,
sagt sie. In nur zehn Minuten
habe sie das Nötigste gepackt,
ein Freund habe ihr sein Auto
geliehen, dann sei sie mit ihren

beiden Söhnen einfach losgefah­
ren. In Binningen hat sie unkom­
pliziert Unterkunft gefunden. Sie
ist unendlich dankbar, dennoch
möchte sie zurück in ihr Land –
so schnell wie möglich. Dessen
ist sich Schiesser bewusst. «Wir
richten uns völlig nach den Be­
dürfnissen der Frauen», sagt er.
Sie durften sich auch ihren Ar­
beitsplatz aussuchen. Gerade in
der Osterzeit werde jede Hand
gebraucht. Wie es danach aus­
sieht, wird man sehen.

Dass alle drei Frauen für die
Arbeit in derConfiserie überqua­
lifiziert sind, spielt für nieman­

den eine Rolle. Auch nicht für
Anna. Sie ist Ingenieurin, hat
Energietechnik in der Ukraine
studiert und sich vor vier Jahren
mit einer kleinen Konditorei
selbstständig gemacht. «Ich lie­
be Schokolade», sagt sie. Daher
stimme für sie das Umfeld bei
Schiessers. Zurück in die Ukraine
möchte sie nicht mehr.

«Einfach nur helfen»
Zu diesem Entschluss hat ihr
16-jähriger Sohn Oleg, mit dem
sie nach Basel kam, wesentlich
beigetragen. Stolz zeigt Anna
ein Foto des hochgewachsenen,

blondenMannes. ErmöchteArzt
werden, sagt sie in fliessendem
Englisch. Unterdessen hat er in
Basel eine Modelagentur gefun­
den, für die er arbeitet.Nebenbei
kann er seine guten Deutsch­
kenntnisse noch als Lehrer in
einer Klasse für ukrainische
Kinder einsetzen.

Während wir reden, stösst
Stephan Schiesser immerwieder
zu uns. Wie sehr ihn jedes ein­
zelne dieser Schicksale emotio­
nal berührt, merkt man ihm an.
Dass er und seine Frau nicht lan­
ge gezögert haben, die Frauen
bei sich einzustellen, und den

bürokratischen Aufwand einer
Arbeitsbewilligung hintange­
stellt haben, entspricht ihrer
Mentalität. «Wir möchten ein­
fach nur helfen», sagt er. Ob er
nicht Probleme mit den Behör­
den befürchte? «Das Seco kann
kommen», lautet seine Antwort.
Seit Jahren beschäftigt Schiesser
bereits einen Flüchtling aus
Pakistan. Er sei ausgebildeter
IT-Spezialist und stehe nun Tag
für Tag in seiner Backstube und
backe Brötchen. «Er führt sich
schon auf wie ein kleiner Chef»,
sagt Schiesser und lacht. Aber
das sei völlig in Ordnung für ihn.

Keine Zeit für Bürokratie
Integration von Flüchtlingen Während anderswomit dem Prüfen von Unterlagen und der Anerkennung von Diplomen viel Zeit verstreicht,
zeigt die Basler Confiserie Schiesser, dass die Eingliederung ukrainischer Flüchtlinge in die Arbeitswelt auch einfacher geht.

Fanden nicht nur Arbeit, sondern auch Halt: Larissa, Anna und Veronika (v. l.) packen in der Confiserie Schiesser mit an. Foto: Dominik Plüss

1280 Geflüchtete – so viele Ukra­
inerinnen und Ukrainer haben
seit Ausbruch des Krieges in Ba­
sel Zuflucht gefunden. Die Auf­
nahme der auf Hilfe angewiese­
nenMenschen stellt die Behörden
vor eine noch nie da gewesene
Aufgabe. «Die Flüchtlingemittel-
und längerfristig unterzubringen,
wird eine grosse Herausforde­
rung», sagt Ruedi Illes, Leiter der
Sozialhilfe Basel. «Es gibt zu we­
nigWohnraum in Basel, vor allem
günstigenWohnraum.»

75 Prozent derGeflüchteten in
Basel sind bei Gastfamilien un­
tergebracht. Die Hilfe von Priva­
ten hat in einemersten Schritt die
Behörden entlastet.Niemandwill
die Geflüchteten in Zivilschutz­
anlagen unterbringen müssen.
«DieAnlagen könnenvorüberge­
hend helfen, aberwir können die
Menschen nicht über Jahre dort
wohnen lassen», sagt Illes. Die
Geflüchteten werden über kurz
oder lang in eigene vier Wände
ziehenwollen, aber dieser Schritt
dürfte schwierig werden.

Sofort verfügbar sind in Basel-
Stadt derzeit Wohnungen für
226 Personen, in den nächsten
Wochen sollen nochmals so
viele dazukommen. «In der ers­
ten Maiwoche werden wir rund
450 Plätze haben», sagt Illes.
Das reicht nicht aus, um allen
Geflüchteten, die jetzt noch bei
Gastfamilienwohnen, einenPlatz
zurVerfügung zu stellen.Und auf
dem freien Markt sind dieWoh­
nungen oft zu teuer.

Menschenwollen in die Stadt
Denn: Die Flüchtenden erhalten
inBasel fixe Beträge fürdenMiet­
zins, falls sie selber eine Woh­
nung mieten. Für einen Einper­
sonenhaushalt sind das monat­
lich maximal 770 Franken, bei
zwei Personen 1070, bei drei Per­
sonen 1350, bei vier Personen
1600, und bei fünf undmehrPer­
sonen sind es 2100 Franken. Im
Durchschnitt kosten in Basel
Einzimmerwohnungenallerdings
netto 956 Franken, Zweizimmer­
wohnungen 1266, Dreizimmer­

wohnungen 1595, Vierzimmer­
wohnungen 2178 und Fünfzim­
merwohnungen 3448 Franken.

Die Solidarität der Bevölke­
rung, insbesondere der Gastfa­
milien, beschert den Behörden
somit eine Gnadenfrist. Doch
bereits jetzt mehren sich die Be­
richte von Problemen zwischen
Gastfamilien und Geflüchteten .

Nicht nurBasel hatmit derAn­
zahl an zuvermittelndenGeflüch­
teten zu kämpfen. Auch in Bern,
Zürich und im Kanton Tessin ist
es zu einer Ballung von Ukraine­
rinnen und Ukrainern gekom­
men.Es hat sich gezeigt: DieMen­
schen wollen in die Städte. «Die
Geflüchteten sind es gewohnt, in
Städten zuwohnen,undviele von
ihnen sind gut gebildet», sagt
Illes. Sie schätzen ihre Chancen,
in den Städten Arbeit zu finden,
als besser ein denn auf demLand.

Normalerweisewird die Zutei­
lungvon Flüchtlingen in die Kan­
tone durch einen strengenVerteil­
schlüssel kontrolliert. Zu Kriegs­
beginn verzichtete man aber auf

eine strengeVerteilung: DenMen­
schen sollte schnell und unbüro­
kratisch geholfen werden. «Teils
hatten sich dieUkrainerinnenund
Ukrainer bereits privat eineWoh­
nung gesucht, bevor sie sich bei
derSozialhilfemeldeten, oderwa­
ren bei Verwandten oder Freun­
den untergekommen», sagt Illes.
Diese Wohnverhältnisse wollte
man nicht auflösen.

Ein Ende ist nicht in Sicht
Das ändert sich in Zukunft. «Ge­
flüchtete, die noch keinen Bezug
zu privaten Gastgebern haben,
sollen konsequent so auf die
Kantoneverteiltwerden, dass be­
stehende Ungleichgewichte zwi­
schen den Kantonen soweit wie
möglich ausgeglichen werden
können», gab das Staatssekreta­
riat für Migration kürzlich be­
kannt. «Wir vermitteln Geflüch­
tete in Gastfamilien in Basel-
Stadt, aber auf Anweisung des
Kantons sind esmomentanweni­
ge», schreibt die Schweizerische
Flüchtlingshilfe auf Anfrage.

Auch bei Personen, die bei der
Registrierung angeben, bereits
über eine private Unterkunft zu
verfügen, soll der Verteilschlüs­
sel bei der Zuweisung an die
Kantone grundsätzlich wieder
eingehalten werden.

Inwiefern Ordnung in die
schweizweite Verteilung der
Flüchtenden gebracht werden
kann, bleibt offen. Ein Ende der
Flüchtlingswelle ist nicht in Sicht.
Die Behörden stellen sich auf ei­
nen längerfristigen Aufenthalt
derUkrainerinnen undUkrainer
ein. In Basel hat die Sozialhilfe
deshalb ihre Kapazitäten massiv
ausgebaut.Genaue Zahlen nennt
Illes nicht. «Wir erwarten mehr
als eineVerdoppelung derAnzahl
Personen, diewir betreuen, dem­
entsprechend müsste auch das
Personal mindestens verdoppelt
werden – aber es ist illusorisch,
dasswir so schnell Personal rek­
rutieren können,wie uns Flüch­
tende zugewiesen werden.»

Andrea Schuhmacher

Basel hat nicht genügend günstigenWohnraum für Geflüchtete
Ukraine-Krieg 75 Prozent der Flüchtlinge sind bei Gastfamilien untergebracht. Beim Umzug in eine eigeneWohnung wird es schwierig.

Grafik and, mrue / Quelle: Kanton Basel-Stadt

Das Geld vom Sozialamt
reicht nicht zum Wohnen

Lesebeispiel: Eine 1-Zimmer-
Wohnung kostet im Schnitt 956 Fr.
pro Monat. Für einen 1-Personen-
Haushalt zahlt das Sozialamt aber
nur 770 Fr. Wohngeld.

1 Zimmer, 1-Personen-Haushalt
956

770

2 Zimmer, 2-Personen-Haushalt
1266

1070

3 Zimmer, 3-Personen-Haushalt
1595

1350

4 Zimmer, 4-Personen-Haushalt
2178

1600

Mittlere Nettopreise pro Zimmer
Max. Wohngeld pro Haushalt
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Im Grunde genommen ist gar
nichts passiert im Staate Florida
– ausser dass die Walt Disney
Company wohl bald ein ganz
normales Unternehmen sein
wird: Es unterliegt künftig den-
selben Gesetzen wie alle ande-
ren Firmen zwischen Jackson-
ville und Key West, es zahlt die
gleichen Steuern und muss die-
selbenAuflagen beachten,wenn
es ein neues Hotel bauen will.

Und doch ist die Entschei-
dung, die das republikanisch do-
minierte Landesparlament in
Tallahassee fällte, nichts weni-
ger als eine Revolution, die den
Kulturkampf in denUSAauf eine
Weise ins Scheinwerferlicht
rückt, wie es kein Filmstudio je

vermocht hätte: Ein Konzern be-
zieht Stellung gegen ein als ho-
mophob empfundenes Gesetz –
und die einst so firmenfreundli-
che Partei Ronald Reagans rächt
sich, indem sie ebendiesen Kon-
zern aller seiner Privilegien be-
raubt. Willkommen im Amerika
des 21. Jahrhunderts.

Worum genau geht es? Mit
80’000 Beschäftigten ist Disney
der grösste private Arbeitgeber
Floridas, die Themenparks lo-
cken jährlich Millionen Touris-
ten an, die Milliarden Dollar im
Sunshine State ausgeben.

Damit das möglich wurde,
hatte der Bundesstaat Disney
1967 Rechte eingestanden, wie
sie kaum ein Unternehmen auf

der Welt geniesst: Der Konzern
residiert seither in einem eigens
geschaffenen, rund 100Quadrat-
kilometer grossen Landesbezirk
südwestlich von Orlando, der
sich weitgehend selbst verwal-
tet, von vielen Steuern und Bau-
vorschriften befreit ist, eigene
Wasser- und Elektrizitätswerke
sowie Behörden und Sicherheits-
dienste betreibt.

Jahrzehntelang profitierten
beide Seiten von dieser Staat-im-
Staat-Konstruktion – bis das
Landesparlament jüngst das
«Sag-nicht-‹schwul›-Gesetz»
verabschiedete, wie Kritiker es
nennen: Es verbietet Floridas
Schulen, Kinder bis zur dritten
Klasse über jedwede Fragen zum

ThemaGeschlechtsidentität und
sexuelle Orientierung aufzuklä-
ren. Dahinter steckt der Glaube,
dass Jugendliche heute nur des-
halb so oftmit ihrer Identität ha-
dern oder «schwulwerden»,weil
liberale Lehrer überHomosexua
lität sprechen.

Konzernchef Chapek zögerte
Stellungnahme hinaus
Disney-Chef Bob Chapek hatte
lang jeden Kommentar zu dem
Gesetz abgelehnt –wohlwissend,
dass Firmen, die in gesellschafts-
politischen Fragen Position be-
ziehen, sich rasch Boykottaufrufe
und andere Probleme einhan-
deln. Auf Druck der Belegschaft
äusserte sich der Konzern dann

doch und erklärte, das Gesetz sei
mit seinenWerten nicht verein-
bar und sollte «vom Parlament
zurückgenommen oder von den
Gerichten gekippt» werden. Zu-
dem werde Disney vorerst alle
Spenden an Landespolitiker ein-
stellen.

Der republikanische Gouver-
neur Ron DeSantis, eine Art
schlauereVersion des Populisten
Donald Trump, erkannte sofort
die Chance, sein Image als stram-
merKonservativer über Floridas
Grenzen hinausweiter zu schär-
fen. Umfragen zufolge wäre der
43-Jährige derzeit der aussichts-
reichste Präsidentschaftsanwär-
ter der Republikaner, sollte sich
Trump 2024 nicht noch einmal

selbst zurWahl stellen. DerGou-
verneur setzte im Eilverfahren
ein Gesetz durch, das die Auflö-
sung allervor 1968 geschaffenen
Sonderbezirke in Florida vor-
sieht und demnach demLandes-
senat jetzt auch das Repräsen-
tantenhaus zustimmte.

«Disney ist ein Gast in Flori-
da», erklärte der Abgeordnete
RandyFine vor derAbstimmung.
«Daran erinnern wir die Leute
dort heute.» Um das Gesetz in
Kraft zu setzen undDisney zu ei-
nem durch und durch gewöhn-
lichen Konzern zumachen,muss
nun nur noch einer unterschrei-
ben: Ron DeSantis.

Claus Hulverscheidt

Holger Alich, Jon Mettler
und Edgar Schuler

Der Krieg in der Ukraine tobt
weiter, täglich beantragen der-
zeit zwischen 700 und 800Men-
schen aus derUkraineAsyl in der
Schweiz. Mittlerweile sind rund
43’000 Anträge eingegangen.

Auch Schweizer Firmen enga-
gieren sich, um zu helfen. Die
meistenHilfsangebote sind zeit-
lich begrenzt.Niemandweiss je-
doch,wie lange die Geflüchteten
hierbleibenmüssen oderwollen.

—Bus und Bahnen
Die ÖV-Betreiber der Alliance
Swiss Pass wollen vorerst bis
31. Mai Geflüchtete gratis in der
zweiten Klasse transportieren.
Als Billett wird der Ausweis für
den Schutzstatus S akzeptiert
oder die Bestätigung des ent-
sprechenden Antrags.

Ob der Gratistransport über
EndeMai hinaus verlängertwird,
ist derzeit noch offen und soll ge-
mäss Alliance Swiss Pass erst
kurz vor Ablauf der Frist ent-
schieden werden.

—Telecom
Auch die Schweizer Telecomfir-
men helfen, ebenfallsmitAblauf-
datum. Swisscom erlässt Men-
schen mit einer ukrainischen
SIM-Karte bis Ende August die
Roaminggebühren. Sunrise UPC
erlässt Menschen mit einer uk-
rainischenTelefonkarte bis Ende
Mai das Datenroaming.

Salt vergibt aktuell kostenlo-
se Prepaid-Karten mit einem
Startguthaben von 20 Franken
an ukrainische Flüchtlinge. Sie
müssen dafür eine gültige Auf-
enthaltsbewilligungmit Status S
vorweisen und dürfen nicht be-
reits Salt-Kunde sein. Pro Person
gibt der Mobilfunkbetreiber nur
eine Karte ab.

Geflüchtete können bei Swiss-
com und Sunrise UPC zudem
gratis eine Schweizer SIM-Karte
bekommen. Damit können sie
kostenlos in der ganzen Schweiz
und in die Ukraine telefonieren.
Zudemhat Sunrise UPCmit «1+1
international» einen ukraini-
schen TV-Kanal ins TV-Kabel-
Angebot aufgenommen, ab Mit-
te Maiwerde er auch bei Sunrise
TV erhältlich sein.

Marktführer Swisscom hat
nach eigenen Angaben bereits

«mehrere Tausend SIM-Karten»
an ukrainische Kriegsflüchtlin-
ge abgegeben.Wie diese genutzt
werden, legt das Unternehmen
nicht offen.

—Konten und Karten
Geflüchtete mit dem Schutzsta-
tus S erhalten je nach Kanton fi-

nanzielle Unterstützung in un-
terschiedlicher Höhe. Um am
Wirtschaftsleben teilzunehmen,
ist zudem ein Bankkonto unver-
zichtbar.Viele Banken bieten da-
her diesen Menschen Sonder-
konditionen an. Bei derUBS, der
Credit Suisse, der Basler Kanto-
nalbank (BKB) und der Berner

Kantonalbank ist ein Zahlungs-
verkehrskonto für sie gratis – bei
derUBS und der BKB zumindest
im ersten Jahr.

Bei der Credit Suisse, der Bas-
ler und derBernerKantonalbank
ist für Geflüchtete aus der Ukra-
ine sogar eine Debit-Maestro-
Karte bzw. eine Visa-Debitkarte

im Angebot enthalten, bei der
UBS kostet sie 50 Franken im
Jahr. Und die Basler legen noch
Freizeitgutscheine fürGratisein-
tritte zu vielen Basler Institutio-
nen obendrauf.

Ausgerechnet die staatliche
Postfinance zeigt sich hier
knausriger: Flüchtlinge mit
Schutzstatus S bekommen zwar
ein Konto. Sie müssen nach An-
gaben der Posttochter aber die
gleichen Gebühren zahlen wie
Herr oder Frau Schweizer.

Auch die grösste Kantonal-
bank des Landes, die Zürcher
Kantonalbank, verlangt für ein
Zahlungsverkehrskonto 12 Fran-
ken pro Jahr. Darin ist eine Kun-
denkarte enthalten. Wenn ein
Geflüchteter auch eineMaestro-
Karte haben will, muss er oder
sie 40 Franken Jahresgebühr ent-
richten.

Bei Raiffeisen ist die Lage et-
was unübersichtlich, weil die
einzelnen Genossenschaften
selbst ihre Konditionen festle-
gen. Grundsätzlich gälten aber
die normalen Konditionen, teilt
die Medienstelle mit.

—Gratiswohnungen
Die Grossbanken besitzen auch
grosse Immobilienportfolios.
Das Credit SuisseAsset Manage-
ment stellt lokalen Behörden da-
her befristet 270Wohnungen in
vier ganz oder teilweise leer ste-
henden Immobilien zur Verfü-
gung. Bei Bedarf biete die Bank
interessierten Gemeinden bis zu
200 weitere freie Wohnungen
an. Die Grossbank übernimmt
dabei im ersten Jahr die Miete
sowie die Nebenkosten.

Auch die UBS hat aus ihrem
Immobilienbestand «eine Reihe»
leer stehenderWohnungen tem-
porärmietfrei zurVerfügung ge-
stellt. Die erstenWohnungen sei-
en bereits Anfang März an eine
Stiftung in derRegion Bern über-
geben worden.

Swiss Life, grösster privater
Immobilienbesitzer der Schweiz,
stellt ebenfalls Wohnungen zur
Verfügung: «Primär fokussieren
wir uns bei konkreten Anfragen
seitens Gemeinden oder Kanto-
nen auf freiwerdendeMietwoh-
nungen oder geeignete Gewer-
beräume, die beispielsweise auf-
grundvonmittelfristig geplanten
baulichen Eingriffen freistehen»,
erklärte eine Sprecherin.

Das tun Firmen für Geflüchtete
Telefon, Transport, Konto Schweizer ÖV- oder Telecomanbieter sowie zahlreiche Banken
helfen Menschen aus der Ukraine mit Gratisangeboten. Die Hilfe ist meist zeitlich begrenzt.

Ohne Roaminggebühr: Zwei aus der Ukraine geflüchtete Frauen telefonieren mit Verwandten. Foto: Keystone
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Montag, 25. April 2022

Christian Zürcher und
Alessandra Paone (Text),
Martina Regli und
Michael Rüegg (Grafik)

Mit der Erfahrung von zwei Mo-
naten imAusnahmezustand sagt
David Keller, Krisenstabsleiter
beim Staatssekretariat für Mig-
ration (SEM): «Inzwischen kön-
nen wir sagen: Wir haben es im
Griff.» Rund 40’000Ukrainerin-
nen und Ukrainer wurden seit-
her in der Schweiz registriert, die
Zahl der täglichen Gesuche hat
sich auf etwa 800 stabilisiert

Eine Nachfrage dieser Redak-
tion bei den 26 Kantonen zeigt,
wie ungleich die Flüchtlinge ver-
teilt wurden und wie mancher-
orts die Belastungsgrenze er-
reicht wurde. Beispielsweise in
Städtenwie Basel und Zürich, in
Kantonen wie Bern, Tessin und
auch Appenzell Ausserrhoden.
Der Kanton mit 54’000 Einwoh-
nern hat bis Freitag 446 Flücht-
linge aufgenommen, praktisch
doppelt so viele,wie er laut nati-
onalem Verteilschlüssel müsste.

Dies hat primär zwei Gründe.
Einerseits hat die appenzell-aus-
serrhodische Bevölkerung viel
Eigeninitiative gezeigt. So holte
ein Diakon rasch nach Kriegs
ausbruch 120 Flüchtlinge in die
Schweiz, ein Unternehmer zu-
dem42 ukrainischeMitarbeiten-
de und ihre Angehörigen. Ande-
rerseits ging es eine Weile, bis
das SEM aufzeigen konnte, wel-
cher Kanton wie viele Flüchtlin-
ge aufgenommen hat. Die Folge:
In den KantonAppenzell Ausser-
rhoden kamen Flüchtlinge, ob-
wohl er seinAufnahmesoll längst
erreicht hatte. Andere Kantone
wiederum haben ihr Soll längst
nicht erreicht. Beispiele dafür:
Aargau, Genf und St.Gallen.

Seit heute gilt nun ein von der
Bevölkerungszahl abhängiger
Verteilschlüssel. In Appenzell
Ausserrhoden heisst das: Zuwei-
sungsstopp.

Gastfreundliche Appenzeller
Das SEMhat die Schweiz in sechs
Regionen eingeteilt (Bern,Zürich,
Westschweiz, Nordwestschweiz,
Ostschweiz und Tessin/Zentral-
schweiz). Gemäss Verteilschlüs-
selmüsste zumBeispiel dieWest-
schweiz doppelt so viele Flücht-
linge aufnehmen wie Bern.
Das ist in der ersten Phase des
Ankommens nicht geschehen.
Das zeigen die Zahlen. Bern
hat mit rund 19 Prozent der
Flüchtenden ammeisten allerRe-
gionen aufgenommen, dieWest-
schweiz rund 17 Prozent (Soll-
wert: 25,6 Prozent).

Die Nachfrage bei den Kanto-
nen zeigt zudem, dass die Mehr-
heit der Flüchtlinge bei Privaten
untergekommen sind. Wobei
jederKantondasWort Private an-
ders definiert. Bei einigen gehö-
rendazuHotels,bei anderen eben
nicht. InAppenzellAusserrhoden
zeigt sich die Gastfreundlichkeit
derBevölkerung. 224 Flüchtlinge
und damit die Hälfte aller Ange-
kommenenwurdenvonFamilien
aufgenommen. «Wir sind vom
Ausmass der Gastfreundlichkeit
positiv überrascht», sagt Marco
KuhnvomDepartement Gesund-
heit undSoziales.«Die Stimmung
kann sich ändern,dessen sindwir
uns bewusst.»Doch dazu gebe es
momentan keine Anzeichen.

Jung, weiblich, gebildet
Flüchtlinge Zwei Monate nach Kriegsausbruch in der Ukraine weiss manmehr über die in die Schweiz geflüchtetenMenschen – und
wo sie sich aufhalten. Der Kanton Bern hat überproportional viele aufgenommen, die Westschweiz verhältnismässig wenige.

Wer die in die Schweiz geflüchteten Ukrainerinnen und Ukrainer sind und wo sie jetzt leben

Sprachkenntnisse und Bildung der Flüchtlinge, die eine Stelle suchenKosten pro Person

Kanton Bern: 696 Fr. ZH: 493 Fr.

BL: 454 Fr.

BS: 567 Fr.

Alter und Geschlecht der Flüchtlinge

Über 40’000 Menschen aus der Ukraine wurden laut Staatssekretariat für Migration (SEM) bis zum 23. April 2022 in der Schweiz registriert.

Angaben in % (Umfrage unter 1600 Menschen aus der Ukraine auf Jobcloud.ch)Finanzielle Unterstützung in Franken pro Person und Monat,
wenn sie privat untergebracht ist

Grafik: mre, mrue / Quellen: SEM, Kantone, Jobcloud.ch, «Blick»

Obligat. Schule

Bildung

Sekundarschule

Lehre

Uni/Hochschule

Doktortitel

1

8

14

75

2

Verteilung der Flüchtlinge in den 6 Regionen (Angaben SEM) und nach Kantonen (Angaben Kantone)

Lesebeispiel: Der Kanton Zürich hat 16,7% der Flüchtlinge
(6482) aufgenommen, sollte aber 17,4% aufnehmen.
Er liegt somit unter dem Soll.

Die Daten von Bund und
Kantonen unterscheiden
sich teilweise deutlich.
Stand 20. April 2022.

Anzahl aufgenommene
Personen nach Kantonen

ZH
BE
AG
BL
LU
GE
VS
TG
BS
SO
SG
GR
NE
ZG
AR
SH
NW
OW
GL
UR
AI
SZ
TI
VD
JU
FR

7000
5502
2372
1582
1500
1351
1341
1288
1179
1072
1069
699
643
641
446
430
235
180
140
124
99

k. A.
k. A.
k. A.
k. A.
k. A.

Ist in % (absolut)

über Soll
unter Soll

Soll in %

Zürich

16,7% (6482)

17,4%

1

Nordwest-
schweiz

16,3% (6308)

16,8%

2

Bern

19,2% (7458)

12,4%

3

West-
schweiz

16,5% (6403)

25,6%

4

Tessin/
Zentral-
schweiz

16,8% (6496)

13,8%

5

Ostschweiz

14,6% (5653)

14,0%

6

Zürich
6482

(16,71%)
12

3

4

5

6

Sprachkenntnisse

keine

UkrainischAm meisten zahlt: Zum Vergleich:

Russisch

Englisch

Deutsch

Französisch

Italienisch

minimale gute/Muttersprache

6

80

87

49

31

13

9

41

99

99

63

7

10

Kanton Aargau: 290 Fr.

Am wenigsten zahlt:

Die Altersangaben beziehen sich auf
die Flüchtlinge, die zwischen dem 12. März
und dem 20. April 2022 in der Schweiz
registriert wurden. Gerundete Zahlen.

68,8%
sind weiblich,
31,2% männlich

30,5%
sind zwischen

0 und 15 Jahre alt

61,6%
sind im arbeits-
fähigen Alter

55 bis 64 Jahre: 7,9%

15 bis 24 Jahre: 12,4%

0 bis 4 Jahre: 7,5%

5 bis 14 Jahre: 23,0%

35 bis 44 Jahre: 19,0%

65+ Jahre: 8,0% 25 bis 34 Jahre: 12,4%

45 bis 54 Jahre: 9,9%
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Thema
Dienstag, 3. Mai 2022

Alessandra Paone
undMarkus Häfliger (Text)
und Nicole Philipp (Foto)

Vor zwei Monaten lebte Igor
(Name geändert) noch in der
Millionenstadt Charkiw in der
Ukraine, jetztwohnt ermit seiner
Frau und seinemSohn imBerner
3000-Menschen-DorfMühleberg.
Igor sitzt mit seinem Schweizer
Gastgeber am Küchentisch, das
Smartphone liegt vor ihm.

Igor, Anfang 40, kann weder
DeutschnochEnglisch.Erdiktiert
dem Telefon auf Russisch seine
gerade drängendsten Anliegen:
«Ich habe keine Gebührenmarke
für den Abfallsack mehr.» Eine
FrauenstimmederÜbersetzungs-
App von Google dolmetscht in-
nert Sekunden.

Dann beginnt der Gastgeber:
«Kommt ihr am Sonntag mit
zumDorffest auf demSchulhaus-
platz?» Die Frauenstimme aus
dem Telefon übersetzt auf Rus-
sisch, die Hauptsprache vieler
Ostukrainer.

Tausendfach finden solcheGe-
spräche in der Schweiz in diesen
Tagen statt. Etwa die Hälfte der
bis jetzt rund 45’350 registrierten
Flüchtlinge sind privat unter
gebracht. Manche sprechen gut
Englisch, bei anderen sind die
Fremdsprachenkenntnisse bes-
tenfalls rudimentär – teilweise
selbst beiMenschenmit ukraini-
schemHochschulabschluss.Doch
zum Glück gibt es Apps wie den
Google-Übersetzer oder den
Microsoft-Translator.

Diese Programme haben in
den letzten Jahren derart grosse
Fortschritte gemacht, dass sie
heute sogargesprochene Sprache
dolmetschen.Was dabei heraus-
kommt, istmanchmal sehr nütz-
lich,manchmal zumVerzweifeln.
Als derGastgeber erzählt, soeben
sei eine nahe Verwandte ge
storben, lacht Igor laut.DerAlgo-
rithmus hat die Todesnachricht
auf Russisch in irgendeinen
schlechten Scherz verwandelt.

Sprachkurs aus demBoden
gestampft
Auch Lea Dürig spricht in ihr
Smartphone: «Zwei Frauen von
der Zeitung sind da. Seid ihr ein-
verstanden, wenn sie Bilder von
euchmachen?» Sekunden später
ertönt eine Stimme aus dem
Gerät, die das Gesagte auf Ukrai-
nisch übersetzt. Die vier Frauen
schauen sich an, lächelnverlegen
und nicken.

Sie heissen Sasha (35), Vika
(27), Marharyta (29) und Tatjana
(29) und sind mit ihren Kindern
vor dem Krieg geflüchtet. Jeden
Montagnachmittag besuchen sie
in der Pfrundscheune in Radel-
fingen denDeutschkurs, den Lea
Dürig ins Leben gerufen hat. Die
27-Jährige ist seit 2020 Pfarrerin
in der kleinen Berner Gemeinde.
«Kommt es gut heute?», fragt sie
die Frauen undhält denDaumen
hoch.Wieder nicken sie.

ZweiWochennachKriegsaus-
bruch kamen die ersten Ge
flüchteten in Radelfingen an.Der
reformierte Kirchgemeinderat
wollte etwas unternehmen und
rief ein wöchentliches Friedens-
gebet ins Leben.«Das ist eine sehr
schöne Geste. Ich wollte aber
mehr tun, etwas Praktisches»,
sagt Dürig. Sie fragte bei den
beiden ukrainischen Familien im

Dorf, ob sie anDeutschunterricht
interessiertwären.Dannbesorgte
sich die Pfarrerin im Ex Libris
ein Lehrmittel: «Deutsch in der
Schweiz».Damit lerntmanHoch-
deutsch sprechen und schreiben,
aber auch Mundart verstehen.
«Ich nahm einfach, was mir
am sympathischsten war», sagt
Dürig. Innerhalb einer Woche
organisierte die Pfarrerin den
Sprachkurs; Ende März fand er
zum ersten Mal statt. Dürig
und fünf Freiwillige unterrichten
abwechslungsweise jede Woche
zu zweit.

Auch Flüchtlinge aus Syrien,
aus Afghanistan oder aus Afrika

prallen in der Schweiz auf eine
Sprachbarriere. Deutsch ist
schon schwierig genug. Schwei-
zerdeutsch erst recht! Doch
anders als die Ukrainer ver
schwinden Syrer, Afghaninnen
oder Afrikaner nach ihrer An-
kunft meist in einer anonymen
Kollektivunterkunft oderwerden
vom Sozialdienst in irgendeiner
Altbauwohnung versorgt.

Die Ukrainerinnen hingegen
sind mitten unter uns. Sie sitzen
bei ihren Gastfamilien am Kü-
chentisch, gehen mit ihnen an
Dorffeste, werden von ihnen be-
gleitet, um die Asylsozialhilfe
abzuholen. Die Ukrainer werden

nicht von professionellen Sozial-
arbeiterinnenundDolmetschern
betreut, sondern von gewöhn
lichen Menschen mit einem
Smartphone oder von Pfarre
rinnenwie Lea Dürig.

LeaDürig ist nicht die Einzige,
die sichdemSprachproblemaktiv
stellt.Dutzendfach habenPrivate
in den letzten Wochen Sprach
kurse aus dem Boden gestampft.
Besonders aktiv seien Kirchen
sowie Nichtregierungsorgani
sationen aus dem Migrations
bereich, beobachtet Francesca
Chukwunyere von der Fachstelle
Migration ISA Bern.

ISA ist einer der wichtigsten
Anbieter von Sprachkursen für
Migrantinnen inBern.Derprivate
Verein wird von Stadt und Kan-
ton subventioniert und hat sich
auf eherbildungsferneMigranten
spezialisiert. Doch im Zuge des
Ukraine-Kriegs erwartete der
Kanton auch von der ISA ein
neues Angebot, das den ver
muteten Bedürfnissen der Uk
rainer gerecht werden sollte: In
kürzester Zeit stellte der Verein
zusätzliche Kurse mit schnel
lerem Lerntempo auf die Beine.

Keine Diplome für
eine allfällige Stellensuche
Die 60 Plätze waren innert zwei
Tagenweg. Nunmüsse sich aber
erst noch zeigen, ob das Fast-
Track-Angebot angemessen sei,
sagt Chukwunyere. Denn auch
aus derUkraine kämen nicht nur
hoch gebildeteMenschen.Einige
müssen zuerst das lateinische
Alphabet erlernen, weil sich Uk-
rainisch und Russisch mit kyril-
lischen Buchstaben schreiben.

Die Kurse, die Private organi-
sieren, seien einerseits eine posi-
tive Ergänzung zu den profes
sionellen Angeboten, sagt Chuk-
wunyere. «Bei den Ukrainern
erkennen breite Gesellschafts-
kreise,wiewichtig der Spracher-
werb für alle Neuankömmlinge
ist.» Andererseits gebe es bei
den improvisierten Deutschkur-
sen am Ende kein Diplom, das
späterbei einer Stellensuche hel-
fen könnte. In den letzten Jahren
hätten die Behörden von Kanton
und Bund bei den Sprachkursen
für Migranten das Gegenteil for-
ciert:mehrProfessionalität,mehr
Standardisierung,mehroffizielle
Abschlüsse – immermit demZiel
der Berufsintegration. Bei den
Ukrainern geht derTrend nun in
die gegenteilige Richtung.

Derpensionierte LehrerWalter
Ledermann wird den Ukraine
rinnen in derPfrundscheunevon
Radelfingen ebenfalls keinen of-
fiziellenAbschluss bietenkönnen.
An diesem Nachmittag ist er mit
der Co-Präsidentin des Kirchge-
meinderats,Anita Sieber, imEin-
satz. Es gehe vor allem darum,

den Geflüchteten so gut Deutsch
beizubringen, dass sie inAlltags-
situationenwie imBus oderbeim
Einkaufen zurechtkämen, sagt
Ledermann.Unddass sie sich um
eineStelle bewerbenkönnten.Der
Kurs wird über die sonntägliche
Kollekte finanziert.

An diesem Nachmittag üben
die vier Kursteilnehmerinnen
Dialoge, indemsie laut Sätzewie-
derholen, die ab Band abgespielt
werden. «Guten Morgen, Frau
Ferrari,wie geht es Ihnen?», sagt
Marharyta. Sie spricht neben
Ukrainisch auch Englisch. Ihr
falle das Deutschlernen leichter
als anderen, sagt Dürig. Sie und
ihr Mann haben Marharyta und
deren Tochter sowie eine andere
Mutter mit ihrem Kind im Pfarr-
haus aufgenommen.

Viele Russinnen leisten
Übersetzungsdienste
Bis die Teilnehmerinnen des Ra-
delfingerSprachkurses genügend
Deutsch können, um sich im
Alltag selbstständig zu bewegen,
wird es noch lange dauern. Bis
dahin braucht es Menschen wie
Irina. Die 55-jährige Frau, die
ihren richtigen Namen nicht in
der Zeitung lesen möchte, kam
vor zehn Jahren aus Russland in
die Schweiz, sie heiratete einen
Schweizer und lernte Deutsch.

Seit Kriegsausbruch kümmert
sich Irina in der Schweiz um die
geflüchteten Frauen und Kinder
– also um jeneMenschen,dievon
Irinas Staatspräsidenten Wladi-
mir Putin aus der Ukraine ver
trieben werden. Sie begleitet sie
zumRotenKreuz, das imAuftrag
des Kantons Bern die Asylsozial-
hilfe auszahlt, aber keinen Dol-
metscherhat. Irina sitzt als Über-
setzerin auch dabei, als eine
Wohngemeinschaft mit ihren
ukrainischenMitbewohnern eine
Aussprache organisiert, um sich
über sprachliche Missverständ-
nisse und kulturelle Konflikte
auszutauschen.

«Meine Übersetzungsdienste
sind meine persönliche, sehr
kleine Entschuldigung für das,
was in derUkraine passiert», sagt
Irina.Wenn sie den ukrainischen
Flüchtlingen helfen könne, fühle
sie sichmoralischwenigstens ein
bisschen besser. Irina ist kein
Einzelfall: Viele Russinnen, aber
auch Kasachinnen oder Weiss
russinnen, die seit Jahren in der
Schweiz leben (es sind tatsächlich
sehr oft Frauen), sind als Über-
setzerinnen für die ukrainischen
Flüchtlinge im Einsatz.

In der Pfrundscheune in
Radelfingen werden nach einer
Stunde Unterricht Tee und
Kuchen serviert. Es herrscht eine
ungezwungene, familiäre Stim-
mung.Die Frauen seienmotiviert,
die Sprache zu lernen, sagt Lehrer
Ledermann. Da die meisten aber
ausschliesslich Ukrainisch sprä-
chen, gestalte sich derUnterricht
nicht ganz einfach. «Kommt hin-
zu,dassUkrainisch eine komplett
andere Sprache ist als Deutsch
oder Englisch.» Der 70-Jährige
zeigt auf eine Tafel mit dem
kyrillischen Alphabet.

Nach dem Fototermin mit
den Journalistinnen verabschie-
det sich Pfarrerin Dürig von
den Kursteilnehmerinnen. «Auf
Wiedersehen», ruft sie in die
Runde. «Oder ciao!» Das geht
in jeder Sprache.

Ukrainischmeets Schwyzerdütsch
Starthilfe für Vertriebene Die sprachlichen Barrieren zwischen den Geflüchteten aus der Ukraine
und ihren Schweizer Gastfamilien sind enorm. Die Anstrengungen, sie zu überwinden, ebenfalls.

Was bei den Apps
als Übersetzung
herauskommt, ist
manchmal sehr
nützlich, oft aber
zumVerzweifeln.

«Meine Dienste
sindmein sehr
kleines Sorry
für das, was
in der Ukraine
passiert.»
Eine 55-jährige Russin
im Kanton Bern

Pfarrerin Lea Dürig aus Radelfingen BE wollte mehr tun, als ein Friedensgebet abzuhalten – und
organisierte kurzerhand in bloss einer Woche einen Sprachkurs für ukrainische Flüchtlinge.
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ANZEIGE

1500 Franken beträgt diemonat-
liche Pauschale pro Flüchtling aus
der Ukraine, die der Bund den
Kantonen überweist. Sie soll die
Kosten für den Lebensunterhalt,
die Krankenversicherung, die Un-
terkunft und die administrativen
Kosten der öffentlichenHand de-
cken.Nicht enthalten sind Kosten
fürDeutschkurse undweitere In-
tegrationsangebote. Dafür zahlt
derBund einen jährlichen Beitrag
von 3000 Franken.Die Kosten für
den Unterricht von schulpflichti-
gen Kindernmüssen Gemeinden
undKanton aus demordentlichen
Haushalt begleichen.

Die meisten Flüchtlinge aus
derUkraine sind privat unterge-
bracht. Bisher wurde die Unter-
bringung nicht entschädigt. Der

Baselbieter Finanzdirektor hat
vor demParlament angekündigt,
Gastfamilien auf der Grundlage
einer Verordnung zu entschädi-
gen. So will die Regierung jetzt
ein Handlungspostulat von SVP-
Landrätin Caroline Mall umset-
zen. Ihren dringlich erklärten
Vorstoss hatte der Landrat dis-
kussionslos überwiesen. Damit
werden die Gemeinden einen
Teil der Flüchtlingspauschale des
Bundes an Private weitergeben,
die Ukraine-Flüchtlinge beher-
bergen. Nach wie vor sind die
Gemeinden von der Hilfsbereit-
schaft Privater abhängig.

Die Entschädigungen anGast-
familien sind gemäss der geplan-
ten Verordnung an festgelegte
Bedingungen geknüpft. Damit

werden – so erklärt es derRegie-
rungsrat in seinem Communi-
qué – einerseits dieWohnneben-
kosten gedeckt und andererseits
allfällige Einschränkungen ent-
schädigt, die Gastfamilien durch
die Unterbringung von Geflüch-
teten erfahren.

«Angemessene Unterkunft»
FürdenEntschädigungsanspruch
muss «eine angemessene Unter-
kunft» vorliegen. Es darf kein
Verwandtschaftsverhältnis und
keine Schwägerschaft vorliegen,
und dieAufnahmemussmindes-
tens 14Tage dauern.Die Gemein-
de ist zuständig für die Prüfung
der Bedingungen.

Bis Ende April wurden dem
Kanton Basel-Landschaft vom

Bund offiziell 1735 geflüchtete
Personen aus der Ukraine zu
gewiesen. Davon haben rund
80 Prozent eine private Unter-
kunft. Die Entschädigung für die
Gastgeber beträgt pro Monat für
eine Person 220 Franken, für die
zweite und dritte Person zusätz-
lich 150 Franken und ab vier Per-
sonen insgesamt 670 Franken.
Dies entspricht der Empfehlung
der Konferenz der kantonalen
Sozialdirektorinnen und Sozial-
direktoren (SODK) und der
Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (Skos).

Geregelt wird auch das Mass
des Grundbedarfs zugunsten der
Geflüchteten, die in einer Privat-
unterkunftwohnen. Für bedürf-
tige Personen, die in einer Gast-

familie wohnen und nicht mit
dieser verwandt oder verschwä-
gert sind,wird der gleiche Betrag
wie für eineWohngemeinschaft
in der Sozialhilfe ausgerichtet.
Mit der Neuregelung spielt für
die Berechnung des Unterstüt-
zungsansatzes die Grösse des
Haushalts keine Rollemehr, son-
dern nur noch die Anzahl der
untergebrachten Gäste.

DieveränderteAsylverordnung
soll rückwirkend per 1.März 2022
in Kraft treten. Damit erhielten
Gastfamilien im Kanton Basel-
land rückwirkend die bescheide-
ne Entschädigung auch für ihr
Engagement in denvergangenen
Wochen.

Thomas Dähler

Isabelle Thommen

D.C.* aus Arlesheim ist mit den
Nerven am Ende. «Alle tun
schwierig», sagt er frustriert zu
dieser Zeitung. Es geht um das
Bundesasylzentrum,die Kantone
und eine geflüchtete Ukrainerin,
die bei D.C. und seiner Familie
untergekommen ist. Obwohl sie
seit ihrerAnkunft in der Schweiz
in ihrer Baselbieter Gastfamilie
lebt, wurde sie im Bundesasyl-
zentrum im Kanton Aargau an-
gemeldet. «Man hat uns dort ge-
sagt, das sei kein Problem, aber
man müsse das tun, weil das
Kontingent imKanton Baselland
schon voll sei.»

Doch es gibt Probleme: Die
Geflüchtete erhält keine Sozial-
hilfe und kann eventuell eine
Stelle als Lehrerin, die sie im
Kanton Basel-Stadt in Aussicht
hat, nicht antreten. «Der Kanton
Aargauverlangt, dass sie dorthin
umzieht, umvomSchutzstatus S
zu profitieren», sagt.D.C.Die Uk-
rainerin habe sich aber imBasel-
bietmittlerweile ein Umfeld auf-
gebaut. «Wir mussten unter-
schreiben, dass sie für einige Zeit
sicher einen Platz bei uns hat –
die Behörden wollten sie jetzt
aber einfach wieder aus ihrem
gewohnten Umfeld reissen. Wo
ist hier die Schweiz, die hilft?»

Schriftliches Gesuch nötig
Eine bürokratische Odyssee be-
ginnt: D.C. versucht, bei den Be-
hörden die Kantonsänderung
vorzunehmen.Bisher sei ihmdas
aber nicht gelungen, sagt er. «Ich
habe bereits x-mal nachgefragt.
Überall heisst es, ich sei an der
falschen Stelle. Ich bin von die-
ser Bürokratie genervt.»

Die Geschichte ausArlesheim
ist dabei kein Einzelfall,wie eine
Umfrage bei den zuständigenBe-
hörden zeigt.Wie für D.C. ist für
viele Betroffene unklar, wohin
sie sichwenden können.DieAn-
fragen laufen bei den Kantonen
deshalb oft ins Leere. Zuständig
ist das Staatssekretariat für Mi-
gration (SEM),wie dieses aufAn-
frage bestätigt. «Schutzsuchen-
de haben die Möglichkeit, dem
SEM ein schriftliches Gesuch um
Kantonswechsel zukommen zu
lassen», sagt Lukas Rieder, Me-
diensprecher beim SEM. «In
diesem wird dargelegt, in wel-

chen Kanton die Person wech-
seln möchte und aus welchem
Grund.» Solange die betroffenen
Personen in einem anderen Kan-
ton wohnen, als sie angemeldet
sind, können sie keine Sozialhilfe
empfangen und auch nicht ar-
beiten, bestätigt Rieder. «Eine
Zuteilung in einen Kanton ist
verbindlich. Sozialhilfe kann nur
in demKanton bezogenwerden,
in demmanwohnt – das gilt für

alle Menschen in der Schweiz»,
sagt er. «Wenn die Behörden je-
manden einembestimmten Kan-
ton zuweisen, dann ja, ist diese
Person auch gehalten, sich in
diesem Kanton aufzuhalten.»

Umverteilung der Lasten
Einfach sei eine entsprechende
kantonale «Ummeldung» nicht,
sagt LeaWirz, LeiterinAbteilung
Projekte beimKanton Baselland.
«Das SEM entscheidet nach An-
hörung der betroffenen Kantone
über den Kantonswechsel. Hier-
für werden die Gründe, die für
den Kantonswechsel angebracht
wurden, berücksichtigt und in
jedem Fall einzeln beurteilt».

Es gebe dabei Konstellationen,
bei denen einWechsel auch ohne
Zustimmung der Kantone erfol-
gen könne. So bei der Vereini-
gung der erweiterten Kernfami-
lie oder bei der Vereinigung von
vulnerablen Personenmit engen
Bezugspersonen ausserhalb der
erweiterten Kernfamilie, sofern
damit die Betreuungssituation
verbessertwerden könne. Im Zu-

sammenhangmit Schutzsuchen-
den aus derUkrainewar es schon
zu verschiedenen Kantonswech-
seln gekommen, wieWirz sagt.

Überhaupt nötig werden die-
seAnträgewegen des Schweizer
Verteilschlüssels. Die Umsetzung
sorgt dafür, dass geflüchtete
Menschen in anderen Kantonen
angemeldet werden als ihrem
tatsächlichen Wohnort. «Dass
viele Geflüchtete aus derUkraine
privat untergekommen sind, hat
dazu geführt, dass der reguläre
Zuweisungsprozess im Asylbe-
reich nicht eingehalten werden
konnte», sagt Wirz. «Das SEM
hatte die privatenUnterbringun-
gen bei derKantonszuteilung be-
rücksichtigt, und die Zuweisung
war nur noch ein Nachvollzug
gegebener Umstände.»

Weil die Last auf die Kantone
ungleich verteiltwar,wendet das
SEM seit 25.März nunwieder die
reguläre Zuweisungspraxis an.
Dies auf Wunsch der Kantone,
wie Lukas Rieder vom SEM sagt.
Er schildert ein Ungleichgewicht
bei der Kantonsverteilung in der

Nordwestschweiz: «Wir stellen
fest, dass der KantonAargau ge-
mäss Verteilschlüssel bis anhin
zu wenige Personen aufgenom-
men hat, die Kantone Baselland
und Basel-Stadt hingegen sind
deutlich im Plus.» Das stellt die
Kantone vor Probleme: Im Kan-
ton Basel-Stadt gibt es beispiels-
weise nicht genügend Wohn-
raum fürGeflüchtete,wie die BaZ
berichtete.

Dass Geflüchtete potenziell
aus ihren Gastfamilien in belie-
bige Kantone umziehenmüssen,
nehmen die Behörden in Kauf:
«Das ist die Konsequenz des
Wunsches der Kantone, denVer-
teilschlüssel einzuhalten», sagt
Rieder. Im vorliegenden Fall aus
Arlesheim fordere der Kanton
Aargau aber keine Umsiedlung,
sagt Mediensprecher Michel
Hassler: «Der Kantonale Sozial-
dienst (KSD) erachtet es grund-
sätzlich nicht als zielführend,
funktionierende Unterbringun-
gen zu beenden.»

*Name der Redaktion bekannt.

Ein Verteilschlüssel zumVerzweifeln
Ukraine-Geflüchtete Bei einer Gastfamilie im Baselbiet untergekommen, aber im Kanton Aargau angemeldet:
Der Schweizer Verteilschlüssel bringt Probleme. Betroffene dürfen nicht arbeiten und erhalten keine Sozialhilfe.

Stundenlang standen geflüchtete Ukrainerinnen und Ukrainer vor Bundesasylzentren wie hier in Bern an, um sich anzumelden. Foto: Beat Mathys

Hier können Sie sich melden

Das Gesuch muss laut dem SEM
von den Betroffenen oder einer
bevollmächtigten Person unter-
schrieben sein und kann an folgen-
de Adresse gerichtet werden:

Staatssekretariat für Migration
SEM, Taskforce Kantonswechsel
Ukraine, Quellenweg 6,
3003 Bern-Wabern

Das SEM nimmt mit den betroffe-
nen Kantonen Kontakt auf und ent-
scheidet dann über denWechsel.

Greifengasse, gegenüber Manor

Qualitätssanierungen zu korrekten Preisen

noch am gleichenTag!
061 301 90 00

Senioren
willkommen

ZGG
ZahnärzteTeam
geführt durch ABA Aeschenplatz–Bahnhof-Allee Zahnklinik
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Schweiz
Dienstag, 10. Mai 2022

Christoph Heim

Sie gehören neu zum Stadtbild.
Flüchtlinge aus derUkraine lau-
fen durch Basel und tragenweis-
se Papiertaschen, auf denen in
roter Schrift «Heiland Sack» ge-
schrieben steht. Die Taschen ha-
ben sie von der Food-Waste-
Organisation «DaN Basel» er
halten, die Produkte von Gross-
händlern und Bäckereien abgibt,
die nicht mehr verkauft werden
können.

Die soziale Organisation er-
lebt zurzeit einen regelrechten
Ansturm auf ihre Essensausga-
be. 450Menschen seien am letz-
ten Dienstag gekommen, sagt
Andreas Schäppi, Vizepräsident
von DaN Basel. Zum einen seien
das Stammgäste, zum anderen
eine immer grösser werdende
Gruppe von Menschen aus der
Ukraine. Sie stehen eine oder
zwei Stunden an, um einen mit
Gemüse, Brot und Fleisch gefüll-
ten «Heiland-Sack» zu erhalten.

Ein Grossteil sind Geflüchte-
te, die von den knappen Zuwen-
dungen der Sozialhilfe leben
müssen. Nicht nur in Basel und
Baselland. Schäppi weiss auch
von Personen aus der Ukraine
aus dem Aargau oder dem Kan-
ton Zürich, die nach Basel fah-
ren, um hier umsonst Taschen
voller Lebensmittel abzuholen.
Sie würden solche Klienten aber
abweisen, meint Schäppi – ein-
fach darum, weil sie mit der lo-
kalenNachfrage nachNahrungs-
mitteln kaum noch klarkämen.

TiefeMietzinsgrenzwerte
Besonders tief sind die Beiträge
der Sozialhilfe für jene geflüch-
teten Personen, die in grossen
Wohngemeinschaften leben. So
erhalten Geflüchtete, die zu siebt
in einer Wohngemeinschaft mit
zwei SchweizerGasteltern leben,
im Kanton Baselland 316 Fran-
ken im Monat, was nicht viel
mehr als 10 Franken pro Tag ist.
Lea Hungerbühler, Präsidentin
von Asylex, einer in Zürich do-
miziliertenOrganisation, die Ge-
flüchtete in Rechtsfragen berät,
sagt: «Geflüchtete werden mit
solchen Beträgen ins Prekariat
abgeschoben.»

Die finanziellen Probleme ge-
hen über den einzelnen Flücht-
ling hinaus – es gibt da auch eine
strukturelle Komponente. Allein
der Kanton Basel-Landschaft
muss beispielsweise Tausende
von ukrainischen Flüchtlingen
aufnehmen und ihnen eine Un-
terkunft bieten. Von jeder der 86
Gemeinden wird erwartet, dass
sie entsprechend ihrer Einwoh-
nerzahl 2,6 Prozent Asylbewer-
ber aufnimmt, also auchGeflüch-
tete, die nicht aus der Ukraine
kommen. Für eine grosse Vor-
ortsgemeinde wie Oberwil bei
Baselmit 11’203Einwohnern sind
das 291 Personen, für die einevo-
rübergehende oder dauerhafte
Bleibe gefunden werden sollte.

Bei der Unterbringung der
Flüchtlingemuss stark aufs Geld
geschaut werden. Klar wird das,
wenn man die Tabelle zur Hand
nimmt, auf der die «Mietzins-
grenzwerte» aufgelistet sind, die
von den Baselbieter Gemeinden
für Sozialwohnungen bezahlt
werden dürfen. Die Agglomera-
tionsgemeinde Pratteln, die rund
17’000 Einwohner zählt, hat ei-

nen der tiefsten Mietzinsgrenz-
werte des Kantons.Maximal 1200
Franken für einenDreipersonen-
haushalt sind da vorgesehen. In
Oberwil sind es 1450 Franken.

Das sind Preise, zu denen nur
wenige und sehr bescheiden aus-
gestattete Wohnungen auf dem
Markt sind. Kenner des Woh-
nungsangebots sagen, im Asyl-
bereich würden oft völlig über-
teuerte Bruchbudenmit alten La-
minatböden und verbrauchten
Küchen und Bädern angeboten.
Lea Hungerbühler von Asylex
warnt davor, dass man mit der
Anmietung solch billiger Woh-
nungen einerGhettoisierung der
GeflüchtetenVorschub leiste, die
dem Wunsch nach Integration
dieser Neuankömmlinge zuwi-
derlaufe.

Bezahlt wird die Miete von
den 1500 Franken, die der Kan-
ton pro Flüchtling vomBund er-
hält.Nehmenwir das Beispiel ei-
ner dreiköpfigen Familie aus der

Ukraine in Oberwil. Für jedes
Mitglied werden bei einer Woh-
nung, die 1450 Franken im Mo-
nat kostet – das ist dermaxima-
le Preis, der von der Sozialhilfe
bezahlt werden darf –, von den
1500 Franken des Bundes 483

Franken (ein Drittel von 1450
Franken) abgezogen.Dazu kom-
men die Lebenshaltungskosten
von 455 Franken (ein Drittel des
Grundbedarfs in einer Individu-
alunterkunft, der bei einer Drei-
erwohngemeinschaft auf 1364
Franken festgesetzt ist) und die
Krankenkasse von 534 Franken
(monatlicher Durchschnittpreis
für BL gemäss Bundesamt für
Gesundheit).

Alles zusammen ergibt 1472
Franken. Die Gemeinde gibt also
allein für die drei Ausgaben-
schwerpunkte Wohnen, Essen
und Gesundheit fast den gesam-
ten Betrag aus, der für einen Ge-
flüchteten vom Bund bereitge-
stelltwird. Sobald unvorhergese-
heneAusgaben anfallen,müssen
dieGemeinden selbst fürdie Kos-
ten aufkommen. «Die Kantone
sollten Beträge auszahlen», sagt
Hungerbühler, «die denGeflüch-
teten einwürdiges Leben ermög-
lichen. Es geht darum, dass die

Geflüchtetennichtmarginalisiert,
sondern möglichst schnell in die
Gesellschaft undWirtschaft inte-
griert werden. Es geht beispiels-
weise überhaupt nicht, dass ge-
wisse Gemeinden oder Kantone
sich eine Zahnreparatur bei Ge-
flüchteten sparen, indem sie ih-
nen einfach den schmerzenden
Zahn ausreissen lassen.»

Sie weist darauf hin, dass im
Asylwesen auf Bundesebene ge-
rade die Vernehmlassung für
eine Gesetzesrevision abge-
schlossen wurde, die den Kreis
jener Ausländergruppen, die
bloss eine reduzierte Sozialhilfe
erhalten, noch vergrössert. Da-
bei schreibe die Bundesverfas-
sung vor, dass den Unterstüt-
zungsbedürftigen ein würdiges
Leben ermöglicht werden solle,
sagt Hungerbühler.

Was nun den Kanton Basel-
Landschaft betrifft, ist in den
letztenWochen eine steile Lern-
kurve zu beobachten.Die Zuwen-

dungen an ukrainische Flücht-
linge und namentlich ihre Gast-
familien, die bisher äusserst
bescheidenwaren, sollen erhöht
werden. Bisher war es den Ge-
meinden freigestellt, ob sie den
Gastfamilien pro Flüchtling 100
Franken pro Monat überweisen.
Dieser Beitrag ging zuerst an die
Flüchtlinge, die aufgefordert
wurden, ihn dann an ihre Gast-
familien abzugeben.

Nun sollen die Gastgeber von
Amteswegen für den ersten Gast
250 Franken erhalten, für den
zweiten und dritten Gast je 150
Franken. Ab vier Personen sol-
len pauschal 670 Franken aus-
bezahlt werden. Diese Beträge
sollen zudem nicht wie bislang
den Flüchtlingen, sondern den
Gastfamilien direkt zugutekom-
men, die sie dann immer noch
an die Flüchtlinge weitergeben
können.

Teilnahmeamsozialen Leben
Auch der Grundbedarf der Asyl-
sozialhilfe für ukrainische
Flüchtlinge, die in einer grossen
Gastfamilie wohnen, soll erhöht
werden. Gab es bis jetzt ein de-
gressives Modell, bei dem die
Beiträge bei grösseren Wohn-
gruppen immer kleiner werden,
sollen neuerdings einheitliche
Beiträge pro Kopf oder pro Un-
terstützungseinheit (zum Bei-
spielMuttermit Kind) ausgerich-
tet werden.

«Aber auch so sind wir noch
weit entfernt von jener Gundbe-
darfsicherung, die einem ge-
flüchtetenMenschen erlaubt, ein
würdiges Leben zu führen», sagt
Lea Hungerbühler. Würdig sei
das Leben einer geflüchteten
Person erst dann, wenn sie am
wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Leben teilnehmen
könne.

Da dieAusgaben für dieseAk-
tivitäten ebenfalls unter die Ka-
tegorie «Grundbedarf» fallen,
wird es in jedem Fall knapp.
Denn die 400 bis 500 Franken im
Monatmüssen den Flüchtlingen
für «Nahrung, Kleidung, persön-
liche Auslagen, Haushaltsver-
brauchsmaterial, Post, Telefon,
Radio- und Fernsehgebühren,
Elektrizität, Gas, Kehrichtgebüh-
ren,Transportkosten sowie Prä-
mien für Hausrat- und Haft-
pflichtversicherung» reichen.

In der Schweizmuss sich also
der Flüchtling nicht wundern,
wenn ihm schon im ersten Mo-
nat eine Serafe-Rechnung ins
Haus flattert, egal, ob er den
Fernseher braucht oder nicht.

BilligeWillkommenskultur
Sparen im Asylbereich Der Bund zahlt den Kantonenmonatlich 1500 Franken pro Flüchtling aus der Ukraine.
Das Geld sollte theoretisch für Wohnung, Essen und Krankenkasse reichen – tut es aber oft nicht.

«Geflüchtete
werdenmit
solchen Beträgen
ins Prekariat
abgeschoben.»
Lea Hungerbühler
Präsidentin von Asylex

Die Begrüssung war noch nett: Ukrainische Flüchtlinge in der Empfangsstelle der alten Militärkaserne in Zürich. Foto: Urs Jaudas

Allein am letzten Dienstag holten in Basel 450 Menschen Lebensmittelpakete ab – darunter viele ukrainische Flüchtlinge. Fotos: Andreas Schäppi

Was den Kanton
Basel-Landschaft
betrifft, ist in den
letztenWochen
eine steile
Lernkurve zu
beobachten.
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Schweiz
Mittwoch, 11. Mai 2022

Charlotte Walser

Frau Barthoulot, in nur zwei
Monaten sind fast 50’000
ukrainische Flüchtlinge in die
Schweiz gekommen.Der
Bund rechnet bis imHerbst
mit 80’000 bis 150’000
Flüchtlingen. Können die
Kantone das bewältigen?
Die Situation ist absolut ausser-
gewöhnlich.Natürlich ist es eine
grosse Herausforderung, für alle
eine Unterkunft zu finden. Aber
bisher ist es gelungen. Wir wer-
den auch Lösungen finden für
jene, die noch kommen.

EinTeil der Flüchtlinge ist
privat untergebracht.Welche
Rolle spielen die Gastfamilien?
Bisher wurden etwas über
20’000 Geflüchtete aus der Uk-
raine privat untergebracht, 4000
davon via die Flüchtlingshilfe
und Campax. Die Kantone sind
sehr froh um das Engagement
Privater. So konnten wir schnell
Lösungen finden für die vielen
Menschen, die in kurzer Zeit ge-
kommen sind.

Setzen Sie auch längerfristig
auf Gastfamilien?
Nein, es ist eher eine Übergangs-
lösung. Gastfamilien helfen in
derNot.Wirmüssen uns bewusst
sein, dass es längerfristig ande-
re Lösungen braucht. Die Gast-
familien zeigen sich bereit, die
Gäste drei Monate zu beherber-
gen. In manchen Fällenmag das
Zusammenleben auch länger
funktionieren.Aber daswird ver-
mutlich nicht die Mehrheit sein.
Darauf stellen sich die Kantone
ein. Einige haben bereits damit
begonnen, Containerdörfer zu
bauen.

Werden nun überall
Containerdörfer für
Flüchtlinge entstehen?
Container sind eineMöglichkeit,
aber nicht die einzige. Das Pro-
blem ist, dass wir nicht wissen,
wie sich dieser Krieg entwickelt.
Und wir wissen auch nicht, wie
sich die Geflüchteten verhalten
werden. Die meisten ukraini-
schen Frauen und Kinder sind
ohne Männer und Väter gekom-
men. Werden sie nach einigen
Monatenwieder in die Nähe der
Ukraine gehen? Oder bleiben sie
hier? Wir wissen es nicht.

Was bereitet den Kantonen
neben derUnterbringung
zurzeit Sorgen?
Personen mit besonderen Be-
dürfnissen:Minderjährige, Kran-
ke,Menschenmit einerBehinde-
rung.Wir haben den Bund gebe-
ten, dass er diese Personen etwas
länger unter seinerObhut behält,
damit wir in den Kantonen eine
nachhaltige Unterbringung mit
dem richtigen Betreuungssetting
vorbereiten können. Ein weite-
res Problem ist der Personal-
mangel, insbesondere der Man-
gel an qualifiziertem Personal.

Die Kantone haben
vomBund gefordert,
dass er sichwieder an den
Verteilschlüssel für Flüchtlinge
hält, damit die Lasten
gleichmässiger verteilt sind.
Nun beschweren sie sich,
weil der Bund Flüchtlinge
umplatziert hat.Wissen
die Kantone,was siewollen?

Die Kantone haben tatsächlich
die Rückkehr zumVerteilschlüs-
sel gefordert. Am Anfang hatte
man nicht darauf geachtet. Doch
dannwaren einige Ortemit sehr
vielen Flüchtlingen konfrontiert.
So konnte es nicht weitergehen.
Wir haben gemeinsam mit dem
Staatssekretariat für Migration
eine Lösung gefunden, wie wir
zumVerteilschlüssel zurückkeh-
ren – aber mit einer gewissen
Flexibilität. Wir möchten nicht
Menschen umplatzieren, die sich
bereits länger gut eingelebt und
vielleicht die Kinder eingeschult
haben. Bei Härtefällen können
Ausnahmen gemacht werden,
sofern der Kanton zustimmt.

Die Kantone können sich –wie
schon in der Pandemie – nicht
auf einheitliche Lösungen
einigen. So ist es zumBeispiel
bisher nicht gelungen, die
Ansätze derAsylsozialhilfe zu
harmonisieren.
Die Ansätze sind heute unter-
schiedlich, das stimmt. Bundes-
gesetzlich verankert ist, dass die
Asylsozialhilfe tiefer sein muss
als die Sozialhilfe für Inländerin-
nen und Inländer.Wie viel tiefer,
ist allerdings nicht festgelegt.
Bisher gibt es dazu auch keine
Empfehlungen, da das politisch
nicht gewünscht ist.Aber die ak-
tuelle Krise bringt dasThema ans
Licht.

Strebt die Sozialdirektorinnen-
konferenz eine
Harmonisierung an?
Wir haben an der Plenarver-
sammlung beschlossen, dasswir
eine Auslegeordnung machen.
Beim Grundbedarf gibt es gros-
se Unterschiede, aber das ist
nicht die ganze Wahrheit. Denn
die Kantone bezahlen unter-
schiedliche Dinge separat,man-
che zum Beispiel Kleidergeld.
Dazu wollen wir uns nun einen

Überblick verschaffen.Wie es da-
nachweitergeht,werdenwir se-
hen. Es handelt sich um ein heik-
les Thema. Wegen der Ukraine-
Flüchtlinge wird nun darüber
gesprochen.Vorher, als es umSy-
rer undAfghanen ging, ist es nie-
mandem aufgefallen.

Ukraine-Flüchtlingemit Status
S erhalten gleich viel Sozialhilfe
wie vorläufig Aufgenommene.
Plötzlich sorgt die Knausrigkeit
für Empörung. Findet gerade
ein Umdenken statt?
Die Krise hat jedenfalls dazu ge-
führt, dass es zum Thema wird.
Diese Sensibilisierung könnte al-
lenfalls zu Änderungen führen,
wenn auch auf längere Sicht.

Doch der Bundesratwill die
Sozialhilfe fürweitere Perso-
nengruppen kürzen.Alle Nicht-
EU-Bürger sollen die ersten
drei Jahre nach Erhalt der
Aufenthaltsbewilligung einen
reduzierten Betrag erhalten.
Davonwären auch anerkannte
Flüchtlinge betroffen.Was sagt
die SODKdazu?
Die SODK stellte sich in der Ver-
nehmlassung klar dagegen.

Schon nur deshalb, weil die So-
zialhilfe in der Kompetenz der
Kantone liegt.Ausserdemwürde
es zuweiteren Ungleichbehand-
lungen führen und den Zielen
der Integrationsagenda zuwider-
laufen.

Der Bund zahlt den Kantonen
pro Flüchtling undMonat
1500 Franken. Die Flüchtlinge
erhalten aber nur einen Bruch-
teil davon – zwischen 290 und
700 Franken. Fliesst der Rest in
die Taschen der Kantone?
Nein,natürlich nicht.Damitmüs-
sen auch Dinge wie Miete und
Krankenkassenprämie sowie die
Betreuung derMenschen bezahlt
werden. Die Kantone müssen
ausserdem Personen einstellen.
Auch das kostet. Im Kanton Jura
deckt der Betrag des Bundes
80 Prozent der Kosten ab.

DieAsylsozialhilfemuss
reichen für Lebensmittel,
Hygieneartikel und Kleidung.
Inmanchen Kantonen bedeutet
das, dass für eine Hauptmahl-
zeit pro Personweniger als drei
Franken zurVerfügung stehen.
Ist das nicht viel zuwenig?
Es ist tatsächlich sehr wenig. Als
Sozialdemokratin störtmich das.
Aber es ist Teil der Asylpolitik.
Man müsste vielleicht auch über
den Status der vorläufigen Auf-
nahmenachdenken.DerBundes-
rat hat vor einiger Zeit Varianten
für eine Reformaufgezeigt.Doch
im Parlament fand sich keine
Mehrheit dafür. Der SODK-Vor-
stand hätte eine Reform befür-
wortet – und hofft nun, dass die
Diskussionwiederaufgenommen
wird. Das haben wir an der Ple-
narversammlung so besprochen.

Sind sich die Kantone in dieser
Frage einig?
Es handelt sich erst um eine Prü-
fung: Es geht darum, Alternati-
ven zu prüfen. Die vorläufige
Aufnahme steht auch im Zusam-
menhang mit dem Status S.Wir
haben darüber diskutiert,wie es
weitergehen soll, ob dieser Sta-
tus nach einem Jahr aufgehoben
werden soll oder nicht. Die Kan-
tonemöchten, dass auch dies ge-
prüftwird. Dennmit dem Status
S gibt es Ungleichbehandlungen
zwischen Geflüchteten verschie-
denerHerkunft.Auf längere Sicht
wollen wir das nicht.

Wasgeschieht,wennderStatus S
nach einem Jahrnichtverlängert
wird?
Entwederverlassen die Personen
mit Status S die Schweiz, oder sie
kommen ins normale Asylver-
fahren, müssen also ein Asylge-
such stellen, das individuell ge-
prüft wird. Die meisten würden
danach wohl vorläufig aufge-
nommen. Das würde die Behör-
den stark beanspruchen, die Fol-
ge wäre ein grosser Pendenzen-
berg. Es hätte anderseits zum
Vorteil, dass die Personen dann
das reguläre Integrationspro-
grammdurchlaufenwürden, die
Kantone erhielten eine Integra-
tionspauschale. Der Schutzsta-
tus S ist ein noch instabilerer Sta-
tus als die vorläufige Aufnahme,
da er aufmaximal fünf Jahre be-
grenzt und rückkehrorientiert
ist. Da fällt es denMenschen na-
türlich sehr schwer, hier Fuss zu
fassen.Wirmöchten das zusam-
men mit dem Bund anschauen.

«Gastfamilien helfen in der Not»
Flucht vor dem Krieg Viele Ukraine-Flüchtlinge sind bei Privaten untergekommen. Doch Nathalie Barthoulot,
die Präsidentin der Sozialdirektorinnenkonferenz, sieht sie längerfristig eher in Containerdörfern.

Macht sich Sorgen um Flüchtlinge mit besonderen Bedürfnissen: Nathalie Barthoulot. Foto: Christian Jaeggi

Regierungsrätin
im Kanton Jura

Nathalie Barthoulot wurde 2016
für die SP in die Regierung des
Kantons Jura gewählt. Seit 2020
ist sie auch Präsidentin der
Konferenz der kantonalen Sozial-
direktorinnen und -direktoren
(SODK). In dieser Rolle ist die
54-Jährige die Stimme der Kantone
zur Ukraine-Flüchtlingskrise. (wal)
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Region
Freitag, 13. Mai 2022

Es sind elf Zeichnungen. Sie alle
sprechen Bände über Kinder-
träume.Die 4-jährige Rimaswill
an einem sicheren Ort spielen,
die 13-jährigeMaissadAstronau-
tin werden, und der 10-jährige
Walidmöchte einfachmal Fuss-
ballstar Cristiano Ronaldo zum
Kicken treffen. So einfach wird
das nicht, denn die drei haben
ihre Wünsche im jordanischen
Flüchtlingslager Za’atari zu Pa-
pier gebracht oder in einemThe-
rapiezentrum in Amman, der
Hauptstadt Jordaniens. Sie sind
Flüchtlinge. Ihre Zukunft ist un-
angenehm offen. Darauf fokus-
siert die Ausstellung «Nach vor-
ne blicken» im Foyer des Kolle-
gienhauses der Uni Basel.

Einer derAusstellungsmacher
ist Andreas Schuler von der Bas-
ler Nichtregierungsorganisation
Together Human. Er sagt: «Es
geht uns umAufmerksamkeit für
diese Kinder und darum, dass
man im Rahmen des Möglichen
tätigwird.Handeln ist dringend.»

Viele sind traumatisiert
Das Patronat für dieAusstellung
übernommen hat die Baselbie-
ter Nationalrätin Samira Marti
(SP). «Vor allemwennman noch
die Geschichte dieser Kinder
hört, macht es einen betroffen»,
sagt Marti, «dabei würde es we-
nig brauchen, um ihre Situation
zu verbessern. Die internationa-
le Staatengemeinschaft könnte
mehr leisten.» Das Patronat habe
sie übernommen, weil sie die
Menschen ins Zentrum der De-
batte um Migrations- und Asyl-
politik stellen wolle. «Man ver-
gisst schnell, dass hinter jeder
Zahl eine Biografie, ein Schick-
sal, ein Mensch steht.»

Together Human kümmert
sich um Flüchtlinge im und aus
demNahen Osten. Rashid Abed,
Präsident derOrganisation, sagt,
die Problematik sei auch im Fall
der ukrainischen Flüchtlinge kei-

ne andere. «Was die Zwangssi-
tuation einer Flucht mit einem
Kind macht, ist sehr individuell,
allerdings sind viele vom Krieg
schwersttraumatisiert», soAbed.
Oft auch von den Umständen,
unter denen sie leiden. Rashid
Abed erzählt von Kindern, die in
Flüchtlingslagern geboren wur-
den und deshalb diese einzige
Realität kennen. Er sagt: «Wir fo-
kussierenmit dieserAusstellung
stark auf die psychosoziale Ver-
fassung der Kinder.»

Zurzeit sei es für Kinder aus
dem Nahen Osten, die in der
Schweiz Zuflucht gefunden ha-

ben, schwierig, zu sehen, dass sie
nicht dieselbe Zuwendung er-
hieltenwie die geflüchteten Kin-
der aus derUkraine. «Nur schon
die Möglichkeit, sich mal ein Eis
zu leisten oder denselben Zu-
gang zu Bildung zu erhalten,
würden sie schätzen», meint
Abed.

Reiche Staaten in der Pflicht
Auch in der Schweiz litten gewis-
se Flüchtlingskinder unter pre-
kären Situationen, so Samira
Marti. Abgewiesene Familien
müssten in den meisten Kanto-
nen in abgelegenen Kollektivun-

terkünften leben. Die damit ver-
bundene soziale Isolation sei be-
sonders für Kinder belastend.

Samira Marti wünscht sich,
dass reiche Staaten die Ungleich-
heit sowie die Ausbeutung des
globalen Südens bekämpfen.Wo
es zu Konflikten komme, solle
Diplomatie «wirken». Den ver-
letzlichsten Flüchtlingen, den
Kindern, sollten gefährliche
Fluchtwege erspart bleiben, in-
dem sie direkt in einem anderen
Land aufgenommenwürden. «In
Flüchtlingscamps fehlt es an Bil-
dung, Chancen und Zukunfts-
perspektiven.»

Rashid Abed rief den Verein ins
Leben, weil er schockiert darü-
ber war, dass Kinder auf der
Flucht erfroren.Daswar imWin-
ter 2013/14.Vor zwei Jahrenwur-
de derVerein neu aufgestellt und
nennt sich seither Together Hu-
man. Im Zentrum stehen heute
langfristige Projekte in den Be-
reichen Bildung undGesundheit.

Daniel Aenishänslin

Ausstellung bis 3. Juni 2022,
Mo–Fr 7–20.30 Uhr, Foyer Kolle­
gienhaus Uni Basel, Petersplatz 1.
www.togetherhuman.org

Kinderträume aus dem Flüchtlingslager
Migration Auf die Lebensumstände von Flüchtlingskindern macht eine kleine Ausstellung aufmerksam.

Nationalrätin Samira Marti und Rashid Abed, Präsident von Together Human in der Ausstellung «Nach vorne blicken». Foto: Pino Covino
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Hunderte Studierende aus der
Ukraine hatten sich noch im
April an derUniversität Basel für
einen Studienplatz beworben.
Knapp zwei Monate später zeigt
sich: Viele Gesuche wurden
entweder zurückgezogen oder
konnten nicht bewilligt werden.
Erst einigewenige Personen aus
der Ukraine haben bisher eine
Zulassung für das kommende
Semester erhalten – eine Dokto-
randin, eine Master-Studentin
sowie eine Bachelor-Studentin,
wie Matthias Geering, Sprecher
der Universität Basel, auf An
frage erklärt.

Die anfangs grosse Anzahl an
Gesuchen ist insofern nicht er-
staunlich, als Hochschulen in der
Ukraine seit Jahren einen regen
Zulauf verspüren. Das liegt un-
ter anderem daran, dass viele
Arbeitgeber auch für einfachere
Tätigkeiten Hochschulabschlüs-
se fordern, wie in einem Bericht
des Deutschen Akademischen
Austauschdienstes über das uk-

rainische Bildungssystem steht.
Bis zu 80 Prozent eines jeweili-
gen Jahrgangs beginnen dem-
nach ein Studium, rund die Hälf-
te davon bekommt vom Staat
gebührenfreie Studienplätze zur
Verfügung gestellt. Die Gründe
für die hohe Quote liegen laut
dem Bericht einerseits in man-
gelndenAusbildungsalternativen,
andererseits aber auch amman-
gelnden Prestige der beruflichen
Ausbildung.

Fehlende Deutschkenntnisse
stellen eine grosse Hürde dar
Entsprechend gross ist die An-
zahl Hochschulen in der Ukrai-
ne, von denen allerdings längst
nicht alle dieAnforderungenvon
deutschen oder SchweizerHoch-
schulen erfüllen. Viele seien
chronisch unterfinanziert, steht
im Bericht vom vergangenen
Jahr. Das spiegelt sich etwa bei
der Infrastruktur und den Löh-
nen von Lehrpersonal wider.
Studieren im Ausland ist unter

ukrainischen Studierenden des-
halb sehr beliebt.

Um in der Schweiz zugelassen
zu werden, müssen die Studen-
tinnen an einer anerkannten
universitärenHochschule imma-
trikuliert sein. Sie dürfen sich
nur für ihre bisherige Studien-
richtung und -stufe einschrei-
ben. Die Zulassung ist auf maxi-
mal drei Semester begrenzt.
Gaststudierende sind darüber
hinaus nicht berechtigt, akade-
mische Abschlüsse an der Uni-
versität Basel zu erwerben. Per-
sonen mit Schutzstatus S müs-
sen an der Uni Basel aber keine
Anmelde- oder Semestergebüh-
ren bezahlen.

Viele Flüchtlinge, vermutet
Geering, hätten ihre Gesuche be-
reits vor der Flucht an mehrere
Universitäten in Europa ver-
sandt, um damit ihre verschie-
denenMöglichkeiten auszuloten.
Bevorzugt würden verständli-
cherweise Unis, an denen die
Sprachbarriere möglichst klein

sei. Das Fehlen von Deutsch-
kenntnissen, die insbesondere
fürPrüfungen undwissenschaft-
liche Arbeiten im Bachelor-
Studium nötig sind, stellt eine
grosse Hürde für das Gaststudi-
um dar. Einen Nachweis für
Deutschkenntnisse müsse man
für die Zulassung zwar nicht
erbringen, sagt Geering. «Aber
wenn die Ukrainerinnen auf-
grund fehlender Sprachkennt-
nisse die Prüfungen nicht beste-
hen, lohnt sich deren Aufwand
nicht.»

Die niedrige Aufnahmequote
in Basel erklärt sich Geering aber
auch mit den unterschiedlichen
Bildungssystemen inderSchweiz
und der Ukraine. «Wir stellen
fest, dass vielen Studentinnen
aus der Ukraine noch gewisses
Fachwissen fehlt, das sie zum
Studium in der Schweiz benöti-
gen.» Der Grund: Die Matur er-
reichen ukrainische Jugendliche
bereits nach elf Schuljahren. In
der Schweiz braucht es zwei

Jahre mehr. «Diese zwei Jahre
Ausbildung fehlenmanchen Stu-
dentinnen und müssten nach
geholt werden, bevor sie an der
Universität studieren können»,
so Geering.

Besser aufgehoben
in einer Fachhochschule
Insgesamt habe sich gezeigt,
dass es unter den ukrainischen
Flüchtlingen sehrwenige Perso-
nen gebe, deren Profil ein Stu-
dium an der Uni Basel erlaube,
sagt Geering. «In der Beratung
haben wir viele Antragstellende
darauf hingewiesen, dass sie
auch aufgrund ihres Studien-
fachs besser in einer Fachhoch-
schule aufgehoben sind als an
der Universität.»

Tatsächlich hat die Fachhoch-
schuleNordwestschweiz (FHNW)
deutlich mehr Studentinnen
zugelassen als die Universität
Basel. Sie verlangt für die Auf-
nahme grundsätzlich einen Be-
rufsmittelschulabschluss – nebst

der Matura also auch Berufs
erfahrung. Hinzu kommen die
spezifischenAufnahmekriterien
des jeweiligen Studiengangs. Bei
technisch oder international ge-
prägten Studien seien die Hür-
den zum Einstieg deutlich tiefer
als bei solchen, wo die sprachli-
che Ausdrucksfähigkeit wichtig
sei, sagt Dominik Lehmann,
Leiter Kommunikation bei der
FHNW.

Von den mehr als 300 Anfra-
gen hätten an der FHNW bisher
29 Studierende die Anforderun-
gen erfüllt und ihr Studium be-
reits gestartet, so Lehmann. 20
davon studieren an der Hoch-
schule für Gestaltung und Kunst
(HGK) in Basel, die Anfang März
die gezielte Förderung von ge-
flüchteten Studierenden lanciert
hatte.Unter anderemwerden die
Studentinnen aus der Ukraine
von der Laurenz-Stiftung mit
Stipendien unterstützt.

Sebastian Schanzer

Uni Basel ist zurückhaltend bei der Zulassung ukrainischer Studentinnen
Zugang zu Gaststudium Trotz anfänglicher Flut von Gesuchen sind bisher erst zwei Studentinnen aus der Ukraine
an der Universität Basel für ein Gaststudium zugelassen worden. Warum so wenig?
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So viele Menschenmit Schutzstatus S leben in den beiden Basel

Quelle: Kantone BL, BS/Grafik: let

Riehen
168 Geflüchtete
Verteilung auf Unterkünfte
Gastfamilie: 140
Kanton: 28

8 Aufgenommene pro
1000 Einwohner

Basel
1393 Geflüchtete
Verteilung auf Unterkünfte
Gastfamilie: 1108
Kanton: 285

8 Aufgenommene pro
1000 Einwohner

Sissach
48 Geflüchtete
Verteilung auf Unterkünfte
Gastfamilie: 39
Gemeinde: 6
Kollektiv: 3
7 Aufgenommene pro
1000 Einwohner

Laufen
45 Geflüchtete
Verteilung auf Unterkünfte
Gastfamilie: 36
Gemeinde: 9
Kollektiv: 0
8 Aufgenommene pro
1000 Einwohner

Binningen
139 Geflüchtete
Verteilung auf Unterkünfte
Gastfamilie: 102
Gemeinde: 37
Kollektiv: 0
9 Aufgenommene pro
1000 Einwohner

Liestal
84 Geflüchtete
Verteilung auf Unterkünfte
Gastfamilie: 59
Gemeinde: 25
Kollektiv: 0
6 Aufgenommene pro
1000 Einwohner

So verteilen sich die Ukraine-Flüchtlinge
Über 3500Menschen haben die beiden Basel schon aufgenommen.Die bz zeigt, wo sie leben – undwelche elf Gemeinden abseitsstehen.

Michael Nittnaus

Dreieinhalb Monate wütet der
Krieg inderUkrainenunbereits.
MittlerweilehatdieSchweizüber
50000 Flüchtlinge aufgenom-
menund ihnendenSchutzstatus
Sverliehen,dankdemsievorläu-
fig hier leben und arbeiten dür-
fen. Der Bund teilt sie den Kan-
tonen zu, dies in Abhängigkeit
zurEinwohnerzahl. InderTheo-
rie bedeutet das, dass Basel-
Stadt 2,2 Prozent oder derzeit
1100 aller Ukraine-Flüchtlinge
aufnehmenmussundBaselland
3,4Prozent oder 1700.

InderPraxis hatBasel-Stadt
aber Stand 1.Juni bereits 1566
Schutzsuchendeaufgenommen
und Baselland etwa 2000, wie
dieKantoneaufAnfragemittei-
len. Fabian Dinkel, Leiter des
Baselbieter Sozialamts, hat da-
für eineErklärung:«DieSolida-
rität scheint gerade in der An-
fangsphase des Kriegs in den
beiden Basel besonders gross
gewesen zu sein. Im schweiz-
weiten Vergleich wurden hier
überproportional viele Flücht-
linge von Gastfamilien aufge-
nommen.» Diese privaten

Unterbringungen konnten vom
Bund kaum gesteuert werden.
In Basel-Stadt machen sie satte
80Prozent aus, imBaselbiet im-
merhin etwa 70 Prozent.

Gegenüber der bz legen bei-
de Kantone offen, in welchen
Gemeinden wie viele Personen
mitSchutzstatusSbeiGastfami-
lien untergebracht sind undwie
viele in einer Gemeindeunter-
kunft respektive in Basel-Stadt
in kantonalen Strukturen. Am

Beispiel der sechs Gemeinden
Basel, Riehen, Liestal, Binnin-
gen, Laufen und Sissach ist er-
kennbar, wie stark die Kantone
vonderHilfsbereitschaft vonFa-
milien, die ukrainische Flücht-
linge aufnehmen, profitieren
(siehe Kästchen unten oder on-
line für sämtlicheGemeinden).

OhneGastfamilienwären
beideBasel aufgeschmissen
DochdiesesSystemist fragil,wie
Dinkel weiss: «Als Staat dürfen
wir nicht auf die Solidarität Pri-
vaterbauen.Dochumgekehrt ist
es auch nicht die Aufgabe des
Staats, privates Engagement ak-
tiv zu unterbinden.» Erst Mitte
Mai teilte Baselland mit, dass
Gastfamilien vermehrt an ihre
GrenzenstossenundAufgenom-
mene teils auchwieder abgeben
würden. Dass aktuell täglich
«nurnoch»fünfbiszehnFlücht-
linge inGastfamilien unterkom-
men–zuBeginndesKriegeswa-
renes50– liegt aberauchdaran,
dass der Bundmomentanweni-
ger an die beiden Basel zuweist,
damit die Verteilung unter den
Kantonen ausgeglichenerwird.
Problematisch würde es, wollte

eine ganze Welle an Gastfami-
lien gleichzeitig ihre Gäste an
die Gemeinden abgeben. Denn
den inBasellandwieBasel-Stadt
je 1300 privat Untergebrachten
stehen aktuell bloss etwa 300
(BL) respektive 380 (BS) freie
Plätze inkommunalenoderkan-
tonalen Strukturen gegenüber,
wie Dinkel und die Basler Asyl-
koordinatorinRenataGäumann
festhalten. Letztere verweist
zwar darauf, dass Basel auch
noch Wohncontainer für 600
Plätzekaufenwird, dennochbe-
steht eineDiskrepanz.

UmeinnotfallmässigesAus-
weichen aufMassenunterkünf-
te wie Zivilschutzanlagen zu
vermeiden, sinddieBaselbieter
Gemeinden aufgerufen, weite-
re Unterkünfte zu schaffen.
Ende April erhöhte der Kanton
die Zahl der von den Gemein-
den bereitzustellenden Asyl-
plätze von 1,4 auf 2,6 Prozent
der Bevölkerung (Asylquote).
DieserWert orientiert sich zwar
daran,wie viele Flüchtlingeder
Bund bis Ende Jahr erwartet,
doch einPapiertiger ist er nicht,
wieDinkel betont.Dennoch er-
füllen nur sieben Gemeinden

dieAsylquote.Auchbei derVer-
teilungderukrainischenFlücht-
linge sinddieUnterschiede zwi-
schen den Gemeinden gross
(siehe Karte). Dass Basel und
dieAgglomeration in absoluten
Zahlen obenausschwingen,
überrascht nicht. Setzt man es
ins Verhältnis pro 1000 Ein-
wohner, hängenkleineGemein-
den wie Hemmiken (27 auf

1000), Dittingen (22) oder Ro-
thenfluh (19) die grossen aber
deutlich ab.

NichtalleGemeindenohne
Flüchtlingedrückensich
Elf Gemeinden beherbergen
Stand1.Juni allerdingsgar keine
Personen mit Schutzstatus S,
auch nicht in Gastfamilien. Sie
alle befinden sich – ausser Rog-
genburg – in den BezirkenWal-
denburg und Sissach. Dinkel
weist darauf hin, dass es auch
sein könne, dass einige von ih-
nendemKantonPlätze angebo-
tenhaben,dieseabernochnicht
genutzt wurden.

Dies trifft etwa auf Eptingen
zu, wie eine Nachfrage bei Ge-
meindepräsidentin Mélanie
Wusslerzeigt:«Gemeindeeigene
Unterkünftekönnenwirwirklich
keine bieten – ausser der Zivil-
schutzanlage.» Doch drei Gast-
familien hätten sie dem Kanton
schon lange gemeldet und seit-
hernichtsmehrgehört.Wusslers
Botschaft ist klar:«Wennwirge-
brauchtwerden,sindwirbereit.»

Mehrere interaktive Karten
finden Sie auf unserer Website.

«AlsStaat
dürfenwir
nicht aufdie
Solidarität
Privater
bauen.»

FabianDinkel
Leiter Sozialamt Baselland

«Wennwir
gebraucht
werden, sind
wirbereit.»

MélanieWussler
Gemeindepräsidentin Eptingen

bz – Zeitung für die Region Basel
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Thomas Dähler

Gastfamilien von Geflüchteten
aus der Ukraine erhalten im Ba-
selbiet ab 1. Juli monatliche Ent-
schädigungen von 220 Franken
für eine Person, von 150 Franken
für die zweite oder dritte Person
und von 670 Franken insgesamt
für vier und mehr Personen. Die
Kantonsregierung hat dieVerord-
nung verabschiedet, nach der
Gastfamilien künftig entschädigt
werden.

AufWunsch derMehrheit der
Gemeinden hat die Regierung je-
doch die Pauschalen für die zu-
rückliegenden vier Monate ge-
kürzt. Ursprünglich hatte die Re-
gierung geplant, den Anspruch
auf die monatlichen Entschädi-
gungen unverändert auch rück-
wirkend zu gewähren. Mit dem
Verzicht auf die volle rückwir-
kendeAuszahlung ersparen sich
die Baselbieter Gemeinden Kos-
ten von schätzungsweise einer
halben Million Franken.

Gemeindenwerden geschont
Streitpunkt imVernehmlassungs-
verfahren war die bisher den Ge-
flüchteten ausbezahlte Pauschale
vonmonatlich 100 Franken fürdie
Wohnnebenkosten. Die jetzt re-
duzierten Pauschalen für die zu-
rückliegende Aufenthaltszeit be-
rücksichtigen, dass bis heute die
Sozialhilfe der Flüchtlinge um
diese Wohnnebenkosten-Pau-
schale von 100 Franken aufgewer-
tet wurde, unabhängig davon, ob
die Gäste aus der Ukraine diese
Pauschale für eigene Bedürfnisse
aufgewendet oder–wohl eher sel-
ten – an die Gastgeber weiterge-
geben haben. Die jetzt für März
bis Juni angeordneten reduzier-
ten Pauschalen ersparen den Ge-
meinden die paralleleAuszahlung
sowohl dervollen Entschädigung
an die Gastgeber als auch des

Wohnnebenkosten-Zuschlags an
die Flüchtlinge. Letztererwird per
1. Juli abgeschafft.

Die reduzierten Pauschalen
belaufen sich auf monatlich
100 Franken pro Person oder
400 Franken maximal pro auf-
genommene Gruppe. Sie sorgt
dafür, dass die Unterbringung in
den ersten vier Monaten die
Gemeinden nicht teurer zu ste-
hen kommt als ab kommendem
1. Juli. Leidtragende sind die

Gastfamilien, die den Geflüchte-
ten die 100 Franken für die
Wohnnebenkosten nicht abge-
knöpft haben.

«Nachhaltige» Aufnahme
Dass es fürGastfamilien schwie-
rig ist, Flüchtlinge aus derUkra-
ine über längere Zeit zu beher-
bergen, ist unterdessen hinläng-
lich bekannt. ZumAnspruch auf
eine finanzielle Honorierung der
Gastfreundschaft schreibt die

Baselbieter Regierung in ihrem
Communiqué aber ausdrücklich,
dass es mit der Entschädigung
auch darum gehe, «die Aufnah-
me bei Privaten nachhaltiger zu
gestalten». Gastfamilien, bei de-
nen die Flüchtlinge zum Zeit-
punkt des Entschädigungsge-
suchs bereitswieder ausgezogen
sind, gehen leer aus.

Die Revision der Asylverord-
nung beschränkt sich nicht auf
den gegenwärtigen Schutzstatus S

der Flüchtlinge aus der Ukraine –
hat also auch Bestand, wenn der
Bund die Aufnahmeregelung al-
lenfalls ändert. Voraussetzungen
dafür, Flüchtlinge in einer Privat-
unterkunft aufzunehmen, ist eine
angemessene Unterbringung.
Dazu gehören nicht nur einMin-
destmass an Privatsphäre und
ein Zugang zu Bad und Küche.
Dazu gehört auch der Wille, die
Gäste dauerhaft aufzunehmen,
«im Idealfall zwischen drei und

sechs Monaten». Voraussetzung
für Gastgeber sind zudem ein
einwandfreier Leumund und kei-
ne Verwandtschaft mit den Auf-
genommenen. Rund 70 Prozent
der 2050 im Baselbiet lebenden
Ukraine-Flüchtlinge sind privat
untergebracht.

Mit der Verordnungsrevision
erfüllt die Regierung ein Hand-
lungspostulat von Landrätin Ca-
rolineMall (SVP).Dieseswarvom
Parlament am 24.März ohne Ge-
genstimme überwiesenworden.
Mit dem Vorstoss hatte das Par-
lament die Regierung eingela-
den, die finanzielle Unterstüt-
zung bis Ende April zu regeln.
Das ist jetzt gelungen.

Kein einheitliches Vorgehen
Mall hatte damals im Rat an die
Gemeinden appelliert, sich nicht
querzustellen, denn von den
Gastfamilien würden die Ge-
meinden nurprofitieren. Inmeh-
reren Gemeinden stand damals
nur eine ungenügende Zahl an
Unterkünften zur Verfügung.

DieUnterbringungderFlücht-
linge ist ausschliesslich Sache
der Gemeinden. Der Kanton hat
diese über die vom Regierungs-
rat beschlossene Verordnungs-
revision orientiert. Nach Aus-
kunft des kantonalen Sozialamts
informieren die Gemeinden die
Gastfamilien mit einem Schrei-
ben. Der Ablauf der Entschädi-
gung, vom Antrag bis zur Aus-
zahlung, variiert in den 86 Ge-
meinden des Baselbiets.

Der Bund entrichtet pro
Flüchtling einen Beitrag von 1500
Franken, den der Kanton jeweils
an die entsprechende Gemeinde
weiterleitet.Mit denMitteln,wel-
che die Sozialhilfe und die allfäl-
lige Entschädigung der Gastfa-
milien übersteigen, decken die
Gemeinden ihre eigenenAufwen-
dungen bei der Unterbringung.

Baselbieter Gemeinden knausern
bei der Entschädigung von Gastfamilien
Privatunterkunft von Geflüchteten Der Regierungsrat des Kantons Baselland hat beschlossen, ab 1. Juli Gastfamilien von Ukrainerinnen
und Ukrainern zu entschädigen. Für die Zeit zwischen März und Juni erhalten sie eine reduzierte Pauschale.

Zwei geflüchtete Ukrainerinnen in einer Privatunterkunft: Jetzt werden die Gastfamilien im Baselbiet bescheiden entschädigt. Foto: Lucia Hunziker

BaselStadt Land Region

«Berufstätige Mitglieder des
Grossen Rats haben häufig eine
Einbusse beim Sparkapital der
beruflichen Vorsorge»: So be-
ginnt LDP-Grossrat OlivierBatta-
glia seinen am 23. Juni einge-
reichten Anzug. Dies geschehe
wegen derReduktion beruflicher
Pensen und der damit verbunde-
nenMindereinnahmen.Durch die
jährlich rund 20’000 Franken Sit-
zungsgelder würden die Lücken
nicht gedeckt. Battaglia fordert
eine Kompensation durch den
Kanton, ähnlich derjenigen,wel-
che die Eidgenossenschaft den
Nationalratsmitgliedern zahle.

So soll künftig auch Basel-
Stadt einen Vorsorgebeitrag an
eine vom Ratsmitglied bezeich-
nete Vorsorgeeinrichtung über-
weisen. BattagliasVorstosswur-
de von 20 weiteren Ratsmitglie-
dern von links bis rechts
unterschrieben. Nun muss der
Regierungsrat dasAnliegen prü-
fen und darüber berichten.

FürdieÜberweisung andieRe-
gierung braucht es allerdings eine
Ratsmehrheit.Diese scheintmög-

lich. Es hätten auch 90 der 100
Ratsmitglieder den Vorstoss un-
terschrieben, wenn er sie gefragt
hätte, behauptet Battaglia. «Wir
sind einMilizparlament.Viele von
uns haben dadurch Einbussen.
Dadurch entstehen Löcher in den
Beiträgen der beruflichenVorsor-
ge.»Mit dem früheren Leistungs-
primat bei den Pensionskassen
sei das nicht der Fall gewesen.Da
war der letzte Lohn für die Rente
entscheidend. «Seit demWechsel
zumBeitragsprimat zählt aberdie
Gesamtheit der Beiträge über ein
Berufsleben,und dawirkt sich ein
Grossratsmandat in der Höhe ei-
nes 20-Prozent-Pensums ein-
schneidend aus.»

Schräg in der Landschaft
Die Situation hätte direkte Aus-
wirkungen auf das politische
Personal: «Die reduzierten Pen-
sen sindmitunter einArgument,
dass gewisse Leute ein Gross-
ratsmandat ablehnen.Die finan-
ziellen Einbussen sind zu gross.
Das soll sich ändern», sagt LDP-
Grossrat Battaglia.

DerVorstoss stösst auf bürgerli-
cher Seite auf Widerstand, ob-
wohl Bürgerliche ihn unterzeich-
net haben. «Das Mandat als
Grossrat ist ein Nebenamt und
keine berufliche Haupttätigkeit.
Darum ist es nicht nötig, dasswir
unsere eigenen Bezüge erhö-
hen», sagt etwa der ehemalige
FDP-Präsident und Grossrat
Luca Urgese. «In Zeiten, wo wir
darüber diskutieren, wie wir die
Bevölkerung wegen der Inflati-
onskosten finanziell entlasten
können, steht derVorstoss schräg
in der Landschaft.»

Grossrat PascalMesserli (SVP)
doppelt nach: «Wir sind die ein-
zige Berufsgruppe, die sich selbst
mehr Leistungen bewilligen
kann.Darum ist derVorstoss hei-
kel.» Messerli anerkennt aber,
dassman als Grossrat Einbussen
erleiden könne. «Ich werde dem
Vorstoss Battaglia aber trotzdem
nicht zustimmen. Im Milizsys-
temmussman eben auchAbstri-
che machen.»

Nicht alle hätten Anrecht auf
Unterstützung, entgegnet Batta-

glia: «Jemand, der 100 Prozent
arbeitet, zumBeispiel ein Staats-
angestellter, auch ein Pensionär,
hätte kein Anrecht auf den Bei-
trag.» Genau darum werde das
alles nicht funktionieren, findet
Luca Urgese: «Die Situation der

Mitglieder des Grossen Rats ist
individuell verschieden. Die ei-
nen finden eine Lösung mit ih-
rem Arbeitgeber, die anderen
nicht und müssen darum Pen-
sen reduzieren. Da eine einheit-
liche Lösung finden zu wollen,

geht nicht.» Sowieso führe der
staatliche Geldsegen nur in Rich-
tung Berufsparlament.

«Ich glaube nicht, dass es in
Richtung Berufspolitik geht, son-
dern darum,dass auch Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier,
die einen Beruf ausüben, keine
Einbusse erleiden», betont Edibe
Gölgeli (SP), die den Anzug mit-
unterzeichnet hat. «Ich denke,
dass damit unser Milizsystem
eher gestärktwürde.» Die Gefahr
bestehe, dass am Schluss nur
noch Pensionierte, Studierende
oder Selbstständige ein politi-
schesAmt ausüben.Derbeträcht-
lichen Belastung der Parlamen-
tarier müsse begegnet werden,
sagt auch LDP-Präsidentin Patri-
zia von Falkenstein. «Mit diesem
Vorstosswillman ja nicht einfach
die Bezüge erhöhen, sondern eine
Lücke in der zweiten Säule ver-
meiden.Dies ist gerade heute,wo
auch sehr viele Frauen im Parla-
ment sind, die oft Teilzeit arbei-
ten, ein sehrwichtiges Thema.»

Simon Erlanger
Mit einem Vorstoss in eigener Sache verlangen Basler Grossrätinnen
und Grossräte Geld für ihre berufliche Vorsorge. Foto: Florian Bärtschiger
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Baselplantauf Reserve
Zwischen Basel undRiehen könnte eine temporäreWohnsiedlung für ukrainische Flüchtlinge entstehen.

Maria-Elisa Schrade

«Seit Beginndes russischenAn-
griffskrieges vor über neun Mo-
naten sind 15,8 Millionen Men-
schenausderUkrainegeflüchtet,
72 000 beantragten bislang
Schutz in der Schweiz, davon le-
ben derzeit 1800 in Basel-
Stadt», erzählt Sozialhilfeleiter
Rudolf Illes bei einer Informa-
tionsveranstaltung für Anwoh-
nenderundumsBäumlihof-Are-
al, dieüber einegeplanteWohn-
modulsiedlung für ukrainische
Schutzsuchende aufklären soll.
Denn: Seit das russische Militär
gezielt zentrale Infrastruktur in
der Ukraine zerstört, um die Zi-
vilbevölkerung weiter unter
Druckzusetzen, rechnendieBe-
hörden spätestens seit Winter-
einbruch wieder mit stark stei-
gendenGeflüchtetenzahlen.

DiePowerpoint-Präsentation
ist dicht befüllt mit Zahlen und
Kalkulationen: So rechnet der
Bund angeblich verschiedene
Szenariendurch,nachdenendie
Schweiz imHöchstfall abKriegs-
beginn bis Juni 2023 insgesamt
138000Schutzsuchendeausder
Ukraineaufnehmenmuss.Basel-
Stadterhieltedementsprechend
bis kommenden Sommer we-
nigstens weitere 569 Zuweisun-
gen.TrittderExtremfall ein,wä-
ren es 1374.

ZwarverfügtBaselnochüber
genügend Platz für alle ukraini-
schenSchutzsuchenden,soIlles:
«EinTeilvon ihnen lebtnachwie
vor in kantonalen Liegenschaf-
tenoderGastfamilien,weitüber
die Hälfte hat inzwischen sogar
eineeigeneMietwohnunggefun-
den.» Auch für weitere 600 bis
700Schutzsuchendewärenaus-
reichend Unterbringungsmög-
lichkeiten vorhanden. Doch da-
nachwird es eng.

Basel-Stadtbereite sichauf
denErnstfall vor
WasdieZuhörendenetwasüber-
rascht: Damit künftig auch über
1000Schutzsuchendeangemes-
senuntergebrachtwerdenkönn-
ten, plant die Stadt bereits seit

Monaten mit dem negativsten
Szenario.DennderBauzusätzli-
cher Wohnmodulsiedlungen ist
langwierig und aufwendig, wie
dieausführlichenErläuterungen
der geladenen Stadtplane ver-
deutlichen sollen.

So hat das Baudepartement
eigenenAngaben zufolge in den
vergangenenMonaten24poten-
zielleStandorteevaluiert,darun-
ter mehrere Büroliegenschaften
der UBS in Grossbasel sowie di-
verse Industrie- und Grünflä-
chen.Doch als geeignet wurden
lediglich die Standorte Erlen-
mattplatz,RosentalMitte,Bäum-
lihof und Stettenfeld in Riehen
eingestuft.

Die Auswahlkriterien sind
durchaus komplex: Dabei spie-
len offenbar der Zugang zu Ka-
nalisation, Wasser und Strom
ebensoeineRollewiedieAnbin-
dung an Schulen, öffentlichen

Verkehr und Einkaufsmöglich-
keiten. EingeleaktesDokument
des Wirtschaftsdepartements,
dasplötzlich imPublikumzirku-
liert, zeigt ausserdem eine Viel-
zahl bau- und zonenrechtliche
Gesetzesgrundlagen auf, die im
Fall des Bäumlihof-Areals meh-
rereAusnahmebewilligungener-
fordernwürden.

DasArealermöglichteine
flexibleSiedlungsplanung
Attraktiv ist das Areal für die
Stadtplaner dennoch insbeson-
dere aufgrund seiner schieren
Grösse. Denn die 18000Quad-
ratmeter bieten viel Handlungs-
spielraum für verschiedene Ar-
tenvonWohnmodulen,darunter
auch solche, die kurzfristig ver-
fügbar sind, heisst es in dem
Papier.AsylkoordinatorinRena-
ta Gäumann sagte auch: «Es ist
nichtgeplant,gleichalleszubau-

en.DasgrosseArealunddiemo-
dulare Bauweise ermöglichen
unsmehrFlexibilität.»

BeauftragtmitdenWohnmo-
dulen ist das Architekturbüro
WaldnerPartner.ArchitektFrie-
der Braun will einfache Ein- bis
VierzimmerwohnungenausHolz
bauen und verspricht auch jede
Menge Grünflächen: «Das soll
keinen Silocharakter haben. Es
gibtvieleDurchgänge,Spiel-und
Sportflächen.»

ObdieSiedlungüberhaupt
gebautwird, istnochoffen
Bei den Anwohnenden im
Quartier kommen diese Pläne
insgesamt gut an. Eine junge
Frau sagt: «Ich hatte befürch-
tet, dass Sie hierContainer hin-
setzenwollen.DochdieseWoh-
nungen sehen vernünftig aus,
da können sich die Leute gut in-
tegrieren.» Die Anwesenden

belohnen ihre Worte mit Ap-
plaus.

Ob der Bedarf für eine sol-
che Siedlung besteht, be-
schliesst die Regierung voraus-
sichtlich bis Januar. Einfach zu
fällen ist diese Entscheidung
nicht, denn, auchwennderpro-
gnostizierteAnstiegbislangaus-
blieb, kannniemandmit Sicher-
heit vorhersagen, wie sich die
Geflüchtetenzahlen bis März
entwickeln werden. Sollte Ru-
dolf Illes Recht behalten, der
vom niedrigsten Szenario des
Bundesausgeht,werdendiePlä-
nenichtnötigwerden.Undselbst
wenn der Bedarf angemeldet
wird, bedeutet das noch lange
nicht, dass auch das Baugesuch
bewilligtwird.DochdieAnwoh-
nenden sind immerhin bereits
auf alleEventualitätenvorberei-
tetunddieRegierungistdieshof-
fentlich auch.

So sollen die temporären Wohnmodule für Schutzsuchende aus der Ukraine auf dem Bäumlihof-Areal aussehen. Bild: zVg

Hans-Martin Jermann

Der Zubringer Bachgraben-All-
schwil (Zuba) ist in vielerleiHin-
sicht ein spezielles Bauprojekt:
Die auf 395 Millionen Franken
veranschlagte neue Strasse soll
die Nordtangente mit dem
boomenden Wirtschaftsgebiet
Bachgraben verbinden. Kern-
stück ist – auf Boden des Kan-
tons Basel-Stadt – ein 1,35 Kilo-
meter langer, zweispuriger
Autotunnel. Laut einerAbsichts-
erklärung der Regierungen
beider Basel vom Januar 2021
würdederKantonBasellandden
neuenStrassentunnelbezahlen,
Basel-Stadt umgekehrt die
Erschliessung vomBachgraben
mit einemTram.

Dass sich der Basler Grosse
Rat folglich zwar zu den Ausga-

ben fürs Tram, nicht aber zum
StrassenprojektaufeigenemBo-
den äussern kann, sorgt in der
Stadt fürKopfschütteln.«Das ist
undemokratisch und verstösst
womöglich gar gegen mehrere
Gesetze des Kantons Basel-
Stadt», sagt Grünen-Co-Präsi-
dentin und Grossrätin Raffaela
Hanauer. Kritisch äussert sich
nun auch die Petitionskommis-
sion des Grossen Rates, welche
die Bittschrift zum «Monster-
bauprojektZuba»behandelthat.

Alles ineinemProjekt
zusammenfassen
So findet eine rot-grüne Mehr-
heit der Kommission, dass die
Erschliessung des Bachgraben-
gebiets – wie etwa die Finanzie-
rung der gemeinsamenUniver-
sität – eigentlich ein partner-

schaftliches Geschäft darstelle,
dieses aber nicht so deklariert
sei. Mit anderen Worten: Die
RegierungenbeiderBaselmüss-
tenStrassentunnel, Tramsowie
die ebenfalls geplante Velovor-
zugsroute in einem Projekt zu-
sammenfassen und in beiden
Parlamenten zur Abstimmung
vorlegen.

EinGesamtbeschlussmache
auch deshalb Sinn, weil damit
verhindert wird, dass nur die
Strasse realisiert wird und das
auf rund 120MillionenFranken
veranschlagteTramnicht.GAB-
Grossrätin Hanauer zeigt sich
erfreut: «Den Zuba in ein part-
nerschaftliches Geschäft zu
giessen, wäre ein gangbarer
Weg. Damit könnten wir in Ba-
sel-Stadtmitreden.»Sie könnte
sich aber auch vorstellen, für

Autotunnel, Tram und Velo-
route jeweils einzelneGeschäfte
vorzulegen – dies aber eben in
beidenKantonsparlamenten.

Mehrverkehrandernorts
kompensieren
Unabhängig vomVorgehenwill
Grünen-Co-PräsidentinHanau-
erwissen,wie vielMehrverkehr
geplant ist. Sie verweist auf
einen Paragrafen im Umwelt-
schutzgesetz,wonachderAuto-
verkehr innerhalb desKantons-
gebiets nicht zunehmen darf:
«Mit dem Zuba dürfte dieses
Ziel nicht erreichbar sein», sagt
Hanauer.Es sei denn,derMehr-
verkehr durch die neue Strasse
würdeandernorts kompensiert.

EinebürgerlicheMinderheit
derKommissionhält es indes für
effizienter, wenn, wie von den

Regierungen beabsichtigt, je-
weils ein Kanton für ein be-
stimmtes Teilprojekt verant-
wortlich ist.«Das ist einpragma-
tisches Vorgehen», sagt Mitte-
GrossrätinAndreaStrahm.Auch
betont diese Minderheit, dass
für den Zuba wie für alle ande-
renBauprojektedieGesetzedes
Kantons gelten und dieser das
ordentlicheBaubewilligungsver-
fahrendurchlaufenmuss.Unab-
hängig von der Kostenbeteili-
gung desKantons.

«Für mich steht im Vorder-
grund, dass der Westen Basels
vom heutigen Durchgangs-
verkehr entlastet wird», sagt
Strahm.ÄhnlichwiederBauder
Nordtangente fürs St. Johann
könnte der Zuba zur Verkehrs-
beruhigungundAufwertungder
Quartiere beitragen.

bz – Zeitung für die Region Basel



14

Dienstag, 27. Dezember 2022

Basler Asyl für Kunst aus der Ukraine
DasKunstmuseumBasel präsentiert Gemälde aus der KiewerGemäldegalerie, die hier Schutz vor der Vernichtung gefunden haben.

Dominique Spirgi

Kliment Redko, Oleksandr
Schewtschenko, Wolodymyr
Borowykowsky: Das sind Na-
men von Künstlern, die hierzu-
lande wohl nur wenigen Fach-
leuten geläufig sind. Der Name
Ilja Repin dürfte da schon eher
bekanntklingen, auchwenndie-
ser Künstler, der von 1844 bis
1930vor allem inSt. Petersburg
gelebtundgearbeitethatte, stets
voll und ganz als Repräsentant
russischer oder sowjetischer
Kunst präsentiert wurde.

DerNameIljaRepin ist Sinn-
bild für eine brutale Neben-
erscheinung des Kriegs in der
Ukraine. Schon im Zarenreich
wurde die Eigenständigkeit der
ukrainischen Kultur und Kunst
bekämpft und als nationalisti-
scher Teil ins grosse Russland
einverleibt.Dabei verstand sich
derKosakeRepin selber stets als

Ukrainer. Sein künstlerischer
BlickaufdenvonArmutundvon
kriegerischen Ereignissen ge-
prägten Alltag im Zarenreich
warvonKritik geprägt,während
er Landschaften aus der Ukrai-
ne in poetischer Schönheit ab-
bildete.

49 Gemälde dieser Künstlerin-
nenundKünstler ausderKiewer
Gemäldegalerie sind nun in
einer Ausstellung imKunstmu-
seumBasel zu sehen. Ihnen ge-
mein ist der Umstand, dass sie
ukrainische Wurzeln haben,
also«Born in theUkraine»sind,

wie der Titel der Schau lautet.
Stilistisch decken die Gemälde
ausdem18. bis 20. Jahrhundert
eine breite Palette ab. Sie rei-
chen von neoklassizistischen
Porträts im französischen Stil
über realistische Genrebilder
und Historienmalereien bis zu
expressionistischen und im-
pressionistischen Landschafts-
bildern.

Dass dieseWerke nun in Ba-
selgezeigtwerden, isteineFolge
desKriegs. ImvergangenenMärz
sind Vertreterinnen und Vertre-
ter der Kiewer Gemäldegalerie
mit der Bitte an das Basler Mu-
seum gelangt, Werken aus der
Sammlung Asyl zu gewähren,
weil vor Ort nicht ausreichend
Schutzräumevorhanden seien.

Dass dies keine leere Bitte
ist, konntedieukrainischeGast-
kuratorin Oksana Pidsukha am
MedienrundgangdurchdieAus-
stellungaugenscheinlichbewei-

sen: Sie zeigte auf einem iPad
ein Foto der hundertjährigen
Gemäldegalerie, die bei einem
Bombenangriff starke Schäden
davongetragen hat.

EinHerzensanliegen
vonJosefHelfenstein
Mit der Bitte rannten die ukrai-
nischenMuseumsleutebei ihren
Basler Kolleginnen und Kolle-
gen offene Türen ein. Kunst-
museumsdirektor JosefHelfens-
tein sprachvoneinemHerzens-
anliegen. Man habe im Basler
Haus lange diskutiert, wie man
den Kolleginnen und Kollegen
aus der Ukraine helfen könne.
SowardieAnfrage, dieüberdas
Musée Rath in Genf erfolgte,
sehr willkommen. Das Genfer
Museumhat seinerseits dieKie-
werSonderausstellung«Vonder
Dämmerung bis zum Morgen-
grauen»übernommen.Helfens-
tein erinnerte überdies daran,

dass auch das Basler Kunstmu-
seumseineSammlungwährend
des Zweiten Weltkriegs in Si-
cherheit hat bringen müssen.
Damals wurde sie in die Inner-
schweiz verfrachtet.

DasAsylunddieAusstellung
in Basel sind nun zumeinen ein
Akt der Solidarität, die demBe-
griff «Fluchtkunst» eine ganz
neue Bedeutung verleiht. Zum
anderen bietet sie die Gelegen-
heit, unbekannteKünstlerinnen
und Künstler und deren Schaf-
fen kennen zu lernen. Damit
könnedasBaslerMuseumauch
einen Beitrag zur Stärkung des
bedrohtenkulturellenSelbstver-
ständnissesderUkraine leisten,
sodieErwartungderMuseums-
leute aus Kiew.

«Born in the Ukraine»
Kunstmuseum Basel,
Hauptbau. Bis 30. April.
www.kunstmuseumbasel.chIlja Repin: «Ukrainisches Haus», 1880. Bild: zvg/Kunstmuseum Basel

bz – Zeitung für die Region Basel
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Die geflüchtete Ukrainerin Oksana Buzoveria mit ihrem Pflegesohn Lucka Garmash in ihrem Wohnzimmer in Basel. Bild: Roland Schmid (5. Januar 2023)

Angekommen,
aber nicht
zuhause

Geflüchtete aus der Ukrainewollen auch in den beiden Basel
auf eigenen Beinen stehen. Die Erwerbsquote bleibt trotzdemniedrig.
DieMenschen erwarten zahlreiche Stolpersteine auf demWeg zur
Selbstständigkeit. Viele von ihnenwohnen unterdessen alleine.

Hans-Caspar Kellenberger

Oksana Buzoveria (46) hat einen Ku-
chen gebacken und den Küchentisch
für ihre Gäste gedeckt. An den beiden
FensternhängenbeleuchteteUkraine-
Flaggen, alsBuzoveria ihreGästebittet,
sich zu setzen. Es wird eng in der klei-
nenKüche, trotzdemtutdie46-Jährige
alles, damit sich die Menschen bei ihr
wohlfühlen.AuchRussisch-Übersetzer
Boris Chnaider istmit dabei.

Vor bald einem Jahr hat Russland
dieUkraineangegriffen.DerKrieg, der
seither unerbittlich tobt, hatMillionen
Ukrainerinnen und Ukrainer aus ihrer
Heimat vertrieben. So auch in die
Schweiz: 62523 Geflüchtete aus der
Ukraine sind hier gemäss dem Staats-
sekretariat für Migration (SEM) mit
Schutzstatus S per EndeDezember re-
gistriert. So auch Oksana Buzoveria
und ihr Sohn Egor, die Anfang März
2022 aus der – noch heute unter Be-
schuss stehenden–ukrainischenGross-
stadt Charkiw geflüchtet sind. Unter-
gekommen sinddie zweiGeflüchteten
damals bei der ehemaligen SP-Gross-
rätinDanielle Kaufmann in Basel.

VieleGeflüchtetewohnen
jetzt zurMiete
Bei der Ankunft in der Schweiz erwar-
tendiegeflüchtetenMenschenweitere,
grosse Herausforderungen. Die Gast-
geberkantoneund -gemeindenderweil
müssendenBedürfnissenderGeflüch-
teten gerecht werden können – und
greifen dabei weiterhin auch auf die
HilfederprivatenGastfamilien zurück.
Auch in den beiden Basel.

Dem Stadtkanton wurden bisher
insgesamt 1830 Geflüchtete aus der
Ukraine zugewiesen.GutdieHälfteder
SchutzsuchendensindFrauen, rundein
Drittel sind Kinder und Jugendliche
unter 18 Jahren und rund 300 sind er-
wachsene Männer. Derzeit wohnen
noch 220 der geflüchteten Menschen
bei Gastfamilien sowie deren 500 in
kantonalenUnterkünften.

Alle anderen sind ausgereist oder
haben ihrenWohnsitz unterdessen ge-
wechselt – und leben alleine: Oksana
Buzoveria und ihr Sohn Egor wohnen
mittlerweile in einer Mietwohnung.
AuchLucka (15) –derSohneinerFreun-
din aus Charkiw – wohnt seit dem Au-
gust bei Buzoveria. Auch ermusste vor
demKrieg fliehen. SeineMutter arbei-
tet beim ukrainischenMilitär.

«Gastfamilien stellen ihrenWohn-
raum für mindestens drei Monate zur
Verfügung und viele verlängern um
mehrere Monate. Aber sowohl Gast-

familienwieauchdieSchutzsuchenden
bevorzugen mit der Zeit privaten
Raum.Eserstauntdahernicht, dassdie
Zahl zurückgegangen ist», heisst es bei
der kantonalen Asylkoordination.

Der selbstbestimmteAlltagwird für
die Geflüchteten immer wichtiger,
dennesbleibt ungewiss,wannsie indie
Ukraine zurückkehren können. Oksa-
na Buzoveria hoffte im März 2022 im
GesprächmitdieserZeitungnoch,dass
sie innerhalbeinigerMonatenachHau-
se zurückkehren kann. Daraus wurde
nichts. Zwarkonnte sie ihrenMannbe-
reits zweimal inCharkiwbesuchen, je-
doch unter Lebensgefahr. Granaten
und Raketen schlagen noch immer in
derGrossstadt ein.GrosseTeilederört-
lichen Infrastruktur sind zerstört.

«Momentan lebe ichvonTagzuTag
und schaue, wie es weitergeht», sagt
Buzoveria. Die täglichen Nachrichten
aus ihrerHeimat lassen sie auchhier in
der Schweiz nicht los. «Ich blicke nicht
zu weit nach vorne, da ich nicht weiss,
was noch passieren wird», sagt sie.
Trotz aller Ungewissheiten versuchte
sie in den letzten Monaten, sich hier
eine Existenz aufzubauen.

Dem Baselbiet sind seit Kriegsbe-
ginnundbisEndedesvergangenen Jah-
res derweil 2452 Geflüchtete aus der
Ukraine zugewiesen worden. Fast die
Hälfte davon (1172) sindFrauen, hinzu
kommen 887Kinder und 393Männer.

AufnahmenbeiPrivaten
gibt esweiterhin
Rund 60 Prozent von ihnen wohnen
unterdessenalleine in einerWohnung.
1,5 Prozent in Wohngemeinschaften
und38,5ProzentbeiGastfamilien.Ver-
gleichtmandie jetzigeSituationmit je-
ner im Juli, hat die private Unterbrin-
gung ukrainischer Geflüchteter um

rundeinDrittel abgenommen.Damals
waren rund62ProzentderUkrainerin-
nen und Ukrainer in Gastfamilien
untergebracht. Insgesamthabe sichdie
Unterbringung in Gastfamilien als
nachhaltiger erwiesen als anfänglich
angenommen,heisst esbeimBaselbie-
ter Sozialamt. «Dass aktuell immer
noch über ein Drittel aller Schutz-
suchenden aus der Ukraine privat
untergebracht sind, zeigt, dass invielen
FällenLösungen für einvorübergehen-
desZusammenlebengefundenwerden
konnten», sagt Dienststellenleiter
FabianDinkel.Auchwürdenweiterhin
Menschenprivat aufgenommen,wenn
auch nicht mehr im gleichen Umfang
wie noch imFrühjahr 2022.

FürdieGastfamilienwurdeeinEnt-
schädigungssystem eingeführt, wel-
ches über die einzelnen Gemeinden
läuft.WegenderZuständigkeit derGe-
meinde könne der Kanton aber noch
keine Bilanz zu den Beträgen ziehen,
die bisher ausbezahlt wurden.

OhneSprachkenntnisse
wirdes schwierig
In Basel-Stadt wird von der Sozialhilfe
eine Wohnpauschale pro Monat für
Nebenkosten an die Gastfamilien aus-
bezahlt.Abdem1.Oktoberdesvergan-
genen Jahres wurde die Pauschale für
diejenigen Gastfamilien erhöht, die
mehr als zwei Personen beherbergen.
Für den Bezug müssen die Geflüchte-
tenauch inder Stadt bei der Sozialhilfe
angemeldet sein.

Die Geflüchteten wollen auf eige-
nen Beinen stehen. Im Kanton Basel-
landhaben2405von2452geflüchteten
UkrainerinnenundUkrainernbisEnde
DezemberdenSchutzstatusSerhalten.
InBasel-Stadthabenalle 1830Geflüch-
tetendenStatus erhalten – inderTheo-
rie dürfen sie also alle arbeiten.

Theorie und Praxis klaffen jedoch
weit auseinander: Über die gesamte
Schweiz gesehen liegt dieErwerbstäti-
genquote der Geflüchteten aus der
Ukraine bei 14,3 Prozent. ImBaselbiet
wurden bisher gerade einmal 228 Ge-
suche zu einem Stellenantritt von
Ukrainerinnen und Ukrainern bewil-
ligt. In Basel-Stadt wurden bisher 233
Gesuche gutgeheissen. 1460Ukraine-
rinnen und Ukrainer werden in der
Stadt aktuell von der Sozialhilfe unter-
stützt – so auchOksana Buzoveria.

Sie sagt: «Ichwürdegernearbeiten,
ich bin eine aktive Person.» Zeitlich
würde das, gemäss ihrer eigenen Aus-
sage, trotz der beiden Schulkinder in
ihrem Haushalt funktionieren. Aber:
«Es ist sehr schwierig, hier eine Stelle

zu finden. Die Spezialisierung in der
Schweiz ist hoch», soBuzoveria, die in
ihrer Heimat Mitarbeiterin in einem
Sport-Gymnasiumwar.Zusammenmit
ihrer ehemaligen Gastgeberin hat sie
mehrere Bewerbungen verfasst – ohne
Erfolg. Die Basler Asylkoordinatorin
Renata Gäumann sagt: «Auch für die
aus der Ukraine geflüchteten Men-
schen ist dieTür zumArbeitsmarkt die
Sprache.» Zwar würden viele gut Eng-
lisch sprechen, abermitDeutschmüss-
ten diemeisten ganz vorne anfangen.

EsgebehochqualifizierteLeutemit
perfekten Englischkenntnissen, die
Arbeitsplätzefinden, beispielsweise im
Bereich Life Sciences, aber das seien
nurEinzelne.OhneguteDeutsch-oder
Englischkenntnissewirdesalsoschwie-
rig für dieGeflüchteten, auchwenn sie
eigentlich arbeiten dürften.

So auch für Oksana Buzoveria. Sie
ärgert sich sichtlich, nicht arbeiten zu
können. Vier Mal wöchentlich nimmt
sie, jeweils am Nachmittag, nachdem
sie fürdieKindergekochthat,Deutsch-
unterricht. In Basel-Stadt werden
Schutzsuchende aus der Ukraine von
der Fachstelle Arbeitsintegration für
Geflüchtete der Sozialhilfe in Sprach-
kurse vermittelt.

BreiteVerteilungauf
verschiedeneBranchen
Auch imKantonBasellandbesteheder
ZugangzuentsprechendenAngeboten,
heisst es aufAnfrage. Insgesamthand-
le es sichaberbeider Integration inden
Arbeitsmarkt umeinen längerfristigen
Prozess, der oft über mehrere Jahre
gehe. Fürdie Schutzsuchendenausder
Ukraine sei hier auch erschwerend,
dassdie langfristigePerspektivebetref-
fend den Aufenthaltsstatus und die

Rückkehrmöglichkeiten unsicher sei.
Darum haben bisher nur wenige Ge-
flüchtete aus der Ukraine eine Anstel-
lung in den beiden Basel gefunden. In
Basel-Stadt sindes vor allemdieBerei-
che Life Sciences, Detailhandel, Gas-
tronomie undHotellerie.

ImBaselbiet ist dieVerteilungähn-
lich breit: Spitzenreiter sind die Berei-
che Gebäudebetreuung, Garten- und
Landschaftsbau (29Stellen), Landwirt-
schaft (24 Stellen), Erziehung und
Unterricht (21 Stellen), Nahrungsmit-
telproduktion (15 Stellen) und Gastro-
nomie (14Stellen).Buzoveria sagt: «Ich
will hier arbeiten – und ich schäme
mich, das bisher nicht zu können.» Sie
will kein Sozialfall bleiben. Eine man-
gelndeKompetenz imBereichderdeut-
schenSpracheerweise sichals grösster
Stolperstein inderArbeitsvermittlung,
betont auchdasBaselbieterAmt für In-
dustrie, Gewerbe und Arbeit (Kiga).
Geradedeshalb ist dieEinschulungder

«Es ist sehr
schwierig, hier
eineStelle zu
finden.»

Oksana Buzoveria
Geflüchtete aus Charkiw

«DieTürzum
Arbeitsmarkt ist
dieSprache.»

Renata Gäumann
Asylkoordinatorin Basel-Stadt
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Die geflüchtete Ukrainerin Oksana Buzoveria mit ihrem Pflegesohn Lucka Garmash in ihrem Wohnzimmer in Basel. Bild: Roland Schmid (5. Januar 2023)

geflüchteten Minderjährigen aus der
Ukraine essenziell, sollten sie langfris-
tig in der Schweiz bleiben.

Oksana Buzoverias Sohn Egor be-
sucht eine Klasse des Zentrums für
Brückenangebote, obwohl er, genau
wie Pflegesohn Lucka – der in die Se-
kundarstufe 1 inBasel eingeschultwur-
de – inderUkrainedasGymnasiumbe-
suchthatte.Die fehlendenFranzösisch-
kenntnisse stellen den beiden Jungen
wegen der Maturitätsverordnung ein
Bein auf ihrem schulischenWeg in der
Schweiz. Das auch, wenn Lucka bei-
spielsweisebereits gutDeutsch spricht.

Soschnellwiemöglich
indieRegelklasse
Gerade begabte Schülerinnen und
Schüler aus der Ukraine drohen des-
halb unterzugehen. Lucka wie auch
Egorbesuchenparallel zurSchule inder
Schweiz auch einen virtuellen Unter-
richt in ihren alten ukrainischen Klas-
sen.Unlängst trafen russischeRaketen
auch eine Eishockey-Arena in der Uk-
raine, die komplett zerstörtwurde. Bu-
zoverias Sohn Egor möchte in der
Schweizbleiben.Er spielt leidenschaft-
lich gern Eishockey, momentan in der
U17-Mannschaft des EHC Basel. Pfle-
gesohn Lucka will studieren, seine
Traumberufe sindArzt oder Biologe.

Die Einschulung der geflüchteten
Kinder aus der Ukraine ist derweil für
beide Kantone eine Herausforderung,
was aktuelle Zahlen belegen: In Basel-
Stadt wurden bis anhin 65 Kinder im
Kindergarten, 161Kinder indiePrimar-
schule und 91 Kinder in die Sekundar-
schule eingeteilt. Hinzu kommen 73
Kinder und junge Erwachsene, die in
BerufsfachschulenundGymnasienein-
geteilt wurden. Auch hier wird die

Verteilung auf die verschiedenen Stu-
fen anhand der bereits vorhandenen
Deutschkenntnissevorgenommen,wie
esbeimErziehungsdepartementheisst.
FürgewöhnlichkommendieKinder zu-
erst inEinstiegsgruppen,wo sieUnter-
richt mit Fokus Deutsch erhalten.
Sobald das Kind genügend Deutsch-
kenntnissehatundPlatz ineinerRegel-
klasse vorhanden sei, sei es vom Inte-
grationsgedankenambesten,wenndie
Kinder dorthin kommen. Ganze, neue
Klassenmussten in Basel-Stadt bisher
nicht gebildet werden.

Auch imBaselbiet seien«keineHe-
rausforderungen diesbezüglich be-
kannt», so Michael Lehner, Sprecher
der Bildungs- Kultur- und Sportdirek-
tion.Hierwerden151ukrainischeSchü-
lerinnen und Schüler in 15 Sekundar-
schulen unterrichtet. Hinzu kommen
204 in 40 Primarschulen und 58 in 26
Kindergärten.

Im Baselbiet werden die ukraini-
schen Kinder und Jugendlichen grup-
penweise inFremdsprachintegrations-
klassen (FSK) eingeteilt, umdanach so
baldwiemöglich in Regelklassen inte-
griert. Die zusätzlichen Herausforde-
rungen sind sehr unterschiedlich.
SimonThiriet vomErziehungsdeparte-
ment Basel-Stadt sagt: «Zum Teil
habendieKinderund Jugendlichengar
keine Probleme und können schon
nach wenigen Wochen normal im
Schulalltag mitmachen. Dann gibt es
aber auch Kinder, die vom Krieg trau-
matisiert sind.Hier beweisendieLehr-
personen und Schulleitungen sehr viel
Fingerspitzengefühl.»

Die Situation auf dem Lehrperso-
nenmarkt sei «allgemein herausfor-
dernd», soThiriet. «Gerade indeners-
tenWochenderFlüchtlingswelle erfuh-

ren wir aber von Seiten der
LehrpersonenundSchulleitungeneine
sehr grosse Solidarität und einen gros-
senEinsatzwillen,was sokurznachCo-
ronanicht selbstverständlichwar», sagt
Thiriet. Dem Lehrpersonenmangel
wirdmitder zusätzlichenBelastungdes
SchulsystemsaberkaumAbhilfe getan.

Hinzu kommen auch fehlende
Fachkräfte im Sozialbereich. In Basel-
Stadt sind deshalb, für die Betreuung
der Geflüchteten aus der Ukraine, 130
zusätzliche Stellen vorgesehen: 60 für
Lehrkräfte, 70 für die Sozialbehörden.
Wie siehtdas imBaselbiet aus?«ImZu-
sammenhangmitdenhohenZahlenan
Geflüchteten aus der Ukraine wurden
auch imKantonBaselland in verschie-
denenBereichenneueStellengeschaf-
fen», sagtFabianDinkel vomkantona-
len Sozialamt.

DerTraumeiner
Rückkehr lebtweiter
Dies betreffe die Betreuung in denGe-
meinden, dieBetreuungdurchDienst-
leister imSozialbereichund imBereich
der Integration, in den Schulen und in
der Verwaltung. Eine Übersicht liege
jedoch nicht vor, da die Betreuung auf
derGemeindeebene geregelt wird.

OksanaBuzoveria träumtvoneiner
RückkehrnachCharkiw, auchwenn ihr
die Schweiz gut gefällt. Nach ihrem
letztenBesuchfiel es ihr schwer,wieder
zu gehen. Aber die Sicherheitslage in
der Stadt ist weiterhin prekär. Und:
«AuchwenndieUkrainedenKrieg ge-
winnt, weiss ich nicht, wie es danach
weitergeht. So vieles ist zerstört», sagt
Buzoveria. Der nächste Punkt, den sie
für eine allfällige Abreise im Moment
ins Auge fasst, ist das Ende des laufen-
den Schuljahres im Sommer.

Nachgefragt

«Ein Kurzaufenthalt war
immer eine Illusion»
Ehemaliger Integrationsbeauftragter ThomasKessler
über geflüchteteUkrainerinnen in der Schweiz.

Interview:Maria-Elisa Schrade

Vor zehn Monaten hat Russland die
Ukraineangegriffen, seitdemsindüber
71000UkrainerinnenundUkrainer in
der Schweiz geflohen. Während viele
Schutzsuchendeanfangshofften,mög-
lichstbald in ihreHeimatzurückzukeh-
ren,habensichdiemeisten inzwischen
auf einen längeren Aufenthalt einge-
stellt.DerAgronomThomasKessler lei-
tete von 2009 bis 2017 die Basler Kan-
tons- und Stadtentwicklung, davorwar
er neun Jahre lang Integrationsbeauf-
tragter des Kantons. Als die ersten
Schutzsuchenden nach Basel kamen,
nahmauch er eine ukrainische Familie
bei sich auf.

WasbedeutetdieKriegsentwick-
lungder letztenMonate fürdie
geflüchtetenUkrainerinnenund
Ukrainer inderSchweiz?
ThomasKessler: Ichmussvorwegsagen,
dassmichderÜberfall nichtüberrascht
hat; ichhabemeineFirmazeitigdarauf
ausgerichtet. SeitdemAngriff lässt sich
der Kriegsverlauf in Echtzeit beobach-
ten, der – so hart das klingen mag –
durch die Feuerkraft von zwei Parteien
bestimmt wird: Wenn der Westen
schwereWaffen liefert, geht es schnel-
ler, tuterdaszögerlich,dauertes länger.
Ich rechne daher nicht mit einem
KriegsendevordemkommendenSom-
mer.Das habe ich der ukrainischenFa-
milie, die ich letztes Jahr beimir aufge-
nommen hatte, früh so gesagt und ihr
dazu geraten, ihre Rückkehrpläne zu
ändern.

MitwelchenErwartungen istdie
Familie indieSchweizgekommen?
DieMutterwollteursprünglich imSom-
mer2022zurückund ihreKinder inder
Ukraine einschulen, aber ein Kurzauf-
enthaltwarvonAnfanganeine Illusion.
Für die Allermeisten gilt einmittelfris-
tigerAufenthalt.Unddasbedeutet, die
Anstrengung einer Integration mit
Deutschlernenauf sichzunehmenund
eine Arbeit zu suchen. Die Mutter hat
sichwie fast alledaraufeingelassen, ihr
Kind geht nun hier zur Schule und sie
lernt Deutsch. Ausserdem haben sie
eine passendeWohnung gefunden.

Wiegut istdieSchweizdarauf
vorbereitet, sovieleGeflüchteteaus
derUkraine längerfristigaufzuneh-
men?
Für die Schweiz ist das kein Problem,
sonderneineChance.Wirhabeneinen
akutenFachkräftemangel vonderWis-
senschafterinbis zumVerkäuferunddie
Ukrainer sind sehr motiviert. Sie brin-
gen viel Wissen und Fähigkeiten mit,
die unshier inder Schweiz fehlen. Jetzt
ist es an der Schweiz, wie schnell
Sprach- und Arbeitsangebote spezifi-
ziertwerden–einigeArbeitgeberwaren
dabereits sehrkreativ.Das isteinespan-
nende Herausforderung, die sowieso
aktuell ist, unabhängig vom Ukraine-
Krieg, denn wir waren schon immer
wirtschaftlich stärker, als sich das in
unserer Bevölkerungszahl widerspie-
gelt.

Alles inallemprofitiertdieSchweiz
alsovomrussischenKrieggegendie
Ukraine?
Es tutderSchweizgut,wennsiemitden
Realitäten der Welt konfrontiert wird.

Das schützt vor Nabelschau. Der Dis-
kurshat sich inunsererGesellschaft seit
Ausbruch des Krieges verschoben:
Schönwetterpolitik umNebenthemen,
diemansich imWohlstand leistenkann,
mussteangesichtsderAngstvorKriegs-
auswüchsen, Inflation, Rohstoff- und
Energie-Mangel radikal auf den Kopf
gestellt werden. Plötzlich musste ganz
Westeuropaumdenken–hinzukonkre-
ter Sachpolitik für alle.

WasbedeutetdieserWertewandel
fürunsereGesellschaft?Waskön-
nenwirvondenUkrainerinnen
lernen?
Die ukrainischen Frauen helfen uns,
uns aus den Fallen der deutschen Ro-
mantikzubefreien.Ukrainerinnensind
sehr leistungs- und karriereorientiert,
sieunterscheidennicht zwischenFrau-
en- und Männerberufen. Unter ihnen
sindvieleNaturwissenschafterinnen. In
derSchweizhingegenwählendie sozia-
len Schichten und Geschlechter ähnli-
che Berufsfelder und Lebensstile wie
ihre Grosseltern. Das führt zu einem
MangelanFachkräftenundInnovation,
denwirmit Immigrationkompensieren.
Aber das ist keine nachhaltige Lösung.
Wirmüssenwieder einHerz fürs Prak-
tischeentwickelnunddieganzeGesell-
schaft alsEinheit sehen.Mindestens20
Prozent könnten besser ausgebildet
werden, wenn wir ihre Potenziale er-
kennen und fördern. Das gilt gerade
auch für Secondas undFlüchtlinge.

Wieattraktiv istdieSchweiz fürdie
Ukrainerinnen?Wollenvieleauch
bleiben?
DieBeurteilung ist sehr individuell, na-
türlich spielen wirtschaftliche und so-
zialePerspektiveneineRolle.Wenndie
KinderFreundefindenoderdieFrauen
einen neuen Partner, sind sie eher ge-
neigt zu bleiben. Grundlegend ist aber
dieUkrainenachwievordasattraktivs-

teLandfür sie. InderSchweizhabenwir
vielWohlstand,aberdasNeue,derAuf-
bruch, findet gerade in der riesigen
Ukrainestatt -politisch,gesellschaftlich
und wirtschaftlich. Da kann man viel
aufbauen und die Ukrainerinnen den-
ken sehrunternehmerisch.Ausserdem
ist der Heimatbezug bei vielen sehr
stark.DieUkrainerin,die ichaufgenom-
menhatte, interessiert sichvorallemfür
den Verbleib ihres Mannes und der
Schwestern. Kommt hinzu, dass die
Ukrainerinnensich inderSchweiz inein
sehr gefestigtes Leben einfügen müs-
sen. Die hiesige Regelkonformität ent-
sprichtnichtunbedingtdemLebensstil
derOsteuropäer. In derUkraine haben
siemehrGestaltungsspielraum.

Der Basler Integrationsexperte Thomas
Kessler. Bild: zvg
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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Zubegabt fürdieSekundarschule
DenKantonen steht es frei, wie sie den Zugang zuGymnasien für geflüchtete Kinder regeln. Das Problem sind die Landessprachen.

Hans-Caspar Kellenberger

Die vor demKrieg in der Ukrai-
ne geflüchteten Kinder und Ju-
gendlichen müssen in der
Schweiz zur Schule gehen. Dies
auch, wenn der Schutzstatus S
eigentlich soangedacht ist, dass
dieMenschenwieder in ihrHer-
kunftslandzurückkehren.Solan-
ge der Krieg in der Ukraine an-
dauert, ist dies eher unwahr-
scheinlich. Die Infrastruktur im
Land ist weitgehend zerstört.
ZahlreicheBildungs-undSport-
einrichtungenwurdenOpferdes
massiven Beschusses. Daran,
dass die ukrainischen Kinder
schonbald zurückkehrenund in
derUkrainezurSchulegehen, ist
imMoment nicht zu denken.

Dabei müssen sich die Ge-
flüchteten, die nun Schweizer
Schulenbesuchen,anvieleneue
Begebenheiten anpassen,wenn
siedenAnschlussnichtverlieren
wollen. Das gilt auch für schu-
lischbegabtegeflüchteteKinder
und Jugendliche in der ganzen
Schweiz –undsoauch indenbei-
denBasel.

Der aus dem ukrainischen
Charkiw geflüchtete Luca (15)

zum Beispiel möchte hier eine
Ausbildungmachenoder studie-
ren. Momentan besucht er die
Sekundarschule1 inBasel-Stadt.
Viele Fächer, die in der Ukraine
getrennt sind, werden in der
Schweiz interdisziplinär vermit-
telt – zum Beispiel werden hier
Algebra und Geometrie zusam-
mengeführt, sagt er. Er würde
gerne einmal Arzt oder Biologe
werden.Dafürmusser insGym-
nasium,daser inderUkrainebe-

suchthat,bisderKriegausbrach.
Luca kann bereits ein wenig
Deutsch, er lernt schnell. In der
Sekundarschule ist er in den
meisten Fächern unterfordert.

DieKruxmitden
Landessprachen
Die national geregelte Maturi-
tätsverordnung in der Schweiz
steht aber zwischen ihm und
dem Besuch des Gymnasiums.
Denn: NebenMathematik, Bio-
logie, Chemie oder Geschichte
gehören auch mindestens zwei
Landessprachen zu den obliga-
torischenGrundlagenfächern.

DieehemaligeSP-Grossrätin
DanielleKaufmann,dieeineuk-
rainische Familie mit zwei Kin-
dern zuGast hatte, sieht das kri-
tisch:«Man lässt eineganzeGe-
neration hängen. Der
Schutzstatus S ist darauf ausge-
legt, dass dieMenschen zurück-
kehren. Man tut daher wenig,
dass diese Kinder ihr Schul-
niveau halten können, auch die
Gymnasiastennicht.»DieBasler
Erziehungsrätin Soshya Kauf-
mann (SP) sagt: «Beim fehlen-
den Französisch würde ich mir
wünschen, man könnte kulant

sein und die Maturitätsverord-
nung für diese Jugendlichen an-
passen.» Diese seien aber nicht
das einzige Problem. «Ein gym-
nasialerUnterricht ohne ausrei-
chendeDeutschkompetenzenist
leider kaumzu schaffen.»

InBasel-Stadt sindderzeit 73
Kinder und Jugendliche aus der
Ukraine inGymnasien oder Be-
rufsfachschulen eingeteilt, in
denSekundarschulensindes91.
«DieZahlenzeigen,dassbislang
nur rund 10Prozent der Schüle-
rinnen und Schüler aus der Uk-
raine im entsprechenden Alter
einGymnasiumbesuchen», sagt
SimonThiriet,LeiterKommuni-
kation des Erziehungsdeparte-
ments (ED) vonBasel-Stadt.

An den Gymnasien werden
hoheAnforderungen andasBe-
herrschen der Landessprachen
gestellt. «Diese Fähigkeiten zu
erlernen, benötigt Zeit», sagt
Thiriet.«Es istdeshalbverständ-
lich,dassdieelfMonate,die seit
AnkunftdererstenFamilienver-
gangensind, für Jugendlichemit
wenig Vorkenntnissen noch
nicht ausreichen.» ImBaselbiet
sindkeineKinderausderUkrai-
ne inden fünfGymnasieneinge-

teilt, dafür 151 in der Sekundar-
schule. Bei der kantonalen Bil-
dungs-, Kultur- und
Sportdirektion (BKSD) heisst es
auf Anfrage der bz, dass «unter
besonderenUmständen» – z. B.
beiguten intellektuellenVoraus-
setzungen ohne entsprechende
Sprachkenntnisse – «im absolu-
ten Ausnahmefall die Möglich-
keit einer provisorischen Auf-
nahme ‹sur dossier›» an ein
Gymnasiumbestehe.

DieKantonestehen
inderPflicht
Die BKSD weist zudem darauf
hin, «dass die Gymnasialquote
in der Ukraine um ein Mehrfa-
ches höher ist als in der
Schweiz».EineVergleichbarkeit
der Ausbildungsgänge sei nur
bedingt gegeben. So sei es lo-
gisch, dass nicht alle Jugendli-
chen, die in der Ukraine ein
Gymnasiumbesuchthaben,dies
in der Schweiz auch können.
«Grundvoraussetzung ist immer
eine Einschätzung der Qualität
der Ausbildung im Herkunfts-
land – und da sieht man grosse
Unterschiede», sagt SimonThi-
riet vom Erziehungsdeparte-

ment Basel-Stadt. Die gleiche
Problemstellung bestehe auch
für Jugendliche aus anderen
Ländern, so Thiriet. Die Kanto-
nebefändensich imRahmender
KonferenzderkantonalenErzie-
hungsdirektorinnen und -direk-
toren und der Mittelschulver-
bände im Austausch. Die Her-
ausforderungseigross.«Hierbei
handelt es sichumeineschweiz-
weite Thematik», sagt Thiriet.

Bei der Geschäftsstelle der
Schweizer Maturitätskommis-
sion heisst es auf Anfrage, dass
man beim Bund «auf den Ab-
schluss und nicht auf den An-
fang» schaue. Die Maturaprü-
fungen sind schweizweit an-
erkannt, deshalb müsse zwin-
gendeinezweiteLandessprache
geprüft werden.Wie und ob ge-
flüchtete Kinder und Jugendli-
cheZugangzumGymnasiumbe-
kommen, sei den Kantonen
überlassen.Dasheisst:DenKan-
tonen steht es frei, den Zugang
zu den Gymnasien für begabte
Geflüchtete zu regeln – und die-
se auf die Maturaprüfung ent-
sprechend vorzubereiten, auch
beim Erlernen einer zweiten
Landessprache.

Jonas Hoskyn und Zara Zatti

Erst seit zwei Jahren sitzt Bülent
Pekermanwieder imBaslerPar-
lament.Nun ist erabFebruar für
ein Jahr dessen Präsident. Der
GrosseRatwählte den45-Jähri-
gen gestern wie erwartet zum
Nachfolger von JoVergeat (Grü-
ne). Pekerman hatte im vergan-
genen Jahr als Statthalter geam-
tet.ErgehörtedemBaslerParla-
mentbereits zwischen2009und
2013anundgilt alsunauffälliger
Grossrat.

DasPräsidiumwechselt jähr-
lich imTurnus.DieReihenfolge
wirdzuBeginnderLegislaturbei
der Verteilung der Kommis-
sionssitzeabgemacht.DieGrün-
liberalenholtenbei denWahlen
2020 acht Sitze und können so
in der laufendenLegislaturwie-
dereineeigeneFraktionstellen.
Damithabensie zumerstenMal
Anspruch auf das Präsidium.

Mit 15 indieSchweiz
eingewandert
Pekerman hat kurdische Wur-
zeln undwuchs in einem ländli-
chenDorfZentralanatoliensauf.
ImAlter von 15 Jahrenmigrierte
er ausderTürkei indieSchweiz.
«Ich kannte das Land nur von
Postkarten, die mir mein Vater
gezeigt hatte, konnte keinWort
Deutsch. Natürlich war das
schwierig.»Pekerman lerntedie
Spracheschnell,nacheinemJahr
hatte seineLehrerindasGefühl,
dass er es ans Gymnasium ge-
hörte.

Die Probezeit bestand er,
nach drei Jahren wurde der
Schulstoff aber zu viel, erwech-
selte andieDiplommittelschule.
Schon damals war sich Peker-
man sicher: «Hätte ich die glei-

chen Startchancen wie meine
MitschülerinnenundMitschüler
gehabt, dann hätte ich auch das
Gymnasium geschafft.»

SeineGeschichteprägte sein
politischesEngagement:Er setzt
sich fürChancengleichheit, poli-
tischePartizipationeinundsieht
sich als kulturellen Brücken-
bauer.Mit 37 Jahren holte er die
Maturanach,er ist Inhabereiner
Fahrschule und hat ein Jurastu-
dium begonnen. Nach seiner
Wiederwahl in denGrossenRat
musste er dieses pausieren.
Doch er ist überzeugt, auch das
nochzubeenden:«Wenn ichmir
etwas in den Kopf setze, dann
mache ich das auch – koste es,
was eswolle.»

GrossratClaudioMiozzari
zumStatthaltergewählt
Die Präsidentin respektive der
Präsident leitet die Sitzungen
desGrossenRates.Danebenge-
hört auch jedeMenge repräsen-
tative Arbeit zum Jobprofil. Da-
durch gilt das Amt als Sprung-
brett für den nächsten Schritt in
der Politkarriere. So sass etwa
Erziehungsdirektor Conradin
Cramer (LDP) auch schon auf
demPräsidentenstuhl.

Hin und wieder gehört es
auch zum Amt, seine Kollegin-
nen und Kollegen zu Ruhe und
Ordnungaufzufordern:«Ichbin
ein sehr ruhiger und gelassener
Mensch, aberwennesdieSitua-
tionerfordert, kann ichauchan-
ders», sagt Pekerman.

AlsneuenStatthalterundde-
signiertenGrossratspräsident im
letzten Jahrder laufendenLegis-
laturwurdeSP-GrossratClaudio
Miozzari gewählt. Er ist Inhaber
einerProjektagentur imBereich
Kultur undKommunikation. Mit Pekerman ist erstmals eine Personmit Migrationshintergrund Parlamentspräsident. Bild: Juri Junkov

«Beim
Französisch
würde ichmir
Kulanz
wünschen.»

SoshyaKaufmann
Basler Erziehungsrätin (SP)
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Video- und Audiobeiträge 
 
 
 

 ‹Die Solidarität in der Region ist gross› 
 (Telebasel News, 04.03.2022, 5:34 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/1a6425d7-6c4b-4255-9c14-

6186b0c2749c/media=5f49d0a0-a792-4087-934b-d6708af304a3   
 

 ‹Ukrainerinnen suchen Arbeit› 
 (Telebasel Report, 23.03.2022, 12:00 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/1a6425d7-6c4b-4255-9c14-

6186b0c2749c/media=050754bb-b636-4875-8a04-002941f58255   
 

  ‹Einschulung: Ein Stück Alltag für Jugendliche aus der Ukraine› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 07.04.2022, 4:42 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/1a6425d7-6c4b-4255-9c14-

6186b0c2749c/media=551c2109-6dbe-4bc5-92cb-a18929d56e88     
 

  ‹Ukrainische Netzwerke setzen sich für bessere Verteilung ein› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 14.04.2022, 5:48 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/1a6425d7-6c4b-4255-9c14-

6186b0c2749c/media=6aba45d0-9343-40fb-9c1b-896e035eb5ae  
 

 ‹Basels Freiwillige helfen bei der Integration von Ukrainerinnen› 
 (Telebasel Report, 27.04.2022, 11:58 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/1a6425d7-6c4b-4255-9c14-

6186b0c2749c/media=70011920-8b5e-4f63-9d1a-add05a7f0913  
 

 ‹Baslerinnen sammeln Fenster für Ukraine› 
 (Telebasel News, 03.09.2022, 2:28 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/1a6425d7-6c4b-4255-9c14-

6186b0c2749c/media=8038c126-3846-4a6f-9876-de349e51dd7b  
 

  ‹Zurückgehen oder nicht? Ukrainische Geflüchtete Uliana Makarenko im Dilemma› 
 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 11.08.2022, 10:28 min) 
 https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/1a6425d7-6c4b-4255-9c14-

6186b0c2749c/media=5221f2d4-9bd6-4d26-9905-bbf1a233c58b  
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